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Klaus Lompe

Zwanzig Jahre Godesberger Programm der SPD

I. Einführung — Funktion von Parteiprogrammen

1979 ist ein Jahr zahlreicher gewichtiger Jubi-
läen in der Geschichte Deutschlands. Vor 60 
Jahren wurde die Nationalversammlung von 
Weimar gewählt und vor dreißig Jahren trat 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft Auch sind in diesem Jahr 20 
Jahre vergangen, seit die Sozialdemokraten 
im November 1959 in Godesberg fast einstim-
mig ihr neues Grundsatzprogramm verab-
schiedet haben. So wie der 30. Geburtstag des 
Grundgesetzes für viele Anlaß ist, sich erneut 
mit der Entstehung unserer Verfassung zu be-
schäftigen und zu fragen, welche staatlich-ge-
sellschaftliche Wirklichkeit durch sie geprägt 
wurde, scheint es heute ebenso geboten, die 
historische und aktuelle Bedeutung des Go-
desberger Programms zu beleuchten. Kein an-
deres Dokument einer politischen Partei der 
Bundesrepublik hat so kontroverse Stellung-
nahmen und Interpretationen bewirkt wie die-
ses Programm. Für die einen war es sichtbarer 
Ausdruck einer „Anpassung“ der SPD, für die 
anderen das Ergebnis eines langen Lernpro-
zesses einer traditionsbeladenen Partei, bei 
dem es den Sozialdemokraten vor allem 
darum ging, Theorie und Praxis in Einklang zu 
bringen bzw. einsehbar aufeinander zu bezie-
hen. Man kann Willi Eichler, einem der „Väter" 
des Godesberger Programms, zustimmen, 
wenn er ausführt, daß wohl keinem der Teil-
nehmer auf dem außerordentlichen Parteitag 
vom 13. bis 15. November 1959 in Bad Godes-
berg sofort wirklich bewußt war, „wie sehr mit 
dieser grundlegenden Selbstverständigung 
der Partei eine entscheidende Wandlung 
nicht nur für die Sozialdemokratie, sondern 
auch für die freiheitlich demokratische Ent-
wicklung der Bundesrepublik begonnen oder 
Ansätze solcher Wandlung bejaht und fortge-
setzt wor 1den waren“ ).
1) W. Eichler, Die politische Rolle des Godesberger 
Programmes, in: K. Lompe/L. Neumann (Hrsg.), Willi 
Eichlers Beiträge zum demokratischen Sozialismus, 
bonn-Bad Godesberg 1979, S. 158. Zur Rolle Willi 
ichlers, dem Leiter mehrerer Programmkommis

sonen bei der Entwicklung der sozialdemokrati-
S henProgrammatik nach dem Kriege, vgl. K. Lom-
PeI F. Neumann, Willi Eichler und die Program-
matik. des demokratischen Sozialismus, ebenda,  10 ff.

Parteiprogramme haben einerseits die Aufga-
be, nach außen zu wirken, andererseits die 
Funktion, das innere Gefüge der Parteien zu 
gestalten bzw. Richtpunkte für das Regie-
rungs- oder Oppositionsverhalten zu setzen. 
Flöhr arbeitete vier manifeste bzw. latente 
Funktionen von 'Parteiprogrammen2) heraus: 
1. Integration der Partei, 2. Mittel für parte
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in-
terne Machtkämpfe, . Instrumente zur ver-
stärkten Fundierung der eigenen politischen 
Position, . Werbung3).

2) Allgemein unterscheidet man heute zwischen 
Grundsatz-, Aktions-, Wahl- und Regierungspro-
grammen der politischen Parteien.
3) H. Flohr, Die Rolle von Parteiprogrammen in der 
Demokratie, Göttingen 1968, S. 60 ff.; H. Kaack (Ge-
schichte und Struktur des deutschen Parteiensy-
stems, Opladen 1971, S. 401 ff.) unterscheidet zwi-
schen a) Funktionen nach außen, al) Werbefunk-
tion, a2) Profilfunktion, a3) Agitationsfunktion, a4) 
Operationsbasis und b) den Funktionen nach innen, 
bl) Integrationsfunktion, b2) Identifikationsfunk-
tion, b3) Stimulationsfunktion, b4) Her schaftsfunk-
tion und b5) Legitimationsfunktion.
Die ersten drei Funktionen ordnet Flohr mehr dem 
Programmtyp des Grundsatzprogrammes zu, wäh-
rend die Werbefunktion beim Aktionsprogramm im 
Vordergrund steht.
4) Im Gegensatz zu den anderen demokratischen 
Parteien (die CDU zum Beispiel verabschiedete zum 
ersten Mal im Jahre 1978 ein Grundsatzprogramm) 
hat die sozialdemokratische Partei seit ihrem Beste-
hen immer versucht, über kurzfristig ausgerichtete 
Reformprogramme hinaus auch Programme mit 
dem Ziel der grundsätzlichen Verständigung über 
die geschichtliche Situation von zunächst zeitlich 
unbegrenzter Gültigkeit zu erarbeiten. Das lag nicht 
zuletzt daran, daß sie von ihren beiden „Hauptlehr-
meistern" Ferdinand Lassalle und Karl Marx ein Ge-
schichtsbewußtsein mit auf den Weg bekommen 
hat, das ihr das Verständnis der Geschichte als Pro-
zeß der Interdependenz aller gesellschaftlichen 
Kräfte und Erscheinungen erschließen ließ. Seit 
dem Erfurter Programm von 1891 stellten die 
Programme der SPD aber mehr oder weniger eine 
Mischung aus Grundsatz- und Aktionsprogrammen 
dar.

Ohne Zweifel hat das Godesberger Grundsatz-
programm4) der sozialdemokratischen Partei 
in jeweils mehr oder weniger ausgeprägtem 
Maße diese Funktionen wahrgenommen. Be-
sonders in jüngster Zeit standen im Blick auf 
die Binnenstruktur der Partei vor allem die In-



tegrations-, die Herrschafts- und die Legitima-
tionsfunktion des Godesberger Programms im 
Zentrum der Auseinandersetzungen.
Das Grundsatzprogramm war das Ergebnis ei-
nes langen, schwierigen innerparteilichen 
Willensbildungsprozesses und tiefgehender 
Auseinandersetzungen, in denen die geistigen 
Energien der Partei in einem Maße aktiviert 
worden sind, wie es weder vor noch nach Go-
desberg der Fall war. Die Verabschiedung die-
ses Programmes ermöglichte nach schwieri-
gen Jahren in der Opposition und vielfältigen 
Auseinandersetzungen Geschlossenheit im 
politischen Handeln. Die Sozialdemokraten 
gewannen damit im Inneren ein neues Selbst-
verständnis und nach außen hin ein neues Bild 
in der Öffentlichkeit — eine Voraussetzung 
ihrer Regierungsfähigkeit5).

5) Im Blick auf die Werbefunktion gegenüber dem 
Wähler scheint der große Durchbruch, der mit dem 
Godesberger Programm — obgleich kein Wahlpro-
gramm — vorausgesagt worden war, erst 1969 er-
folgt zu sein; vgl. W. Eichler (Die Rolle des Godes-
berger Programms, a. a. O., S. 177) mit Bezug auf 
Analysen von Liepelt und Scheuch. Allgemein zur 
69er Wahl: M. Kaase, Determinanten des Wahlver-
haltens bei der Bundestagswahl 1969, in: PVS, 
Heft 1, 1970, S.46ff.

6) G. Lührs, Th. Sarrazin, F. Speer, M. Tietzel, Kriti-
scher Rationalismus und Sozialdemokratie, in: die-
selben (Hrsg.), Kritischer Rationalismus und Sozial-
demokratie, Bd. I, Berlin u. a. 19752, S. 11. Zur Kritik 
daran vgl. K. Lompe, L. Neumann: Willi Eichler.... 
a. a. O., S. 31 ff.
7) Dezidiert wird diese Behauptung von W. Hennis
in seinem Buch: Organisierter Sozialismus. Zum 
„strategischen" Staats- und Politikverständnis der
Sozialdemokratie, Stuttgart 1977, vertreten.

Herrschte in den Jahren nach der Verabschie-
dung des Godesberger Programmes eine Zeit-
lang ein vordergründiger Pragmatismus in der 
Partei vor, so sind vor allem seit der Regie-
rungsbeteiligung der Sozialdemokraten auf 
Bundesebene neue Auseinandersetzungen um 
die Grundlagen und die Konzepte ihrer Politik 
von Grund auf neu entbrannt. Das Godesber-
ger Programm steht bei den internen Ausein-
andersetzungen deshalb im Vordergrund, weil 
sich die verschiedenen Gruppierungen auf das 
Programm berufen und dem innerparteilichen 
Gegner bestreiten, daß er noch von dem Pro-
gramm als Basis ausgehe bzw. es hinreichend 
ernst nehme. Besonders auffallend in dieser 
Diskussion, in die die Gesamtpartei vor allem 
durch die Auseinandersetzungen um den 
Orientierungsrahmen '85 einbezogen wurde, 
war die Tatsache, daß die jüngere Generation 
— wie auch eine große Zahl der „externen" 
Kritiker — kaum Kenntnis von der theoreti-
schen Neuorientierung des demokratischen 
Sozialismus hatte. Die philosophischen Weg-
weiser auf dem Weg nach Godesberg waren 
weitgehend unbekannt. Das gilt sowohl für die 
theoretischen Neuansätze am Rande der Par-
tei in der Weimarer Republik und in der Exil-
zeit wie vor allen Dingen auch in der Vorbe-
reitungsphase auf Godesberg.

Die Diskonuinität in der Wahrnehmung der 
Grundlagen der Entwicklung des demokrati-
schen Sozialismus, das Vorherrschen eines 
oberflächlichen Pragmatismus in der SPD 
nach Godesberg führte mit dazu, daß ein Teil 
des Nachwuchses in der Sozialdemokratie auf 
den Marxismus zurückgriff, und zwar zum Teil 
auf den orthodoxen Marxismus.
Andere Gruppierungen, die im Zuge einer Ab-
grenzungsstrategie gegenüber den Marxisten 
die Sozialphilo
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sophie des kritischen Rationa-
lismus Popperscher Prägung zur neuen Basis-
philosophie sozialdemokratischer Politik ma-
chen wollten, behaupteten, das Godesberger 
Programm habe „nie eine philosophische und 
erkenntnistheoretische Grundlage beses-
sen" ).
Solche Behauptungen können nur auf Un-
kenntnis jener philosophischen und erkennt-
niskritischen, aber auch psychologischen, so-
ziologischen und sozialhistorischen Versuche 
beruhen, die nach dem Kriege und teilweise 
schon davor unternommen wurden, um der 
Parteiprogrammatik der SPD überzeugende 
Fundamente zu schaffen. Vor allen Dingen die 
Vorarbeiten und Kommissionsdokumente 
zum Godesberger Programm sind ja in ihrer 
theoretischen Fundierung viel anspruchsvol-
ler, als es der Endtext dieses Programmes ver-
muten läßt.
Die Marxismusrenaissance in Teilen der jün-
geren Generation und die konkrete Program-
matik des Orientierungsrahmens nahmen auf 
der anderen Seite eine Reihe von Kritikern 
der Sozialdemokratie zum Anlaß, zu behaup-
ten, daß die Partei vom Godesberger Kurs ab-
gehe, sich eine Rückkehr von der „Volkspartei" 
zur „ideologischen Klassenpartei" vollziehe7).

Für die Sozialdemokratie selbst war der 
Orientierungsrahmen '85 als ein Instrument 
der Präzisierung und Konkretisierung be-
stimmter Elemente des Godesberger Pro-
gramms ein wichtiger Ansatz für langfristige 
Planungsüberlegungen und ein Rahmen für 
Reformpolitik auf mittlere Sicht sowie eine 
große programmatische Integrationsleistung.



Für den innenpolitischen Gegner ist er eine 
Art Kristallisationspunkt für die Kritik an der 
Reformpolitik.
Dies alles, auch die kontroversen Ansichten 
über Erfolg 
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und Mißerfolg der Politik innerer 

Reformen bzw. ihrer Auswirkungen nach  
Jahren sozialliberaler Koalition unter sozial-

Die Diskussion um die programmatische Neu-
orientierung der SPD begann unmittelbar 
nach dem Zusammenbruch des nationalsozia-
listischen Regimes. Schon auf dem Grün-
dungsparteitag in Hannover setzte die Diskus-
sion um die Überprüfung der überkommenen 
politischen Zielvorstellungen ein. Willi Eich-
ler forderte, „eine innere Klärung von Begrif-
fen und Problemen herbeizuführen, die uns vor 
Jahrzehnten selbstverständlich und gelöst er-
schienen"9). Eine Neuorientierung hielt er vor 
allen Dingen in Hinsicht auf das Verhältnis 
von Revolution und Demokratie, die Soziali-
sierung der Produktionsmittel und das Institut 
des Eigentums allgemein für notwendig. Aber 
auch die Beziehungen zwischen Sozialismus 
und Christentum, über die Marx und Bebel so 
dezidierte und endgültige Urteile gefällt hat-
ten, und das Verständnis des geschichtlichen 
Prozesses seit der russischen Oktoberrevolu-
tion sollten in diese Neubesinnung mit einbe-
zogen werden.

11) Vgl. dazu K. Klotzbach, Die Programmdiskussion 
in der deutschen Sozialdemokratie 1945—1959, in: 
Archiv für Sozialgeschichte 1976, S. 473.
12) Nicht wenige sind zurückblickend geneigt, Ol-
lenhauer das Hauptverdienst am Zustandekommen 
des Godesberger Programms zu geben; vgl. etwa H. 
J. Mann, Das Godesberger Grundsatzprogramm als 
Ergebnis innerparteilicher Willensbildung, in: Geist 
und Tat, Heft 4, 1969, S. 259 ff., und F. Barsig, Freiheit 
und Sozialismus. Der „lange Marsch“ der SPD nach 
Godesberg, in: Stationen einer Republik, hrsg. von R. 
Klett und W. Pohl, Stuttgart 1979, S. 101 f.
13) So problematisch es sein mag, die verschiedenen 
Richtungen in der sozialdemokratischen Partei je-
ner Zeit typisierend zusammenzufassen, kann den-
noch die Einteilung von Erwin Schöttle in „Ballast-
abwerfer“, „Traditionalisten” und „bedächtige Refor-
mer" als praktikable Kennzeichnung der vorherr-
schenden Richtungen benutzt werden; vgl. dazu H. 
J. Mann, Das Godesberger Grundsatzprogramm ..., 
a. a. O., S. 229 ff.
14) Vgl. S. Miller, Die SPD .... a.a.O., S.37. Willy 
Brandt, der dem Parteivorstand angehörte, der im 
September 1959 einstimmig den Entwurf des 
Grundsatzprogrammes annahm, erläuterte damals 
seine Bedenken: Er habe geglaubt, daß eine Partei 
„in diesem geteilten Lande und angesichts der uns 
umgebenden weltpolitischen und technisch-wissen-
schaftlichen Wandlungsprozesse die Grundsätze 
des demokratischen Sozialismus nicht neu fixieren, 
sondern sich auf ein Aktionsprogramm beschrän-
ken“ solle; vgl. W. Brandt in einer Stellungnahme in: 
„Rote Revue“, Heft 19, 1959.

Von der Mehrheit der Parteimitglieder war zu 
diesem Zeitpunkt die Notwendigkeit einer 
fundamentalen inneren Klärung der neuen 
Programmatik noch nicht erkannt — und auch 
Kurt Schumacher teilte den Standpunkt Eich-
lers noch nicht. Er betonte, daß man noch kein 
neues Programm formulieren könne, weil man 
sich in einer „Periode des Übergangs“ befände, 
in der alles im Fluß sei. Er befürchtete, daß 
Grundsatzüberlegungen zu sehr von den aktu-
ellen Problemen der Wiederaufbauphase be-
stimmt werden könnten. Zudem sei seit dem 
Ersten Weltkrieg „keine ausreichende Analy-
se" als Grundlage einer neuen sozialistischen 
Theorie mehr vorgenommen worden10).

8) Vgl. zur allgemeinen Entwicklung der SPD in die-
ser Phase vor allem S. Miller, Die SPD vor und nach 
Godesberg, Bonn-Bad Godesberg 1975, und aus aus-
ländischer Sicht J. Rovan, Histoire de la Social-D-
mocratie allemande, Paris 1978.
9) Vgl. Protokoll des Hannoverschen Parteitags von 
1946, S. 104.
10)vgl  Protokoll des Hannoverschen Parteitags, 
d 23, und K. Schumacher, Aufgaben und Ziele der 
deutschen Sozialdemokratie, in: Turmwächter der 
Demokratie, Bd. II, S. 71 ff., S. 75. 

demokratischer Führung legen es 20 Jahre 
nach der Verabschiedung des Godesberger 
Programms nahe, einige Entwicklungslinien 
sozialdemokratischer Programmatik vor und 
nach Godesberg aufzuzeigen und in die aktu-
elle Diskussion um den freiheitlich-demokra-
tis 8chen Sozialismus einzuordnen ).

II. Der Weg nach Godesberg

Während Schumacher später darauf hoffte, 
über ein Wahl- und Aktionsprogramm hinaus-
zugelangen11 ), blieben führende Vertreter der 
Partei bis zur Verabschiedung des Godesber-
ger Programmes skeptisch gegenüber der 
Möglichkeit bzw. Notwendigkeit eines Grund-
satzprogrammes. Während sich besonders Ol-
lenhauer schon sehr früh — und mit Nach-
druck vor allen Dingen nach den Wahlnieder-
lagen von 1953 und 1957 — für die Erarbeitung 
und Verabschiedung eines neuen Grundsatz-
programmes einsetzte12 ), hatten „gerade Män-
ner, die zu den Reformern 13 ) zählten, wie Willi 
Brandt, Fritz Erler, Helmut Schmidt, Herbert 
Wehner,... Bedenken dagegen, die Grund-
sätze des demokratischen Sozialismus pro-
grammatisch neu zu fixieren und die Partei da-
mit auf längere Zeit hin festzulegen."14 ) Dabei 
waren diejenigen, die den Möglichkeiten der 



Formulierung eines Grundsatzprogramms 
skeptisch gegenüberstanden, keineswegs 
identisch mit denjenigen, die eine grundle-
gende Reform der sozialdemokratischen Par-
tei für nicht notwendig hielten. Viele sahen in 
einer solchen Bindung der Partei die Gefahr, 
daß man sich mit solchen Programmen freiwil-
lig den Zugang zu bestimmten Wählerschich-
ten verbaue15 ).

15) Dies mag auch ein Grund dafür sein, daß die an-
deren demokratischen Parteien der Bundesrepublik 
lange keine Grundsatzprogramme verabschiedet 
haben.
16) Hier ist besonders beachtlich, daß nach 1945 Per-
sönlichkeiten zur SPD gekommen waren und mehr 
oder weniger schnell in führende Positionen aufge-
stiegen sind, deren politische Vergangenheit und 
weltanschauliche Prägung von der für die Weima-
rer Sozialdemokratie charakteristischen abwichen. 
„In manchen Fällen sogar im Gegensatz zu ihnen 
standen, so um die bekanntesten zu nennen, Carlo 
Schmid, Adolf Arndt, Herbert Wehner, Karl Schil-
ler. Hinzu kommt, daß auch Männer wie Willy 
Brandt, Waldemar von Knoeringen, Erwin Schoett-
le, Willi Eichler, die sich noch zur Zeit der Republik 
oder im Exil wegen politischer Meinungsverschie-
denheiten von der SPD getrennt hatten, nun wich-
tige Funktionen innerhalb der Organisation ausüb-
ten." In: S. Miller, Die SPD ..., a. a. O., S. 14 f.
17) Zur Parteidiskussion vgl. die knappe, präzise 
Übersicht bei HJ. Mann, Das Godesberger Grund-
satzprogramm ..., a. a. O., S. 227 ff.
18) G. Weisser zitiert in: „Tagesspiegel“ Nr. 196 vom
23.8. 47.

Hinzu kam, daß auch Unsicherheit darüber 
herrschte, ob die Partei angesichts der sehr 
verschiedenen Strömungen in der Gesamtor-
ganisation eine verbindliche Grundsatzformu-
lierung durchstehen könnte16 ) oder ob wegen 
der Vielfalt der geistigen Richtungen Grund-
satzformulierungen nicht entweder leerfor-
melhaft bleiben müßten oder aber die Partei in 
die Gefahr des Dogmatismus gerate.
Banden in der Anfangsphase der Republik zu-
nächst auch die tagespolitischen Aufgaben 
des Wiederaufbaus Kräfte, die der program-
matischen Erneuerung hätten dienen können, 
so erzwangen Entwicklungen in der Partei und 
äußere Faktoren die Programmdebatte, die in 
Godesberg einen vorläufigen Abschluß 
fand17 ). Innerparteilich stellte sich immer stär-
ker das Bedürfnis heraus, das geistige Funda-
ment der Politik der SPD klarer hervortreten 
zu lassen, weil man aus der „babylonischen 
Verwirrung in den eigenen Reihen"18 ) heraus-
kommen wollte. Terminologische und pro-
grammatische Verschwommenheit hatten zur 
Unsicherheit in der Partei geführt. Die Unein-
heitlichkeit des Erscheinungsbildes in der Öf-
fentlichkeit erzwang eine Klärung in einer in-

nerparteilichen Debatte. Eine solche program-
matische Klärung wurde aber auch zum 
Zwecke der politischen Kommunikation nach 
außen notwendig, um nämlich neue Anhänger 
vor allen Dingen in den Mittelschichten zu ge-
winnen19 ). Entscheidend für die Fortentwick-
lung der Programmarbeit war dann die inner-
halb der Partei in diesem Ausmaß kaum er-
wartete Niederlage bei der Bundestagswahl 
von 1953. Der SPD war es —
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 wie später auch 
1957 — nicht gelungen, sich als linke demo-
kratische Volkspartei glaubwürdig zu profilie-
ren und sich durch Programm und Persönlich-
keiten als attraktive politische Alternative zu 
präsentieren ). Es wurde daraufhin nicht nur 
in der neutralen und gegnerischen Presse, son-
dern auch innerparteilich eine intensive Dis-

19) Kurt Schumacher hatte schon sehr früh betont, 
daß es zu der sozialdemokratischen Partei die ver-
schiedenartigsten Zugänge geben sollte, seien es 
Motive der Philosophie, der Religion, der Moral 
oder gesellschaftsanalytische Erkenntnisse; vgl. K. 
Schumacher, Programmatische Erklärungen auf der 
Konferenz in Hannover am 5. 10. 1945, o. O., o.J„ 
S. 18. Für die spätere Gewinnung von Wählern aus 
den Mittelschichten war gerade die Anerkennung 
dieser Motivpluralität eine entscheidende Vor-
aussetzung. Bis Mitte der 60er Jahre lag das we-
sentliche Wählerpotential der SPD in den ihr tradi-
tionell verbundenen Gruppierungen der großstädti-
schen Facharbeiter und in etwas geringerem Maße 
der sonstigen Arbeiterschaft. Nach dem Ausschluß 
von der Macht 1949 gelang es der Partei aber bis 
Ende der 60er Jahre auch nicht annähernd, dieses 
Potential auszuschöpfen. Erst 1969 und 1972 kam es 
zu Änderungen in den Wählerstrukturen; vgl. M. 
Kaase, Determinanten des Wahlverhaltens bei der 
Bundestagswahl 1969, a. a. O., S. 62 ff.
20) Die Mehrdeutigkeit, Emotionsgeladenheit bzw. 
Diskreditierung des Wortes „sozialistisch", wofür 
ein Großteil der Wähler die SPD hielt, spielte dabei 
auch eine Rolle. Auch im Zusammenhang mit der 
Parole „Freiheit oder/statt Sozialismus" wird ja 
heute noch versucht, den demokratischen Sozialis-
mus mit der kommunistischen Ideologie und der 
Praxis kommunistischer Machtausübung zu verbin-
den. Ziel ist, die deutsche Sozialdemokratie als frei-
heitsfeindlich zu diffamieren. Wie erfolgreich sol-
che Bemühungen sind, zeigen Ergebnisse einer Un-
tersuchung, nach der im Jahre 1976 55% der befrag-
ten Bundesbürger meinten, Sozialismus und persön-
liche Freiheit seien unvereinbar; vgl. D. Oberndor-
fer, Last der SPD. Nicht mehr als 23% der Wähler 
wollen den Sozialismus, in: Die Welt v. 20. August 
1976, S. 4.

.Die semantischen Verwirrungen haben dazu ge-
führt, daß dem Worte „Sozialismus" nicht nur sehr 
unterschiedliche, sondern sogar einander entgegen-
gesetzte Begriffe und Programme zugeordnet wer-
den. Der jüngste Versuch, in historischer Instinktlo-
sigkeit und ohne Rücksicht auf Verluste an politi-
scher Kultur Identitäten von Sozialismus und Natio-
nalsozialismus aufzeigen zu wollen, beruht auch aut 
dem Versuch, mit bewußt unklaren Ausdrücken 
dem Gegner eine Weltanschauung zu unterschie-
ben, die ihn zum Feind macht. 



kussion um Anspruch und Selbstdarstellung 
der SPD geführt. Waren zunächst Probleme 
der Organisation und Fragen der Personal-
wahl für Führungspositionen Gegenstand hef-
tiger Diskussionen gewesen, so trat nun die 
Frage der Programmatik der Partei immer 
mehr in den Vordergrund.
Hatte sich in den ausgehenden 40er Jahren 
die Programmdiskussion vornehmlich in nicht 
organisierte Gruppen kulturpolitisch interes-
sierter Sozialdemokraten verlagert21 ), so 
wurde nach der Wahlniederlage 1953 neben 
einer Kommission, die sich mit Organisations-
fragen befaßte, auch eine Kommission einge-
setzt, die Probleme der theoretischen Fundie-
rung der Politik bearbeiten sollte. Nach der 
Verabschiedung der Empfehlungen dieser 
Kommission setzte der Parteivorstand eine 
60köpfige Programmkommission unter Feder-
führung von Willi Eichler ein, die Vorschläge 
für die Ergänzung des Aktionsprogramms 
durch eine Präambel über die Grundsätze der 
SPD ausarbeitete. Darüber hinaus wurde dem 
Parteitag der Vorschlag für die Einsetzung ei-
ner Studienkommission für ein Grundsatz-
programm unterbreitet, der vom Berliner Par-
teitag 1954 angenommen wurde.

22) Vgl. H. J. Mann, Das Godesberger Grundsatz-
programm .... a. a. O., S. 231 ff. Zum Ablauf des Go-
desberger Parteitages vgl. J. Edler, Der Godesberger 
Parteitag der SPD von 1959, in: Gegenwartskunde, 
Heft 3, 1967, S. 208 ff.
23) Vgl. K. Klotzbach, Die Programmdiskussion in 
der deutschen Sozialdemokratie 1945—1959, a. a. O., 
S. 480. Als wichtigste Ergebnisse der Diskussionen 
bis zu diesem Zeitpunkt sah Gerhard Weisser an: 1. 
Ablehnung der freiheitsfeindlichen Wirtschafts-
form „Zentralverwaltungswirtschaft“, jedoch Fest-
stellung, daß die wettbewerbliche Marktwirtschaft 
keineswegs automatisch alles das leistet, was von 
ihr erwartet werden muß. 2. Eine einseitige Zusam-
mensetzung der Volkswirtschaft aus Erwerbsunter-
nehmen wird als kulturschädlich angesehen. Die 
Marktwirtschaft soll mit dem Gedanken der Vielfalt 
der Unternehmenstypen verbunden werden, d. h. 3., 
das soziale Leben soll vielgestaltig an Gebildetypen 
sein. 4. Es wurde allmählich eine Zeitanalyse mit 
neuen Hypothesen erarbeitet, die das Schwerge-
wicht auf die organisatorischen Abhängigkeiten in 
der hochentwickelten Industriegesellschaft lenkt, 
und 5. wurde erkannt, daß die gesinnungsmäßigen 
Grundlagen sozialistischer Haltungen in Politik und 
Erziehung einer viel intensiveren Klärung als bis-
her bedurften, wenn sie nicht aus einer Reihe in-
haltsleerer Formeln bestehen sollen.
Zum entscheidenden Unterschied zu allen bisheri-
gen Programmen wurde betont, daß das Grundsatz-
programm neben Zeitanalyse auch einen gesonder-
ten Teil mit interpretierten gesinnungsmäßigen 
Grundentscheidungen erhielt; vgl. G. Weisser, Die 
wissenschaftlichen Grundlagen des Berliner 
Programms der SPD und des Stuttgarter Entwurfs 
für ein Grundsatzprogramm (das spätere Godesber-
ger Programm). Manuskript vom 15. 1. 1959, er-
gänzte Fassung vom Mai 1975, S. 2f.

Die Arbeiten an diesem Grundsatzprogramm 
dauerten bis zu seiner Verabschiedung fast 
fünf Jahre. Dabei kann man mit H. J. Mann 
vier Phasen unterscheiden: Die erste Phase 
reichte von der Einsetzung der Programm-
kommission im März 1955 bis zum Stuttgarter

!21) Die kulturpolitischen Konferenzen dienten als 
angemessene Koordinationsmittel, die einen locke-
ren, nicht parteioffiziellen Rahmen bildeten und of-
fene und ungezwungene Aussprachen förderten; 
vgl. K. Klotzbach, Die Programmdiskussion in der 
deutschen Sozialdemokratie 1945—1959, a. a. O., 
S. 472. Besondere Bedeutung hatte in diesem Zu-
sammenhang die Kulturkonferenz in Ziegenhain; 
vgl. dazu G. Eckhardt, Auf dem Wege nach Godes-
berg. Erinnerungen an die Kulturkonferenz der SPD 
in Ziegenhain, in: Freiheitlicher Sozialismus, Bei-
träge zu seinem heutigen Selbstverständnis, hrsg. 
von H. Flohr, K. Lompe, L. F. Neumann, Bonn-Bad 
Godesberg 1973, S. 49—58. Der Kulturpolitische 
Ausschuß und später die Studienkommission sozial-
demokratischer Wissenschaftler haben die Pro-
grammarbeit entscheidend mitbestimmt. Für die 
Arbeit der Programmkommission 1955 waren neben 
der Ziegenhainer Erklärung (1947) und der Frank-
furter Prinzipienerklärung der Sozialistischen Inter-
nationale (1951) die Bentvelder Erklärung über So-
zialismus und Religion (1953), die „Mehlemer The-
sen von 1954 und die Präambel zum Berliner Pro-
gramm von 1954 entscheidende Etappen der pro-
grammatischen Entwicklung der Sozialdemokratie 
auf dem Weg nach Godesberg; vgl. dazu auch H. Ko-
ser, Die Grundsatzdebatte in der SPD von 1945/46

ls 1 958/59, Diss. Freiburg 1971, S. 187ff.

Programmentwurf von 1958. Die zweite liegt 
zwischen dem Stuttgarter Parteitag und dem 
Ende der Diskussionen im Sommer 1959 über 
den dort vorgelegten Entwurf. In der dritten 
Phase wurden von Programmkommission und 
Vorstand die Stellungnahmen aus der Partei 
zum zweiten veröffentlichten Entwurf von 
September 59 verarbeitet und die letzte Phase 
reichte schließlich von der Veröffentlichung 
des zweiten Entwurfs bis zur Verabschiedung 
auf dem Parteitag in Godesberg22 ).
Die Entwicklung der Inhalte der sozialdemo-
kratischen Programmatik nach 1945 wurde zu-
nächst weitgehend von Einzelpersonen oder 
Minderheitsgruppen bestimmt. Im Berliner 
Programm — vor allem in der Präambel — ha-
ben von ihnen 
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seit 1945 erarbeitete Analysen 
und Normen zum ersten Mal Eingang in ein 
parteiverbindliches Dokument gefunden. Zu 
Recht weist Klotzbach darauf hin, daß die von 
vielen als entscheidender Fortschritt angese-
hene Präambel zum Berliner Programm nichts 
fundamental Neues für denjenigen enthielt, 
der die seit 1945 geführte theoretische Diskus-
sion aufmerksam verfolgt hat ) . War die 
Programmdiskussion zunächst vor allem 



von den Parteieliten geführt worden, so wur-
den im Jahr vor der Verabschiedung Mitglie-
der und Öffentlichkeit in den Prozeß der Mei-
nungs- und Willensbildung in einer Breite ein-

bezogen, wie nie zuvor 24) . In den Wintermona-
ten 1958/59 wurden in allen Bezirken Arbeits-
gemeinschaften gegründet, die sich mit dem 
Programmentwurf von 1958 befaßten254). 5). 

24) Großen Anteil an dieser Diskussion in der Partei 
hatten Eichler und Deist. Beide hatten auf über 350 
Veranstaltungen die programmatische Neuorien-
tierung der Partei dargestellt; vgl. H. J. Mann, Das 
Godesberger Grundsatzprogramm .. „ a. a. O„ 
S. 234.
25) Die Stellungnahmen aus der Partei waren viel-
fältig und umfangreich und umfaßten fast 10000 
Blätter. Da die von den verschiedenen Organisa-
tionseinheiten der Parteien gestellten Anträge in-
haltlich kaum Anregungen bzw. Initiativen enthiel-
ten, die über das hinausgingen, was in den Pro-
grammdebatten seit 1945/46 und den Kommissions-
beratungen seit 1945 behandelt worden war, kann 
man im Blick auf die innerparteiliche Demokratie 
mit einigem Recht sagen, daß diese Diskussionen 
für das Selbstverständnis der Partei von größerer 
Bedeutung waren als für den Inhalt des Pro-
grammes; vgl. G. Edler, Der Godesberger Partei-
tag ..., a. a. O., S. 211.
26) Vgl. dazu K. Lompe, L. F. Neumann, Willi Eich-
ler ..., a. a. O., S. 16 ff.
27) O. K. Flechtheim (Die Anpassung der SPD: 1914,
1933 und 1959, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie 
und Sozialpsychologie, Heft 14, 1964, S. 584 f.) sieht 
Godesberg als „endgültige Unterwerfung unter die 
restaurative Entwicklung der Bundesrepublik“, als

III. Godesberger Programm — Ergebnis der Anpassung 
oder eines kontinuierlichen Erneuerungsprozesses?

Das Godesberger Programm ist durch eine 
klare Absage an alle weltanschaulichen und 
politischen Ausschließlichkeitsansprüche ge-
kennzeichnet. In der Öffentlichkeit wurde es 
weithin als Novum, oft als plötzlicher und ra-
dikaler Bruch mit der Vergangenheit interpre-
tiert. Die politischen Gegner der Sozialdemo-
kraten sahen in ihm eine politische Kehrtwen-
dung, eine Kapitulationserklärung gegenüber 
der erfolgreichen Politik der CDU/CSU-ge-
führten Bundesregierungen. Auch wurde oft 
mit pejorativem Unterton von .Anpassung" ge-
sprochen, nicht zuletzt angesichts der Ge-
sprächsangebote an die katholische Kirche, 
die nach der Verabschiedung des Programms 
unter Führung Willi Eichlers von den Sozial-
demokraten ergingen26 ). Andere vermuteten 
hinter dem Unternehmen bloße wahltaktische 
Überlegungen, indem man „die Ziele des So-
zialismus" in gefälligerem Gewand verkaufen 
wolle.
Für die „linken" Kritiker der Partei wiederum 
ist das Godesberger Progamm Ausdruck einer 

völligen Anpassung an die gegebenen Macht-
verhältnisse 27),  ein Dokument, in dem der „So-
zialismus als Überzeugung der Notwendigkeit 
der Umgestaltung des Systems des Kapitalis-
mus nicht mehr greifbar ist“28 ).

Eine vorurteilslose Betrachtung zeigt, daß das 
Godesberger Programm das Ergebnis eines 
jahrzehntelangen Neubesinnüngsprozesses 
war. Ein entscheidendes Moment jener Pro-
grammentwicklung liegt darin, daß sich eine 
an Traditionen so reiche Partei wie die Sozial-
demokratie im Einklang mit neuen Entwick-
lungen von Logik, Philosophie und Sozialwis-
senschaften aus sich selbst heraus und nicht 
primär in taktischer Anpassung von der Vor-
herrschaft Hegel-Marxscher Geschichtsme-
taphysik, von Geschichtsfatalismus und dog-
matisch fixierten revolutionären Endzielvor-
stellungen befreite. Diese Entwicklung ist 
nicht als ein schroffer Bruch mit der „ur-
sprünglichen Wahrheit" zu begreifen. Sie 
wurde schon in der Zeit der Weimarer Repu-

Abschluß eines Anpassungsprozesses, der 1914 mit 
der Zustimmung der sozialdemokratischen Reichs-
tagsfraktion zu den Kriegskrediten begonnen und 
sich 1933 in einer .Anbiederung an den Nationalso-
zialismus" fortgesetzt habe. In den „Thesen zur Stra-
tegie der Jungsozialisten in der SPD" heißt es noch 
1972: „Mit dem Godesberger Programm endet... offi-
ziell die Phase der antikapitalistischen Arbeiterpar-
tei. Godesberg ist das Eingeständnis der Niederlage 
des klassischen Reformismus ... Die ehemals sozia-
listische Arbeiterpartei, die Partei der Unterprivile-
gierten, hat sich in einen systemintegrierten Macht-
und Vermitlun gsapparat verschiedener Interessen 
verwandelt." (Jungsozialisten — Bezirk Hanno-
ver —, Schulungsmaterial, Schulungsgruppe 0, 
Wunstorf 1972, S. 7/8). Ähnliche Kritiken wurden 
auch von Wolfgang Abendroth, dem Exponenten 
des historischen Materialismus, in den Programm 
gremien der SPD in zahlreichen Aufsätzen und Arti-
keln formuliert; vgl. z. B. W. Abendroth, Aufstieg 
und Krise der deutschen Sozialdemokratie, Frank-
furt 1964; zu den Grundsatzauseinandersetzungen 
in den Kommissionen, die vor allen Dingen zwi-
schen Abendroth und Gerhard Weisser geführt 
wurden, H. Köser, Die Grundsatzdebatte.. „ a. a. O 
S. 217 ff.
28) Vgl. W. D. Narr, CDU-SPD. Programm und Praxis 
seit 1945, Stuttgart u. a. 1966, S. 213. 



blik, in der Emigration29 ) und im Untergrund 
in Deutschland vorbereitet

!29) In der Emigration wurde die Programmdiskus-
sion der Sozialdemokraten vor allem bei der „Union 
deutscher sozialistischer Organisationen" in Groß-
britannien geführt. Unter dem Titel „Die neue deut-
sche Republik" wurden 1943 Diskussionsgrundlagen 
veröffentlicht und 1945 programmatische Richtli-
nien „Zur Politik deutscher Sozialisten" publiziert. 
Eichler und Ollenhauer haben wiederholt darauf 
hingewiesen, daß diese Arbeiten eines der „frucht-
barsten Kapitel der deutschen Emigration" waren 
und viele Gedanken der Programme von Dortmund, 
Berlin und Godesberg vorweggenommen haben; 
vgl- dazu K. Lompe, L. F. Neumann, Willi Eichler ..., 
a a. 0. S. 11 ff.; und grundsätzlich zur Arbeit der so-
2ialistischen Gruppen in der Emigration W. Röder, 
Die deutschen sozialistischen Exilgruppen in Groß
britannien, Hannover 1968.

30) Vgl. K. Klotzbach, Die Programmdiskussion ..., 
; a- O., S. 483. Dabei war die prinzipielle Abgren-
zung zum Kommunismus aber immer schon ein zen-
traler Gegenstand der Reflexion der freiheitlich-de-
mokratischen Sozialisten. Die Auseinandersetzung 
mit ihm vollzieht sich dabei auf drei Ebenen: auf der 
Ebene der erkenntniskritischen Fragen, bei der phi-
osophischen Fundierung der Programmatik und 
du der Ebene konkreter Politik, wie sie in den ver-
schiedenen Ländern praktiziert wird. In der geisti
ge n Auseinandersetzung mit der kommunistischen

deologie werden von den demokratischen Soziali

Nach 1945 vollzogen sich Entwicklung und 
Wandel der Programmatik der sozialdemokra-
tischen Partei mit bemerkenswerter Kontinui-
tät. Den Programmatikern war klar, daß verän-
derte Gesellschaftsstrukturen neue Ord-
nungsvorstellungen erforderlich machten. So-
zialstrukturelle Wandlungen in der Wähler-
schaft wurden ebenso in die programmati-
schen Überlegungen einbezogen wie die do-
minierenden Haltungen zu wertbezogenen 
politischen Problemen. Auch die Konkurrenz-
situation der Partei im Parteiensystem beein-
flußte die konkreten Programmaussagen. 
Ohne Zweifel wurde der Prozeß der Pro-
grammentwicklung beschleunigt durch die 
Krisensituation der Partei nach drei verlore-
nen Bundestagswahlen. Immer deutlicher 
wurde die Erkenntnis, daß man neue Wähler-
schichten gewinen  mußte, wenn man Mehr-
heitspartei werden und die Möglichkeit erhal-
ten wollte, eigene Gestaltungsziele zu realisie-
ren. Der konkrete Text des Godesberger 
Programms enthält so auch einzelne aktuell 
und wahlpolitisch bedingte Schärfungen, „wie 
etwa die pointierte Verurteilung des Kommu-
nismus vor dem Hintergrund der 1958 von der 
Sowjetunion entfachten Berlinkrise oder das 
völlige Verschweigen der Bedeutung, welche 
die Autoren des kommunistischen Manifests 
für die Geschichte der deutschen Arbeiterbe-
wegung hatten"30 ).

Die grundsätzlichen Entscheidungen des Go-
desberger Programms waren aber nicht Aus-
druck wahltaktischer Anpassung, sondern das 
Ergebnis einer konsequenten, auf Lernprozes-
sen basierenden Entwicklung einer Partei, die 
Theorie und Praxis in Einklang
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 bringen wollte. 
Die Anhänger des undogmatischen Sozialis-
mus nach 1945 wollten — wie Gerhard Weis-
ser es ausdrückt — keine neue sozialistische 
Lehre verkünden, sondern in ihren program-
matischen Aussagen die Neuorientierung des 
tatsächlichen Verhaltens deutscher Soziali-
sten nach den Erfahrungen mit dem Totalita-
rismus, dem Faschismus und dem Bolschewis-
mus zum Ausdruck bringen ). Wer im Blick 
auf die Grundprinzipien des Programms die 
Ausführungen zu den Grundwerten, zum Mo-
tiv-Ziel-Mittel-Verhältnis, zu den Grundrech-
ten, den Prinzipien . der Rechtsstaatlichkeit 
und des parlamentarischen Mehrparteiensy-
stems, zum weltanschaulichen Pluralismus, 
zur Einstellung zu den Kirchen und auch zu 
wirtschaftspolitischen Ordnungsproblemen 
im Programm mit den Diskussionsleitlinien 
vergleicht, die innerparteilich während der 
40er und 50er Jahre formuliert wurden, er-
kennt, daß das Godesberger Programm den 
Abschluß einer kontinuierlichen geistigen 
Entwicklung darstellt. Godesberg war so auch 
nicht eine Kapitulationserklärung gegenüber 
der bisherigen Politik. Und auch die Entschei-

sten deutlich die Unterschiede in den Leitbildern 
zur Gestaltung der Gesellschaft herausgearbeitet. 
Unterschiede in der Gesinnung liegen darin, daß in 
der Bewegung des freiheitlich-demokratischen So-
zialismus dem Menschen als Individuum unbeding-
ter Selbstwert zugeordnet wird. Er wird nicht wie in 
der kommunistischen Bewegung lediglich als „nütz-
liches Glied der Gesellschaft“ geschätzt. Auch in der 
Gesellschaftsanalyse gibt es fundamentale Unter-
schiede. Der Kommunismus geht davon aus, daß im 
Industriezeitalter die Klassenherrschaft das Kern-
übel ist und daß es zu einer Gesel schaft der Freien 
kommen werde, wenn diese Herrschaft gebrochen 
wird. Hingegen hält der demokratische Sozialismus 
die Klassenkampfhypothese zur Erklärung von Ab-
hängigkeiten und sozialen Übeln in industrialisier-
ten Gesellschaften unserer Zeit nicht mehr für aus-
reichend. Auch in den verfassungspolitischen For-
derungen, die sich auf die Bildung des politischen 
Willens in der Gesellschaft erstrecken, unterschei-
den sich diese Bewegungen zentral. Von den Kom-
munisten wird eine Diktatur auf Zeit erstrebt, aus-
geübt durch die Klasse der bisher Entrechteten. Ge-
stützt auf die konkreten historischen Erfahrungen 
geht der demokratische Sozialismus von der fun-
dierten Vermutung aus, daß unter heutigen Bedin-
gungen jede Diktatur auf Zeit mit großer Wahr-
scheinlichkeit in eine Despotie auf Dauer um-
schlägt
31) Vgl. G. Weiser , Art. Freiheitlicher Sozialismus, 
in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, 
Band 9, Göttingen 1956, S. 509. 



düng der Sozialdemokratie für eine prinzipiell 
marktwirtschaftliche Ordnung ist keine An-
passung an Vorstellungen des Neoliberalis-
mus, von dem man sich früh ebenso abgrenzte 
wie vom Kollektivismus der Zentralverwal-
tungswirtschaft Wichtige Elemente der 
wirtschaftspolitischen Ordnungsvorstellun-
gen wurden in der Weimarer Republik ent-
wickelt — sie waren bereits in Grundzügen im 
Revisionismus enthalten und sind dann durch 
Elemente der Keynes'schen Wirtschaftslehre 
erweitert worden.

Nach 1945 wurde die Neuverständigung über 
die geistigen Grundlagen und politischen 
Ziele der Bewegung und das praktische Ver-
halten der Sozialisten stark von den Ereignis-
sen im nationalsozialistischen Herrschaftsbe-
reich bzw. in der Emigration beeinflußt. Hatte 
schon in der Weimarer Zeit die charakteristi-
sche Kluft zwischen revolutionärer Klassen-
kampfperspektive im grundsatzprogrammati-
schen Bekenntnis und der reformerischen Pra-
xis im gegebenen liberal-kapitalistischen 
System sowohl die politische Handlungsfähig-
keit als auch die Anziehungskraft der Partei 
beeinträchtigt, so förderte die Praxis der Poli-
tik in den westlichen Demokratien positive 
Einstellungen zu einer bewußt evolutionären 
Politik. Auch wurden die traditionellen Über-
zeugungen von einem „wissenschaftlichen So-
zialismus" oder einem historischen Entwick-
lungsautomatismus durch die Erfahrungen mit 
dem realen „Sozialismus" in der Sowjetunion in 
den 30er Jahren erschüttert. Nicht zuletzt die 
kommunistische Sowjetunion erschien als Be-
weis dafür, „daß die Vernichtung des Privatka-
pitalismus durchaus nicht per se ein Befrei-
ungsakt war, sondern daß sich unter der soge-
nannten Diktatur des Proletariats ein Unter-
drückungssystem verfestigte, das der antihu-
manen Wirksamkeit rechter Diktaturen kaum 
nachstand"32 ).

32) Vgl. K. Klotzbach, Die Programmdiskussion ..., 
a. a. O„ S. 470.

32) Vgl. A. Mintzel, Eine Konzentration der politi-
schen Kräfte auf wenige Strömungen. Das Parteien-
wesen der Bundesrepublik Deutschland — Entwick-
lung und Bewährung, in: Frankfurter Rundschau 
vom 15.8. 1979, S. 14.
34) Vgl. dazu L. F. Neumann, Prolegomena zu den 
sozialphilosophischen, wissenschaftstheoretischen 
und sozialpsychologischen Grundlagen des freiheit-
lichen, demokratischen Sozialismus, in: H. Flohr, K. 
Lompe, L. F. Neumann (Hrsg.), Freiheitlicher Sozia-
lismus, a. a. O., S. 61 ff.; G. Weisser, Philosophischer 
Kritizismus, kritischer Rationalismus, kritische 
Theorie und Neomarxismus im Wettbewerb um die 
geistige Fundierung der Programmatik der SPD; in: 
Lührs u. a. (Hrsg.), Kritischer Rationalismus.. • 
a. a. O., Band II, S. 95 ff.; sowie Th. Meyer, Grund-
werte und Wissenschaft im Demokratischen Sozia-
lismus, Berlin/Bonn 1978, und ders., Wissenschafts-
pluralismus im Demokratischen Sozialismus — am 
Beispiel des Godesberger Programms, in: H. Hei-
mann (Hrsg.), Dialog statt Dogmatismus, Frankfurt 
1978, S. 62 ff.
35) Dazu und zum folgenden vgl. K. Lompe, L. r.
Neumann, Willi Eichler ..., a. a. O., S. 22 ff.

Dabei ist die inhaltliche Neuausrichtung in 
der Programmatik des demokratischen Sozia-
lismus — wie Alf Mintzel zu Recht jüngst in ei-
ner Analyse der dreißigjährigen Entwicklung 
des Parteienwesens in der Bundesrepublik 
Deutschland herausstellte — mehr von Kräf-
ten weiter entwickelt worden, die nicht im 
Rampenlicht des politischen Alltags gestan-
den haben — wobei er besonders Willi Eichler 
und Gerhard Weisser aus dem Kreis des Göt-
tinger Philosophen Leonard Nelson heraus-

stellt33 ). In der Tat war ja das, was häufig die 
„Anpassung der SPD" genannt wurde, nicht zu-
letzt das Ergebnis einer langen geistigen Re-
flexion neuer philosophischer und wissen-
schaftlicher Positionen und ihre Fruchtbarma-
chung für die-Programmatik34 ). Ohne Zweifel 
hat jene vom Gedankengut der Fries-Nelson-
sehen kritischen Philosophie beeinflußte 
Gruppe freiheitlich-demokratischer Soziali-
sten maßgebenden Einfluß auf die politische 
Programmatik der sozialdemokratischen Par-
tei gewonnen35 ). Und Godesberg ist dabei der 
Abschluß einer Entwicklung zum undogmati-
schen Sozialismus der politischen Reform, de-
ren wichtige Fundamente über den Revisionis-
mus hinausgehend in der ausgehenden Wei-
marer Republik, in der Emigration und unmit-
telbar nach 1945 gelegt wurden.
Es wäre sicherlich eine unzulässige Vereinfa-
chung, wollte man Bernstein und Nelson in 
eine Entwicklungslinie einreihen und die 
Gruppe der Nelson-Schüler unter den Ober-
begriff „Revisionisten" subsumieren. Gleich-
wohl gibt es Gemeinsamkeiten mit jener histo-
rischen Bewegung in der Sozialdemokratie, 
die nicht sehr glücklich mit „Revisionismus“ 
bezeichnet wurde. Diese Bezeichnung wurde 
von den dogmatischen Kritikern meist zur 
Kennzeichnung einer opportunistischen Posi-
tion benutzt, die vom angeblich allein rich-
tigen Weg der ursprünglichen „Wahrheit" des 
Sozialismus abwich. Der „Revisionismus" war 
aber weder schwächliche Anpassung noch Re-
signation. Es mangelte ihm auch nicht an 
schöpferischer Gestaltungskraft. Entschei-
dende Impulse erhielt er von dem politischen 
Willen, dem notleidenden Arbeitnehmer 



mehr als die Vision eines Paradieses auf Erden 
zu bieten, auf das die Geschichte dialektisch 
hinauslaufe. „Seine Lebenslage soll vielmehr 
schon in der Gegenwart verbessert werden, so 
daß sie nicht eine Verheißung mobilisiere, 
sondern ihm der Weg gewiesen wird, heute 
und hier kämpferisch eine bessere materielle 
und immaterielle Lebenslage zu erreichen."36 ) 
Wie Bernstein lehnten die Nelson-Schüler es 
ab, Sozialismus mit Totalsozialisierung gleich-
zusetzen37 ). Sie wurde von ihnen vor allem we-
gen der mit der Totalsozialisierung verbunde-
nen Gefahren für die Freiheit abgelehnt und 
der instrumentelle Charakter der Forderung 
nach Vergesellschaftung herausgestellt. Die 
Forderung nach Vergesellschaftung der 
Schlüsselbetriebe, die auch im Godesberger 
Programm noch eine Rolle spielt, wurde unter 
zwei Gesichtspunkten erhoben: dem des Ab-
baus einseitiger, demokratiegefährdender 
Machtkonzentrationen und dem der Notwen-
digkeit planvoller Gestaltung des Wirtschafts-
ablaufes. Der Verzicht auf Totalsozialisierung 
war eine Absage an jede Form der Uniformie-
rung einer im hohen Maße organisierten Ge-
sellschaft. Der freiheitlich-demokratische So-
zialismus hat an die Stelle dieser Forderungen 
Vorstellungen gerückt, die in Einklang mit sei-
nen Grundwerten stehen und es dem politi-
schen Gegner nicht erlauben, jenen Verzicht 
als taktisches Zugeständnis an den Wirt-
schaftsliberalismus und seine geistige Grund-
lage oder gar an nichtstaatliche Macht von Ka-
pitalisten zu deuten.

38) Weisser fand sich in seinen Vorstellungen hier 
weitgehend in Einklang mit den vom Exilparteivor-
stand London entwickelten Konzepten und dem 
„demokratischen Sozialismus“ Kurt Schumachers; 
vgl. dazu, vor allem zur Diskussion im „wirtschaftli-
chen Ausschuß“ der SPD, H. Köser, Die Grundsatz-
debatte in der SPD, a. a. O., S. 176 ff.
39) Vgl. dazu K. Klotzbach, Die Programmdiskus-
sion ..., a. a. O., S. 474 ff.
In der Geschichte der Sozialdemokratie wechselten 
dabei die Einstellungen über die Vorrangigkeit der 
unterschiedlichen ökonomischen Steuerungsme-
chanismen. So kam es schon in den ausgehenden

Der Weg der heutigen, prinzipiell freiheitlich-
marktwirtschaftlichen Wirtschaftspolitik der 
Sozialdemokratie ist durch eine Entwicklung 
von mehr als einem Jahrhundert vorbereitet 
worden. In der politischen Auseinanderset-
zung war die Abwehr der Sozialdemokratie 
gegen Kenzei chnung gerade dieses Prozes-
ses als „Revisionismus" oft recht schwach. Be-
sonders dies hat den Gegnern erlaubt, die 
Weiterentwicklung oft als taktische Konzes-
sion hinzustellen. Und auch dem Nachwuchs 
wurden dabei die grundsätzlichen Argumente 
für die Neuorientierung sozialdemokratischer

36) G. Weisser, Philosophischer Kritizismus..., 
a. a. 0., S. 150.
37) In klassischer Weise wurde eine solche Auffas-
sung von Karl Kautsky in seiner Broschüre Die Dik-
tatur des Proletariats, Wien 1918, formuliert: 
Würde uns nachgewiesen, daß ... die Befreiung des 
Proletariats uncj der Menschheit überhaupt auf der 
Grundlage des Privateigentums an den Produk-
tionsmitteln allein oder am zweckmäßigsten zu er-
reichen sei..dann müßten wir den Sozialismus 
über Bord werfen, ohne unser Endziel im geringsten 
aufzugeben.'' (S. 4).

Politik im ökonomischen Bereich kaum ver-
mittelt. So kann es auch nicht überraschen, 
daß sich heute noch Vertreter demokratisch-
sozialistischer Positionen in der SPD bei So-
zialisierungsfragen eher auf Überlegungen der 
Jungsozialisten stützen und kaum die Argu-
mentation der Theoretiker des Godesberger 
Programs  zur Kenntnis nehmen. Dabei war 
die Sozialisierungsdebatte in der Frühphase 
der SPD nach 1945 zugleich eine grundsätzli-
che Debatte über wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Ordnungsvorstellungen.
Als entscheidende sozialistische Zielvorstel-
lung kristallisierte sich dabei nicht die allge-
meine Abschaffung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln heraus, sondern die Ab-
schaffung oder Kontrolle wirtschaftlicher 
Machtballungen zur Verhütung des Macht-
mißbrauchs und zur Erreichung gleicher Start-
chancen im Wirtschaftsleben. Schon das prin-
zipiell noch orthodox-marxistische Heidelber-
ger Programm von 1925 hatte ja die traditio-
nellen Sozialisierungsforderungen erheblich 
relativiert. Zwar herrschten in der sozialdemo-
kratischen Partei und der Programmdiskus-
sion über den Stellenwert der Sozialisierung 
und über ihre wirtschaftstechnische Konkreti-
sierungen durchaus nicht einheitliche Auffas-
sungen vor. Gerhard Weisser gelang es aber 
nach 1945 schon sehr früh, seine Vorstellun-
gen von einer „gemischten Wirtschaftsverfas-
sung" und vom „Gebildereichtum" der Wirt-
schaft in die Programmatik der Sozialdemo-
kraten einfließen zu lassen, obwohl sie mit 
dogmatischen Positionen wie denen von Vik-
tor Agartz und Ernst Nölting nicht in Einklang 
zu bringen waren38 ).
Besonders seit Anfang der 50er Jahre wurde 
auf parteioffizieller Ebene das Bestreben im-
mer deutlicher, der Sozialisierungsfrage ihren 
Prioritätscharakter zu nehmen. Fragen von 
Planung und Lenkung, des Verhältnisses von 
Wettbewerb und Planung und der Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer traten in den Vorder-
grund39 ).



Ohne Zweifel wurde das Verhalten der Sozial-
demokratie dabei auch davon mitbestimmt, 
daß angesichts der offensichtlichen Erfolge 
der Erhardschen Wirtschaftspolitik das Inter-
esse der Bevölkerung an fundamentalen öko-
nomischen Strukturveränderungen zurückge-
gangen war. Dennoch bedeutet die auf dem 
Godesberger Parteitag am heftigsten umstrit-
tene prinzipielle Entscheidung für marktwirt-
schaftliche Ordnung der Wirtschaftsabläufe 
nicht kritiklose Übernahme der faktisch vor-
handenen Marktwirtschaft. Schon der freiheit-
lich-demokratische Sozialismus der ausgehen-
den Weimarer Zeit betonte, daß es sehr ver-
schiedene Typen von Marktwirtschaft geben 
kann, und nannte die Bedingungen, die an ei-
nen akzeptablen Typ von Marktwirtschaft zu 
stellen sind. Die Entscheidung für öffentlich 
gelenkte Marktwirtschaft geht dabei auf die 
generelle Hochschätzung der Freiheitsma-
xime zurück, weil in einer prinzipiell markt-
wirtschaftlichen Wirtschaftsordnung am ehe-
sten die Vielgestaltigkeit des sozialen Lebens 

als eine Voraussetzung der Freiheitlichkeit 
gewährleistet werden kann. Marktwirtschaft 
wird instrumentell dann geschätzt, wenn sie 
wirklich wettbewerblich ist, wenn sie von Dis-
kriminierungen infolge einer ungerechten 
und nicht mehr zeitgemäßen Originärvertei-
lung des Produktionsvermögens und der Ein-
kommen befreit wird und wenn das freiheitli-
che Postulat der Vielfalt der Unternehmensty-
pen nicht durch private Uniformierung der 
Gesellschaftswirtschaft pervertiert wird40 ). 
Dabei werden die Grundwerte Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität im Godesberger 
Programm explizit als Ziele des demokrati-
schen Sozialismus herausgestellt und zur ver-
bindlichen Basis auch der sozialdemokrati-
schen Wirtschaftspolitik gemacht.

sichtbar zu machen, daß die in unserer gemischt-
wirtschaftlichen Ordnung auftretenden Probleme 
heute eher Folgewirkungen des Markt- denn des 
Politikversagens sind; bei allen Vorteilen dieses 
Ordnungstyps ist er zugleich ein Hauptproblemer-
zeuger geworden. Eine klare Alternative zur vor-
herrschenden Interventionspolitik wurde jüngst in 
einer programmatischen Rede K. Biedenkopfs in der 
Haushaltsdedatte des Bundestages formuliert Da-
nach soll die Kompetenz des Staates in der Wirt-
schaftssteuerung auf Funktionen beschränkt wer-
den, die den Vorstellungen des laissez-faire-Libera-
lismus sehr nahe kommen; vgl. Protokoll der 
170. Sitzung des 8. Deutschen Bundestages vom 14. 
September 1979, S. 13527 ff.
40) Vgl. dazu zuletzt G. Weisser, Marktwirtschaft: 
Seelenentscheidung für Sozialisten, in: SPD-Rund-
schau, Nr. 9, 1974.
41) Grundsätzlich zur Frage Grundwerte und Wis-
senschaft im Godesberger Programm und der Rolle 
der Nelson-Schüler vgl. Thomas Meyer, Grund-
werte und Wissenschaft im demokratischen Sozia-
lismus, a. a. O., vor allem S. 102 ff. Bedeutsam war in
der Godesberger Diskussion auch die Frage der
Haltung der Sozialdemokraten zur Landesverteidi-
gung.

Die offene Ausweisung der Grundwerte und 
deren undogmatische pluralistische Begrün-
dung erregte innerhalb der Partei und in der 
Öffentlichkeit neben der wirtschaftspoliti-
schen Programmatik die größte Aufmerksam-
keit41 ).

IV. Entwicklungen nach Godesberg

Im Grundsatz blieb das Godesberger Pro-
gramm nach seiner Verabschiedung zehn 
Jahre lang ebenso unangefochten wie der 
Charakter der deutschen Sozialdemokratie als 
einer linken Volkspartei demokratischer und 
sozialer Reformen. Die Beobachter konstatier-
ten nach den grundsätzlichen Besinnungen in

— „Ent-" und „Re-ideologisierung"

den Programmkommissionen vor Godesberg 
und nach der Verabschiedung des Programms 
eine Phase in der SPD, in der ein oberflächli-
cher, oft philosophisch primitiver Pragmatis-
mus vorherrschte. Die Diskussion um grund-
sätzliche Fragen trat in den Hindergrund, die 
Orientierung an politischen Erfolgsleitbildern

20er Jahren zwar zu einer prinzipiellen Bejahung 
marktwirtschaftlicher Prinzipien, jedoch wurde in 
erster Linie die Lenkung betont. Auch unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg stand die Frage der 
Lenkung der Marktwirtschaft im Vordergrund bei 
gleichzeitiger Abwehr der Ideen des alten und 
neuen Liberalismus. Mit dem Dortmunder Pro-
gramm 1952 wurde mehr die Freiheit des Marktes 
bei Rahmenplanung betont, während zu Beginn der 
60er Jahre wieder mehr der Freiheitsschutz gegen-
über privaten Mächten und Wettbewerb als Selbst-
wert in den Vordergrund trat. Ausgehend von den 
strukturellen Änderungen der 70er Jahre wurde 
dann vor allen Dingen im Orientierungsrahmen bei 
weiterhin prinzipieller Bejahung der Marktwirt-
schaft wieder stärker das Moment der Lenkung her-
ausgestellt, nachdem von der Großen Koalition 
Mitte der 60er Jahre die wichtigsten instrumentei-
len Voraussetzungen zur Wirtschaftssteuerung seit 
der Existenz der Bundesrepublik geschaffen wor-
den waren. Ob sie — vor allem für eine selektive 
Wachstums- und Beschäftigungspolitik — ausrei-
chen, wird von Teilen der Sozialdemokratie bezwei-
felt. In der Zukunft wird es in den Auseinanderset-
zungen der Parteien — aber auch innerhalb der So-
zialdemokratie — vor allem auch darum gehen, 



überwog oft alle anderen Überlegungen. Dabei 
war der oft vordergründige Pragmatismus kei-
neswegs nur von taktischen Erwägungen be-
stimmt. Weisser sieht in ihm vor allem auch 
eine weitgehend generationsbedingte Er-
scheinung: „Immer mehr traten an die Stelle 
der im Kampf gegen den Nationalsozialismus 
erprobten ersten Nachkriegsgeneration der 
SPD jüngere Politiker, deren Engagement-Be-
reitschaft in der Jugendzeit fürchterlich miß-
braucht und 
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enttäuscht worden war, so daß sie 
jede gesinnungsmäßige Bindung als .ideolo-
gisch abzulehnen geneigt waren." )
Dazu trugen auch bestimmte Auffassungen in 
den „Theorien" von der „Entideologisierung" 
bzw. der „nachideologischen Epoche“ bei. Hin-
ter der These von der Entideologisierung, die 
vielen als die einzig mögliche Antwort auf ge-
scheiterte Denkentwürfe und Weltbilder er-
schien, verbarg sich bei näherem Zusehen 
nicht selten eine Rückkehr zu ursprünglichen 
Ideologien oder eine Ideologie der Ideologie-
losigkeit. „Was heute meist unter Ende der 
Ideologie verstanden wird“, konstatierte 
Flechtheim seinerzeit, „spiegelt... in erster Li-
nie das Verschwinden zukunftsorientierter 
Haltungen und Überzeugungen wider."43) Be-
sonders die logisch und psychologisch unhalt-
bare „Sachzwanglehre" lieferte willkommene 
Argumente für diejenigen, die sich gern eines 
angeblich „weltanschauungsfreien pragmati-
schen“ Denkens rühmten 4).

45) Sieben Jahre nach der Verabschiedung des 
neuen Programmes hatte die deutsche Sozialdemo-
kratie die erste Gelegenheit, Elemente ihrer politi-
schen Vorstellungen als Regierungspartei auf Bun-
desebene zum ersten Mal zu verwirklichen. Die 
Wahlen von 1961 und 1965 hatten ihr beträchtliche 
Stimmengewinne gebracht und parallel dazu eine 
ständige Zunahme der Mitglieder. Sicherlich ist 
nicht eindeutig festzustellen, ob diese Erfolge auf 
die Godesberger Programmatik zurückzuführen 
sind oder auf andere strukturelle Faktoren. Den-
noch sprechen begründete Vermutungen dafür, daß 
die weltanschauliche Offenheit und Pluralität, die 
im Godesberger Programm angelegt ist, zumindest 
langfristig entscheidende Voraussetzungen für die 
Regierungsfähigkeit auf Bundesebene geschaffen 
haben, d. h. also für die Chance, von breiten Bevöl-
kerungsschichten und weltanschaulichen Strömun-
gen unterstützt zu werden.
46) Zu einer knappen Übersicht über diese Entwick-
lung vgl. P. v. Oertzen, Die Zukunft des Godesberger 
Programms. Zur innerparteilichen Diskussion in der 
SPD, in: H. Flohr, K. Lompe, L. F. Neumann (Hrsg.), 
Freiheitlicher Sozialismus ..., a. a. O., S. 96 ff.
47) Neuere Untersuchungen zeigen, daß sich die
SPD seit Mitte der 60er Jahre in ihrer Mitglieder-
struktur stärker verändert hat als in den 10  Jahren 
davor. Fast jedes fünfte Parteimitglied ist dabei 
heute nicht älter als 30 Jahre und stammt aus der 
kritischen Wohlstandsgeneration, bei der Ansätze

Vor allem die wirtschaftlichen Einbrüche 
Mitte der 60er Jahre — die erste wirtschaftli-
che Rezession nach 15 Jahren wirtschaftlichen 
Wachstums und die Finanzkrise von 1966—, 
die Folgeprobleme des ökonomischen Wachs-
tums und zahlreiche soziokulturelle Konflikte 
gaben den Anstoß zu umfassender Kritik an 
einer nur an kurzfristigen Erfolgskriterien 
orientierten Politik der politischen Parteien. 
Wichtige Impulse gingen dabei von der „Re-
volte der jungen Generation" aus. Veränderte

42) G. Weisser, Die wissenschaftlichen Grundla-
gen ..., a. a. O„ S. 1.
43) Vgl. O. K. Flechtheim, Ideologie, Utopie und Fu-
turologie, in: atomzeitalter 1964, S. 70, und ders., Die 
Institutionalisierung der Parteien in der Bundesre-
publik, in: Zeitschrift für Politik 1962, S. 103 ff.
44) Die These vom Sachzwang der technisch-wissen-
schaftlichen Entwicklung, der den Spielraum für po-
litische Entscheidungen immer mehr fiktiv mache, 
wurde in der Bundesrepublik besonders von Hel-
mut Schelsky vertreten, in: Der Mensch in der wis-
senschaftlichen Zivilisation, Köln-Opladen 1961. 
-ur ausführlichen Kritik am Modell des „techni-
schen Staates" vgl. K. Lompe, Wissenschaftliche Be-
ratung der Politik, Göttingen 1966/19722, S. 33 ff. 

Bewußtseinsstrukturen, Wandlungen in den 
Wertsystemen der Öffentlichkeit führten 
dazu, daß sich die Politiker massiv mit Pro-
blemen und Forderungen konfrontiert sahen, 
welche vornehmlich die immateriellen Seiten 
der Lebenslagen der Bürger betrafen. In der 
SPD führte das zu einem Wiederaufleben der 
innerparteilichen Grundsatzdiskussion — 
nicht zuletzt auch als Folge des Eintritts der 
SPD in die Große Koalition 45 ).
Die neue Theoriediskussion war zunächst 
stark von den Jungsozialisten oder sich als 
„links" begreifenden Positionen bestimmt, 
über einige Unterschiede hinweg war ihnen 
gemeinsam, daß sie jeweils für sich in An-
spruch nahmen, die Theorie des demokrati-
schen Sozialismus gegen den theoriefeindli-
chen Pragmatismus aller anderen Gruppen in 
der SPD zu vertreten. Soweit theoretisch argu-
mentiert wurde, griff ein großer Teil der jünge-
ren Generation in der sozialdemokratischen 
Partei auf längst überwunden geglaubte Mar-
xismen zurück46 ). Sozialpsychologisch kann 
dieser Rückgriff unter anderem vielleicht da-
mit erklärt werden, daß er im Widerstand ge-
gen das zum Teil wirklich, zum Tei

47

l scheinbar 
Öpportunistische der Pragmatismusideologie 
geboren wurde. Gefördert wurde diese Ent-
wicklung auch durch Wandlungen der sozia-
len Strukturen in der SPD in den 60er Jahren, 
die vor allem einen Zuwachs von jüngeren 
Mitgliedern hatte ), die vielfach von der stu-



dentischen Bewegung jener Zeit stark, beein-
flußt waren48 ).

60) Wie dem Worte „Ideologie" werden auch den 
Ausdrücken „Ent-" und „Re-ideologisierung“ sehr un-
terschiedliche Begriffe zugeordnet; vgl. dazu K. 
Lompe, Wissenschaftliche Beratung ..., a. a. 0., 
S. 32 ff. Bemerkenswert ist dabei, daß nicht selten 
die gleichen Kritiker, die in der Phase der „Entide-
ologisierung" die SPD auf dem Wege sahen, die „be-
ste CDU zu werden, die es je gab", später auch eine 
„Reideologisierung" der Partei im grundsätzlichen 
ebenso beklagten. Dabei ging es hier, soweit ratio-
nal und grundsätzlich argumentiert wurde, doch 
auch darum, den Dissens innerhalb der in Wertkon-
flikten transformierten Interessengegensätze und 
innerhalb der Rangordnung gesellschaftspolitischer 
Ziele sichtbar zu machen und politisch auszutra-
gen.
51) Soweit nicht die dogmatische Marxrenaissance 
bestimmter Randgruppen als repräsentativ für die 
SPD angesehen wird, wird die These von der angeb-
lichen Rückkehr zur Klassenpartei meist an konkre-
ten Einzelfragen zu beweisen versucht. War es etwa 
auf dem Hannoverschen Parteitag der sogenannte 
Maklerbeschluß, so ist es im neuen Europapro-
gramm von 1979 das Eintreten für die 35-Stunden-
Woche. Kritik an Fehlentwicklungen der realen 
Marktwirtschaft wird als „gegen die Marktwirt-
schaft gerichtete kollektivistisch eingefärbte sozia-
listische Politik“ — E. G. Vetter, Der wirtschaftliche

Die Theoretiker der sogenannten „Neuen 
Linken" ignorierten die geistigen Tendenzen 
in der Sozialdemokratie der ausgehenden 
Weimarer Republik und die theoretischen 
Auseinandersetzungen in der Zeit vor Godes-
berg. Als das Interesse an historischen und 
theoretischen Fragen in den 60er Jahren neu 
erwachte und kleine Richtungsgruppen eine 
Polemik entfesselten, .sozialisierte' man so ei-
nen Teil einer ganzen Generation junger Par-
teimitglieder, soweit sie überhaupt erreicht 
wurden, „zunächst einmal an den geltenden 
politischen Grundlagen der Sozialdemokratie 
vorbei"49 ). Man kann davon ausgehen, daß die 
Mehrheit der mittleren Generation der SPD 
und des Nachwuchses sich mit den wissen-

der Gesellschafts- und Konsumkritik sowie der Kri-
tik an überkommenen Wertvorstellungen stärker 
ausgeprägt sind. Mit der Verjüngung steigt auch das 
formale Ausbildungsniveau, so daß der Anteil der 
Absolventen von höheren und Hochschulen heute 
in der SPD deutlich größer ist als in der Gesamtbe-
völkerung. Nichtsdestoweniger spiegelt die SPD in 
ihrer Zusammensetzung aber weitgehend die Zusam-
mensetzung der Wahlbevölkerung wider, wenn 
man einmal davon absieht, daß bedeutende Bevöl-
kerungsgruppen wie Frauen oder katholische Mit-
bürger unterrepräsentiert sind. Mitte der 
50er Jahre waren zwei Drittel der SPD-Mitglieder 
Arbeiter, nur ein Fünftel Angestellte oder Beamte. 
Zwar ist der Anteil der Arbeiter in der SPD-
Mitgliedschaft heute immer noch weit größer als bei 
allen anderen Parteien, die Gruppe der Angestell-
ten und Beamten stellt aber die klare Mehrheit der 
Mitglieder. Auch entsprechend der sozialen Selbst-
einschätzung der Mitglieder rechnen sich 70% der 
von Infratest und vom Infasinstitut in einer reprä-
sentativen Erhebung befragten Parteimitglieder we-
nigstens zur Gruppe der Mittelschicht der bundes-
republikanischen Gesellschaft; vgl. dazu H. Becker, 
R. Scheller, Die „Kommunikationsstudie der SPD-
Organisation" — Ergebnisse einer sozialwissen-
schaftlichen Bestandsaufnahme im Jahre 1977, in: 
Vorwärts vom 9. März 1978, S. 15; o. V., Röntgenbild 
einer modernen Volkspartei — Sozialstruktur, Par-
teiaktivität und Informationsverhalten der SPD-
Mitglieder, in: Sozialdemokrat Magazin Heft 4/ 
1978, S. 8 ff.; U. Feist u. a., Strukturelle Angleichung 
und ideologische Polarisierung, in: M. Kaase (Hrsg.), 
PVS Nr. 2/3, Sonderheft: Wahlsoziologie heute, 
1977, S. 258 f., und M. Güllner, Daten zur Mitglieder-
struktur der SPD, in: transfer 2, Opladen 19772, 
S. 91 ff.
48) Ohne Zweifel liegt im Blick auf das politische 
System ein großer Verdienst der SPD darin, daß es 
ihr gelungen ist, einen großen Teil der Jugendlichen 
aus der außerparlamentarischen Opposition an die 
Partei zu binden. Auf der anderen Seite wurde da-
mit das Konfliktniveau in der Partei entschieden er-
höht.
49) Th. Meyer, Die Sozialdemokratie und ihre Ge-
schichtsschreibung, in: forum ds 1978, Bd. 5, 
S. 160f.

schaftlichen Grundlagen des Godesbergei 
Programms nicht befaßt hat und sie daher größ-
tenteils auch nicht mehr kennt. Ebenso blie-
ben Theoretiker des Godesberger Programms 
wie Eichler und Weisser bei ihnen weitgehend 
unbeachtet. Inhaltlich hätten diese Autoren 
wie auch die Ergebnisse der Programmdiskus-
sionen vor Godesberg der „Neuen Linken" viel 
zu bieten gehabt. Fragen des Umweltschutzes, 
Energieprobleme, das Verhältnis zu den Ent-
wicklungsländern sind dort schon zu einer 
Zeit thematisiert worden, als dafür noch keine 
öffentliche Resonanz existierte.
Ohne Zweifel mobilisierten aber die politische 
Sensibilisierung der jüngeren Generation und 
die provozierenden Positionen der „Neuen 
Linken" in der sozialdemokratischen Partei 
viele neue geistige Kräfte. Ein neues Problem-
bewußtsein erzwang programmatische Dis-
kussionen, die schließlich zum Orientierungs-
rahmen '85 führten.
Die Marxismusrenaissance in Teilen der jün-
geren Generation und die konkrete Program-
matik des Orientierungsrahmens wurden von 
vielen außerhalb — aber auch manchen inner-
halb — der Partei als „Re-ideologisierung"50 ), 
als Rückkehr der Gesamtpartei zu alten Ver-
haltensmustern kritisiert. Nach einem Teil der 
öffentlichen Meinung dominiert in der SPD 
immer stärker eine breite marxistische „Lin-
ke", die sich anschickt, die SPD wieder in eine 
sozialistische Klassenpartei51 ) zurückzuver-
wandeln und das Godesberger Programm auf-
zugeben.



V. Der Orientierungsrahmen '85 — das Ende 
des Godesberger Kurses?

Eine dezidierte Position wird in diesem Zu-
sammenhang von Wilhelm Hennis vertreten. 
In seinem Vergleich des Godesberger Pro-
gramms mit dem Orientierungsrahmen '85 
sieht er eine Entwicklung von einem „freiheit-
lich-liberalen" zu einem „organisierten" demo-
kratischen Sozialismus. Sie ist für ihn vor allen 
Dingen durch eine Veränderung im Staats-
und Politikverständnis gekennzeichnet, die er 
als Übergang von einer „ordnungspolitischen" 
zu einer „zielpolitischen" Orientierung um-
schreibt und als „das eigentlich Bemerkens-
werte und Beunruhigende an diesem Pa-
pier"52 ) begreift.

Ruck nach links, in: FAZ vom 16. 4.73 — bezeichnet. 
Als Ausdrucksformen solcher „kollektivistischer“ 
Politik werden die Forderungen nach Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen oder die 
Erwähnung von Investitionskontrollen im Pro-
gramm der SPD angesehen. Die Auslassung von 
„Marx" im Godesberger Programm habe nur psycho-
logische Bedeutung gehabt; „Marx aus der geistigen 
Ahnengalerie zu entfernen“, sei nur ein „zeitweilig 
gern gepflegter Schein" gewesen; vgl. D. Neumeyer, 
Der Atem der Geschichte im Nacken. Reformen zu 
Systemüberwindung oder zu Systemerhaltung?, in: 
Die Zeit vom 31. Oktober 1975, S. 15.
52) Vgl. W. Hennis, Organisierter Sozialismus. Zum 
„strategischen" Staats- und Politikverständnis der
Sozialdemokratie, Stuttgart 1977 passim, hier S. 16.
”) A. Schwan, Im Clinch mit der Linken — Was ist 
der SPD das Godesberger Programm noch wert?, in: 
Die Zeit vom 5. August 1977. Auch Kurt Sontheimer 
hält die Analyse von Hennis für „treffend und le-
senswert für jeden, sei es innerhalb und außerhalb 
der SPD, den diese Partei und ihr weiteres Schicksal 
nicht gleichgültig läßt." K. Sontheimer, Abschied 
von Godesberg?, in: Der Spiegel Nr. 25/1977, 

H) Das mit spitzer Feder geschriebene Buch wurde 
in der konservativen Presse enthusiastisch gefeiert 
Nach G. Gillessen präpariert Hennis heraus, daß die 
Linie des Gegensatzes zwischen Freiheit und Sozia-
lismus, die die CDU in Wahlkämpfen zwischen sich 
und der SPD markieren wollte, in Wirklichkeit im 
Innern der SPD selbst zwischen Godesberg und dem 
Orientierungsrahmen verlaufe; vgl. G. Gillessen, 
Die SPD im Orientierungsrahmen, in: FAZ vom 13. 
Mai 1977, und nach K. Vallot hat Hennis ausgegra-
ben, was der Union in den Wahlkämpfen der näch-
sten.Jahre hinreichend Munition liefern und den 
Anhängern des Wahlslogans „Freiheit oder/statt 
sozialismus" trockenes Pulver für schwere Ge-
schütze bereitstellen werde; vgl. K. Vallot, Zurück 
zur Klassenpartei?, in: Aachener Nachrichten vom 
27,8.1977.

Da Hennis, der nach Schwan „mit seiner har-
ten Analyse der programmatischen 
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wicklung der SPD ins Schwarze" trifft ), viele 
der gängigen Kritiken an der Entwicklung der 
Sozialdemokratie auf den Begriff bringt54 ), soll 

an dieser Stelle auf einige seiner Behauptun-
gen über den Vergleich der beiden Program-
me eingegangen werden55 ). Grundsätzlich 
sagt der Orientierungsrahmen wie jedes poli-
tische Programm für Hennis mehr über den 
Standort und die Richtung der Partei aus, als 
über die praktische Politik. So konstatiert er 
im Orientierungsrahmen gegenüber dem Go-
desberger Kurs den Geist einer „ganz anderen 
Politik". Er ist für ihn eindeutig „marxistischer" 
als das Godesberger Programm, nicht so sehr 
in den Inhalten als im Sprach- und Denkstil, im 
Strategie- und Mittelbereich, in seiner Form 
„eines militärwissenschaftlichen Dokumen-
tes"56 ). Dabei bleibt weitestgehend im Vagen, 
was hier unter „marxistisch" verstanden wird.
Prinzipiell ist es weder philosophisch noch 
empirisch angemessen, der SPD von heute 
insgesamt eine starke marxistische Schlag-
seite nachzusagen. Eine Kennzeichnung der 
heutigen Situation in der SPD als Renaissance 
des Marxismus ist zu einfach, denn in der jün-
geren Zeit war die Marxrenaissance keines-
wegs repräsentativ für die SPD, allenfalls für 
Randgruppen in der Partei. Und auch bei der 
„Linken“ in der SPD handelt es sich nicht um 
eine schlichte Rückkehr zur Marxschen Ge-
schichtsphilosophie, sondern meist um eine

65) Wir können hier nicht im Detail auf alle Thesen 
Hennis' eingehen, auch nicht auf die Auseinander-
setzungen mit seinen ehemaligen Studienkollegen 
v. Oertzen und Ehmke, mit denen er gemeinsam 
beim Göttinger Staats- und Kirchenrechtler Rudolf 
Smend promovierte. Stellenweise stellt die Argu-
mentation von Hennis mehr eine innerschulische 
Kontroverse zwischen Rechts- und Links-„Smendi-
anern“ dar. Viele seiner Attacken gegen den Orien-
tierungsrahmen — vor allem sein „Staatsverständ-
nis" — stützen sich nicht auf den Text des 
Programms selbst, sondern auf ältere und neuere 
Aussagen von v. Oertzen und Ehmke. Dabei ver-
fährt er nicht selten nach dem Prinzip: Im Orientie-
rungsrahmen steht zwar drin, aber eigentlich ge-
meint ist ... Für einen Teil der Presse signalisierte 
gerade die Bestimmung v. Oertzens — der zu den 16 
Parteitagsdelegierten gehörte, die dem Godesber-
ger Programm die Zustimmung verweigerten — 
zum Vorsitzenden eine partielle Rückentwicklung 
der SPD von einer „sozial-demokratischen“ zu einer 
„dogmatisch-sozialistischen" Partei; so G. Schmidt, 
Eine Art Ketzergericht, Die Welt v. 13. 8.1977. Von 
Oertzen hat dabei betont, daß dem Godesberger 
Programm von ihm nicht vorgeworfen sei, daß es 
nicht „streng sozialistisch" oder gar revolutionär ge-
wesen sei, „sondern daß es seine eigenen reformeri-
schen Absichten nicht klar und konsequent genug 
zum Ausdruck gebracht habe“; P. v. Oertzen, Die Zu-
kunft des Godesberger Programms, a. a. O., S. 92.
56) Vgl. W. Hennis, ebd., S. 75, S. 79.



Rückkehr zu zentralen empirischen Fragestel-
lungen Marxscher Provenienz, soweit nicht ei-
nige mehr oder weniger bewußt eine Rück-
kehr zum Hegelianischen Essentialismus voll-
ziehen. Dieser hat aber- keineswegs merkli-
chen Einfluß auf die sozialdemokratische Pro-
grammatik gewonnen, und auch im Orientie-
rungsrahmen lassen sich keine marxistischen 
Konzepte der politischen Strategien finden, 
die in der geschichtlichen Entwicklung der 
SPD absolet geworden sind. Für die innerpar-
teilich ausschlaggebenden Gruppen scheint 
außer Zweifel zu sein, daß die SPD keine re-
ideologisierte Klassenpartei werden darf, 
wenn sie ihren Einfluß auf die Gestaltung der 
Republik erhalten will.
Nicht von der Hand zu weisen ist Hennis' The-
se, daß in der Diskussion um den Orientie-
rungsrahmen sehr oft eine Sprache vor-
herrschte, die seit Ende der 60er Jahre gängi-
ges Vokabular des in den Hochschulsemina-
ren dominierenden marxistischen Politiköko-
nomismus war. Hier lassen sich dann auch 
schwerlich Bezüge in der Diskussion zu der 
wissenschaftlichen und philosophischen Tra-
dition des freiheitlich-demokratischen Sozia-
lismus vor Godesberg wiederfinden. Schon die 
Diskontinuität in der Sprache verschüttete 
auch frühere fruchtbare Ansätze für die Lö-
sung von Pro
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blemen, die später — oft mit 
neuen Sprachsymbolen versehen — spektaku-
läre Aufmerksamkeit erfahren haben ). So 
sehr hier Hennis gewisse neuralgische Punkte 
in der neueren Theoriediskussion der Sozial-
demokratie des Orientierungsrahmens richtig 
aufzeigt, so problematisch bleiben viele seiner 
Ausführungen über den Weg vom „freiheit-
lich-liberalen“ zum „organisierten" demokrati-
schen Sozialismus, auch wenn er als Kronzeu-
gen für die von ih
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m behaupteten „Fehlent-
wicklungen" in der neueren Programmatik der 
SPD neben Kurt Schumacher, Adolf Arndt und 
Carlo Schmid Godesberger Theoretiker wie 
Willi Eichler und Gerhard Weisser heran-
zieht ).
Gerade die Arbeiten Eichlers und Weissers 
lassen es nicht zu, die vermeintlichen Unter-
schiede von Godesberger Programm und 
Orientierungsrahmen '85 mit der Dichotomie 
„ordnungspolitische" versus „zielpolitische" 
Orientierung zu kennzeichnen.
Die Frage nach einer Ziel- oder Ordnungs-
orientierung kann sich zunächst einmal 5
57) Vgl. dazu K Lompe, L F. Neumann, Willi Eichler 
.. „ a. a. O., S. 27 ff.
58) Vgl. W. Hennis, Organisierter Sozialismus,
a. a. O., S. 38 ff., S. 58 ff.

grundsätzlich so nicht stellen, weil beide An-
sätze logisch nicht auf der gleichen Ebene lie-
gen.
Ziel(Ideal)-Analyse-Programm, das ist das logi-
sche Schema zur Ableitung eines jeden politi-
schen Urteils. „Das ist der Gedankenweg, den 
jeder Politiker zurücklegt. Bewußt oder unbe-
wußt, er muß ihn gehen, weil logisch nichts an-
deres möglich ist... Für den Despoten treten 
an die Stelle des Ideals das Bedürfnis nach 
Macht oder andere eigensüchtige Ziele; die lo-
gische Form bleibt die gleiche."59 )
Dem „Ideal" wie den Grundzielen des demo-
kratischen Sozialismus ordnet man unmittel-
baren Wert zu. Ordnungen schätzt man nur 
mittelbar, allenfalls ästhetisch kann ihnen un-
mittelbarer Wert zugemessen werden. Ord-
nungen sind soziotechnische Voraussetzun-
gen, sie setzen nur Bedingungen für politi-
sches Handeln, nicht Ziele.
Die Schöpfer des Godesberger Programms ha-
ben den Sozialismus nicht primär als Ord-
nungssystem begriffen, das die Struktur der 
Gesellschaft im Soziotechnischen bestimmen 
soll. Sie waren sich darüber im klaren, „daß von 
einer und derselben Gesinnung aus je nach 
den jeweiligen gesellschaftsgeschichtlichen 
Bedingungen ganz verschiedene Ordnungs-
konzeptionen geboten sein können. Wenn 
man das nicht mehr oder noch nicht weiß, 
dann läßt sich trefflich im Trüben fischen und 
zum Beispiel ein Wahlkampf versimpeln. Es 
kann dann gesagt werden, der Gegner, der, da-
mit man ihn besser bekämpfen kann, als Trä-
ger einer feindlichen Gesinnung hingestellt 
werden muß, täusche die harmlosen Gemüter 
unter den Wählern, wenn er ordnungspoli-
tisch nicht mehr das fordert und verspricht, 
was er vor 50 Jahren oder um die Jahrhundert-
wende gefordert hat."60 ) Die Entscheidung für 
einen bestimmten Typ der gesellschaftlichen 
Ordnung wird immer bestimmt von den gesin-
nungsmäßigen Voraussetzungen und den sich 
ständig ändernden äußeren Bedingungen. 
Auch der grundsätzliche Konsens über politi-
sche Ordnungen ist das Ergebnis des Ringens 
um Ziele und muß unter sich wandelnden hi-
storischen Bedingungen immer wieder in der 
Auseinandersetzung unterschiedlicher politi-
scher Werturteile neu gewonnen werden.
Auch Hennis ist nicht frei von einer alten 
Schwäche des Konservatismus, der meint, treu 
59) G. Weisser, Politik als System aus normativen 
Urteilen, Göttingen 1951, S. 47.
60) G. Weisser, „Sozialismus” — Ordnungsrezept 
oder Gesinnungsausdruck?, in: Die Neue Gesell-
schaft, Heft 1/1976, S. 77. 



an einer Gesinnung festzuhalten, wenn er die 
äußeren Formen, in denen er früher einmal die 
Gesinnungswerte realisiert hat, so brav beibe-
hält, als wären diese Regeln zugleich Aus-
drucksformen der Gesinnung. Dabei liegt es 
auf der Hand, daß — wie jede Technik — auch 
die Technik der Ordnung obsolet wird, wenn 
sie unter gänzlich veränderten zeitgeschichtli-
chen Bedingungen an den alten technischen 
Regeln festhält.
Ich kann Hennis auch nicht folgen, wenn er in 
der Entscheidung von Godesberg eine Abkehr 
der SPD von einer „traditionellen Programm-
partei" zu einer „Volkspartei'*sieht, im Orien-
tierungsrahmen wie rum  eine erneute Um-
kehr61). wobei dann meist in einem Teil der 
Presse „Programmpartei" mit „Klassenpartei" 
identifiziert wird.

61 W. Hennis, ebd., S. 21.
62) Die Schöpfer des Godesberger Programms ha-
ben bewußt auf philosophische Letztbegründungen
verzichtet, obwohl das in der Programmkommission
nicht unbestritten war; vgl. dazu Th. Meyer, Grund-
werte und Wissenschaft im demokratischen Sozia-
lismus, a. a. O„ S. 102 ff. Diese Entscheidung lag ganz
auf der Linie, die Kurt Schumacher schon 1945 vor-
gezeichnet hatte. Linke Kritiker sehen in dieser Ab-
lehnung einer wissenschaftlichen Weltanschauung
im Grundsatzprogramm von 1959. eine der vielen

Brüche mit der bisherigen Tradition der Arbeiter-
bewegung“; vgl. M. Th. Greven, Organisatorisch-in-
stitutionalisierter Wissenschaftspluralismus als po-
litische Aufgabe des Sozialstaats, in: H. Heimann
r 582 Dialog statt Dogmatismus, Köln/Frankfurt

1928, S. 105. Im Grundsatzprogramm wird nach Gre-
ven damit auf den Anspruch verzichtet, „im Gegen-
satz zu anderen politischen Gruppen und Parteien
die eigenen Zielsetzungen, das eigene Programm
aus einer wissenschaftlichen Analyse der Entwick-
lungstendenzen der Gesellschaft herleiten und be-
gründen zu können“, S. 106. Und Kodaile sieht inner-
parteiliche Dauerkonflikte (Streit um Stamokap, ad-

Läßt man einmal die Fruchtbarkeit dieser Ge-
genüberstellung außer acht, so muß betont 
werden, daß gerade der Weg nach Godesberg 
geprägt war durch eine Neubesinnung im Pro-
grammatischen. Die Reflexion über Werte und 
Zielvorstellungen des demokratischen Sozia-
lismus war vorrangig. Die E
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rfahrungen mit ei-
nem System, das entschlossen war, menschli-
che Würde und personale Autonomie zu zer-
stören, hatten gerade nach 1945 vor allem in 
den Gruppen der sozialistischen Emigration 
zur Rückbesinnung auf letzte Werte menschli-
cher Existenz geführt. Die Frage, ob sich die 
SPD stärker zu einer Volkspartei entwickelt 
hat, hängt so nicht — zumindest nicht primär 
— von ihrer Einstellung zum Ordnungspoliti-
schen ab, sondern von der Offenhaltung der 
Begründung von Werten und Zielen der Be-
wegung ). Menschen sehr unterschiedlicher 

„Weltanschauungen" bekennen sich hier zu ei-
nem Bündel von Grundentscheidungen. Erst 
die klare Interpretation der Grundwerte läßt 
eine Entscheidung darüber zu, welcher Ord-
nungstyp zur schrittweisen Erreichung von 
Zielen am besten geeignet ist. Dies gilt z. B. 
auch für den Ordnungstyp Marktwirtschaft. 
Freiheitlich-demokratische Sozialisten haben 
auch die Freiheitsforderung ihrer Bewegung 
meistens deshalb besonders herausgestellt, 
weil ein demokratisches System als äußere 
Organisationsform des Staates nicht unbe-
dingt Freiheit garantieren muß.
Wenn man aber aber die Ziele, denen eine po-
litische Ordnung dient, im Dunklen läßt oder 
nur dem freien Spiel der gesellschaftlichen 
Kräfte überläßt, liegt es nahe, daß in einer wei-
terhin interessengespaltenen Gesellschaft, in 
der Macht legal und faktisch ungleich verteilt

ministrative Disziplinierung Linker usw.) in der fun-
damentalen Strukturschwäche der Programmatik 
begründet, die seines Erachtens auf dem „Grund-
werte-Dezisionismus des Godesberger Pro-
grammes”, „dem aus pragmatischen Gründen dezi-
sionistisch abgebrochenen Begründungsgang" beru-
he; vgl. K. M. Kodaile, Frieden ohne „Kampf“?, in: 
Frankfurter Hefte Nr. 8/1978, S. 64. Was die Frage 
der wissenschaftlichen Begründbarkeit oberster 
Ziele betrifft, so muß betont werden, daß alle bishe-
rigen Versuche (ontologischer, naturrechtlicher, 
platonischer und dialektischer Art), oberste Werte 
als allgemein verbindlich zu beweisen, logischer 
Kritik nicht standhalten. Auch für den Wissen-
schaftler bleibt anstelle des Beweises von obersten 
Werten nur die „bloße" persönliche Entscheidung 
für Werte. Wenn man sich aus den dargestellten 
Gründen für die bekenntnismäßige Einführung von 
Werten entscheidet, läßt das in keiner Weise den 
Schluß zu, daß man die Existenz „nicht-persönlicher 
Werte" oder allgemein gültiger Aufgaben in Zweifel 
zieht. Es gibt sicherlich Formen des „Gewißheitsha-
ben", die nicht im Sinne der Wissenschaft intersub-
jektiv kontrolliert vermittelt werden können. Auch 
eine politische Partei kann aber nicht „weltanschau-
liche Wahrheiten" wissenschaftlich erfassen. Sie 
kann für ihre Wertaxiome nicht objektive oder all-
gemein gültige Verbindlichkeit in Anspruch neh-
men, sondern nur jene persönliche innere Überzeu-
gungsfestigkeit, die sich als Grundlage bestimmter 
zwischenmenschlicher Beziehungen im politischen 
Zusammengehen bei Personen und Massen von 
Personen ergeben kann. Diese personelle Überein-
stimmung in bestimmten Grundanliegen macht 
dann auch eine Partei wie die sozialdemokratische 
zu einem bestimmten Typ von Gesinnungspartei. 
Die fundamentalen Wertprämissen werden dabei 
wie bewährte Behauptungen eingeführt, die im Fluß 
der Geschichte stehen und gegenüber dem Fort-
schritt offen sind; vgl. dazu ausführlich K. Lompe, 
Wissenschaftliche Beratung .... a. a. O., S. 136 ff. 
Strukturschwächen in der sozialdemokratischen 
Programmatik beruhen daher auch nicht auf einem 
„Grundwerte-Dezisionismus", der Ablehnung von 
dogmatisch sanktionierten Begründungen, sondern 
in der Beschränkung auf die drei Grundwerte Frei-
heit, Gerechtigkeit und Solidarität. 



ist, meist die Stärkeren sich auf Kosten der 
Schwächeren durchsetzen. Und hier liegt der 
zentrale Unterschied in den Auffassungen der 
Sozialdemokraten sowohl des Godesberger 
Programms wie des Orientierungsrahmens 
zur Hennisschen Position, die sich hinter der 
problematischen Alternative von „Zielkampf" 
und „Ordnungsgestaltung" verbirgt. Während 
sich die Sozialdemokratie in beiden program-
matischen Dokumenten zur aktiven Gesell-
schaftsgestaltung bekennt, wird von Hennis 
Politik mehr oder weniger auf die Aufgabe be-
schränkt, „Ordnung" zu schaffen und zu halten. 
„Sozialgestaltung", staatliche „Steuerung" sind 
ihm suspekt. Und wer den Begriff „Gesell-
schaftspolitik" benutzt, bewegt sich für ihn „am 
Rande einer für ein freiheitliches Gemeinwe-
sen zulässigen Denkweise"63 ). Erkenntnislei-
tend für die Hennissche Kritik am Orientie-
rungsrahmen ist eine Position, die der klassi-
schen konservativen Auffassung von der na-
türlichen Harmonie der Interessen nahe-
kommt. Man gewinnt bei ihm den Eindruck, 
als sei doch eigentlich alles in Ordnung in der 
sozialen Welt; die sich selbst überlassene ge-
sellschaftliche Realität dränge zu immer ge-
rechteren und besseren Formen, wenn nur die 
Politik den äußeren Ordnungsrahmen sichere. 
Wenn der Staat weitestgehend von aktiver 
Gestaltung, von Gesellschaftspolitik ausge-
schlossen wird, liegt es nahe, jedem einzelnen 
dann die Verantwortung für Mängel und Ver-
säumnisse in Gesellschaft und Wirtschaft auf-
zubürden.

63) W. Hennis, Parteienstruktur und Regierbarkeit, 
in: ders. u. a„ Regierbarkeit, Stuttgart 1977, S. 189 f. 
Die starke Betonung von Gesellschaftspolitik ab 
Mitte der 60er Jahre stellte eine Paradigma-Ver-
Schiebung dar, die sich sowohl auf die Interpretation 
des Sozialstaatsprinzips als auch auf die politischen 
Programme und Gestaltungsprozesse auswirkte. Im 
wissenschaftlichen und politischen Sprachgebrauch 
war bis dahin das Wort „Gesellschaftspolitik" diskre-
ditiert gewesen, während es parallel mit dem Um-
bruch zur Reformpolitik in der Bundesrepublik an 
Verbreitung gewann. Im Zuge einer allenthalben 
konstatierten „Tendenzwende" und zunehmender 
konservativer Kritik an der Reformpolitik geriet 
auch die Gesellschaftspolitik, nach Schelsky ein 
„antiliberaler Begriff" (Frankfurter Rundschau vom 
3./4.9. 1977), wieder in die „Schußlinie", obgleich sie 
heute Bestandteil der Programmatik aller Parteien 
ist.

64) Auch konservative Regierungen können sich
heute nicht mehr auf reine Anpassungsstrategien
beschränken, wenn sie nicht früher oder später im-
mobil werden wollen. Das Konzept einer reinen An-
passungsstrategie würde die „Unregierbarkeit“ kom-
plexer, pluralistisch strukturierter Gesellschaftssy-
steme, die neuerdings ja vornehmlich von konserva-
tiven Autoren behauptet wird, am ehesten Realität 
werden lassen oder verstärken.

Mit der Realität des Interventionsstaates und 
der Notwendigkeit für das politisch-admini-
strative System, überall dort einzugreifen, wo 
gesellschaftliche Konflikte zu Problemen wer-
den, ist die Auffassung Hennis' kaum kompati-
bel. Wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung lassen sich aber heute selten noch 

als eigenständige, aus sich selbst heraus ver-
ständliche Prozesse beschreiben bzw. analy-
sieren. Sie sind vielmehr unauflösbar mit den 
sich ebenfalls entwickelnden und verändern-
den Problemen, Zielen, Strategien und Maß-
nahmen der staatlichen Politik verflochten 
und nur in dieser Verflechtung zu interpretie-
ren. Und dort, wo die Eigendynamik ökonomi-
scher und wissenschaftlich-technologischer 
Entwicklungen Veränderungen in den ver-
schiedenen Teilsystemen der Gesellschaft be-
wirken, zwingen sie auch den Konservativen, 
den am Status quo Orientierten, zu gezielten 
Eingriffen und Reformen, soweit die Verände-
rungen das für ihn Bewährte bedrohen64 ). Und 
gerade der Orientierungsrahmen macht deut-
lich, daß man heute der Setzung eindeutiger 
Prioritäten der politischen Gestaltung bedarf, 
wenn man das Erreichte in seiner Substanz in 
Zukunft erhalten und Bedingungen für gesell-
schaftliche Verbesserungen eröffnen will.
Vor allem Politik, die heute bereit ist, ange-
sichts sich zuspitzender Problemlagen auch 
Neugestaltung zu wagen, ist Zielkampf. In der 
konkreten Politik, bei den politischen Ausein-
andersetzungen um Atomkraftwerke, Steuer-
gesetze, Reformen im Bildungsbereich usw., 
geht es um Auseinandersetzungen in den Zie-
len. Politik heißt in komplexen Sozialsyste-
men immer Auswahl aus möglichen Hand-
lungsnormen, Rangordnungen von Zielen und 
den entsprechenden Mitteln. Auch wenn eine 
weitgehende Übereinstimmung über Allge-
meinformeln wie Freiheit, Demokratie, Sicher-
heit usw. vorhanden ist, bestehen große Unter-
schiede hinsichtlich der Gewichtung und bei 
der Konkretisierung. Brisante politische Aus-
wahlprobleme ergeben sich vor allem dann, 
wenn die unstreitigen Globalwerte operatio-
nal definiert und im konkreten Entschei-
dungsfall in Konflikt geraten. Es handelt sich 
um Zielkampf, wenn entschieden werden muß, 
ob etwas von dem einen, z. B. der Freiheit, zu-
gunsten des anderen, z. B. der Sicherheit, ge-
opfert werden soll. Die Alternative von Politik 
als Ordnungsgestaltung oder Zielkampf ist im 
Blick auf den Orientierungsrahmen falsch ge-
stellt. Ein „Zielkampf" um angemessene Pro-
blemlösungen, die die verfassungsrechtlichen



Prinzipien respektieren und der eigenen Kon-
zeption zugrunde liegen, ist Ordnungsgestal-
tung. Ein solcher Zielkampl stellt ja nicht — 
was Hennis zu befürchten scheint — die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung in Fra-
ge. Sicherlich ist Bezugspunkt politischen 
Handelns „die Ordnung mit ihren ärgerlichen 
Mängeln und Problemen"65 ). Für das Erkennen 
dieser Probleme und ihrer Lösung bedarf es 
aber einer wie auch immer gearteten Konzep-
tion, die von klaren Zielvorstellungen ausgeht. 
Solche Zielvorstellungen werden bestimmt 
von den Grundwerten politischer Bewegun-
gungen, von dene
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n der demokratische Sozia-
lismus in der Bundesrepublik eine ist, die mit 
anderen um einen mehrheitsfähigen Konsens 
für die Durchsetzung ihres Zielbündels zur Lö-
sung der Probleme im Rahmen der grundge-
setzlichen Ordnung kämpft. Die „ärgerlichen 
Mängel und Probleme der Ordnung" sind 
nichts anderes als Defizite in der Verwirkli-
chung solcher Grundwerte. Diese sind Maß-
stab und Richtungsweiser für politisches Han-
delns vor den jeweils konkret gestellten Auf-
gaben ).

Reform des § 218, zur Reform des Ehe- und Fami-
lienrechts, des Strafvollzuges und des Bodenrechts, 
zur Reform der Betriebsverfassung und der Mitbe-
stimmung als Ergebnisse der Ermittlung von Defizi-
ten der interpretierten Grundwerte sozialdemokra-
tischer Programmatik zu sehen sind; vgl. M. Schlei, 
J. Wagner, Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität. 
Grundwerte und praktische Politik, Bonn-Bad Go-
desberg 1976, S. 103 ff, und H. Rapp, Grundwerte in 
Staat und Gesellschaft, Bonn-Bad Godesberg 1978. 
Im Bereich-der Strategie zur Durchsetzung bestim-
men sie die jeweils geeigneten und von den 

67)

jeweili-
gen Grundwerten aus vertretbaren Kompromisse. 
61  Vgl. W. Hennis, ebd. S. 24, S. 54, S. 80.
68) Vgl. S. Miller, Das Problem der Freiheit im Sozia-
lismus, Frankfurt 1964, S. 298.
69) P. v. Oertzen, Einleitungsreferat zum Orientie-
rungsrahmen '85, in; P. v. Oertzen, H. Ehmke, H. Eh-
renberg (Hrsg.), Orientierungsrahmen 85, Bonn-Bad 
Godesberg 1976, S. 84.

65) Vgl. W. Hennis, a. a. O., S. 17
66)  Im Vor- und Nachfeld der Bundestagswahl von 

1976 kam es zu einer intensiven Grundwertediskus-
sion in der Bundesrepublik. Mitbestimmend war da-
für die Einsetzung von Grundwertekommissionen 
in SPD und CDU und auch der neue Dialog der Poli-
tiker mit den Kirchen; vgl. dazu vor allem G. Gor-
schenek (Hrsg.), Grundwerte in Staat und Gesell-
schaft, München 1977; Der Streit um Grundwerte. 
Tagungsbericht der katholischen Akademie Hohen-
heim/Stuttgart 1976, und Otto Kimminich (Hrsg.), 
Was sind Grundwerte?, Düsseldorf 1977.
Greiffenhagen sieht in diesen Diskussionen in An-
lehnung an Vorstellungen Hermann Lübbers Kri-
senzeichen, die eine Auflösung der politischen Nor-
malsituation und fortschreitende Züge eines Aus-
nahmezustandes signalisieren. Er folgert daraus: 
.Ein politisches System mit unausgesprochener, ja 
unbewußter Wertbasis erlaubt in der politischen 
Praxis mehr Beweglichkeit Nie geht es um das 
große Ganze, sondern nur um die praktische Lösung 
einer Situation, um die Befriedigung eines Anspru-
ches — und also desto leichter darum, einen Kom-
promiß zu finden.” In: M. u. S. Greiffenhagen, Ein 
schwieriges Vaterland, München 1979, S. 132.
Die Funktion bzw. die Notwendigkeit der Grund-
wertediskussion wird hierbei verkannt. Grundwerte 
bestimmen die Handlungsmaximen für den einzel-
nen, die Grundrichtungen des politischen Wollens, 
und sind Maßstab für die politische Wirklichkeit 
einschließlich der Strategie. Sie werden zunächst 
benötigt als Selektionskriterien für die Analyse der 
Situationen, in denen Ansprüche vorrangig befrie-
digt werden sollen. Sie sind darüber hinaus vor al-
lem kritisches Potential, indem sie daraufhin ausge-
richtet sind, eine stets defizitäre Wirklichkeit kom-
parativisch auf ein Mehr an Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität usw. hin zu verändern. Schlei/Wagner 
zum Beispiel zeigen, wie Anstöße und Ansätze zur 

Allerorten entdeckt Hennis im Orientierungs-
rahmen eine „absolute, imperativische Domi-
nanz der Ziele des demokratischen Sozialis-
mus"; der Staat des Orientierungsrahmens ist 
für ihn ein Handlungssystem zwecks „Beförde-
rung des demokratischen Sozialismus"; die 
„Zielorientierung“ vernachlässigt die „Herr-
schaft“ als „Sorge für die Sicherung von Grund-
bedingungen und die Einhaltung von Re-
geln“67 ).
Nun kan  man auch bei sorgfältigster Analyse 
im Orientierungsrahmen kein Freund-Feind-
Schema oder die Auffassung finden, daß das 
Ziel „demokratischer Sozialismus" jedes Mittel 
heilige. Der Orientierungsrahmen bean-
sprucht kein Monopol für die Erkenntnis des 
allein richtigen Weges der Gesellschaftsge-
staltung. Auch in ihm bekennt sich die Sozial-
demokratische Partei — wie im Godesberger 
Programm — dazu, eine demokratische und so-
ziale Reformpartei zu sein, „die in Konkurrenz 
oder in Zusammenarbeit mit anderen Parteien 
Staat und Gesellschaft gestalten will"68 ).
Voraussetzung dafür ist zunächst ein Funda-
mentalkonsens. Der von Hennis besonders 
scharf kritisierte Vorsitzende der Kommis-
sion, Peter von Oertzen, formuliert in seinem 
Einleitungsreferat zum Orientierungsrahmen 
'85: „Ungeachtet aller in unserer Gesellschaft 
fortdauernden sozialen Gegensätze und Kon-
flikte, die offen und, wenn nötig, auch hart aus-
gefochten werden müssen, gilt doch auch dies. 
Es gibt eine allgemeine Solidarität der Mitbür-
ger und der Mitmenschen, von der niemand 
ausgeschlossen werden darf... Der menschli-
che und politische Grundkonsens ist die uner-
läßliche Voraussetzung auch für das Wirken 
der sozialistischen Bewegung."69 ) Was darüber 
hinaus die von Hennis attackierte Forderung 
des Orientierungsrahmens betrifft, die bun-



desrepublikanische Wirklichkeit nach den 
Zielvorstellungen des demokratischen Sozia-
lismus zu gestalten — blumenreich mit Ver-
ordnung der „Sozialmedizin Demokratischer 
Sozialismus" an den „Patienten" Bundesrepu-
blik umschrieben70 ) —, so ist sie zweifellos mit 
den Grundprinzipien unseres demokratischen 
Verfassungsstaates und den Vorstellungen 
der „Godesberger" SPD vereinbar. Auch im Go-
desberger Programm haben sich die Sozialde-
mokraten das Ziel gesetzt, die Mehrheit des 
Volkes zu gewinnen, um „Staat und Gesell-
schaft nach den Grundforderungen des demo-
kratischen Sozialismus zu formen".

72) Vgl. W. Hennis, ebd., S. 22 ff.
73) Vgl. W. Hennis, ebd., S. 21.
74) G. Weisser, Philosophischer Kritizismus • 
a. a. O„ S. 101.
75) Vgl. W. Hennis, ebd., S. 21 f.

Es liegt dabei doch in der Logik unserer Kon-
kurrenzdemokratie, daß die politischen Par-
teien das Faktum ihrer unbezweifelbaren Par-
tikularität nicht als überholbar ansehen kön-
nen. Auch die Sozialdemokraten kämpfen so 
auf der Basis von aus den Grundwerten des de-
mokratischen Sozialismus abgeleiteten Zielen 
mit dem politischen Gegner, „weil ihrem An-
spruch, das Allgemeine konkret machtvoll zu 
bestimmen, die Überzeugung vorausliegt, die 
in der parteilichen Partikularität entwickelten 
Konzepte seien für die Bürger (und nicht nur 
für die Parteimitglieder) konsensusfähig, also 
verallgemeinerbar"71 ).
Auch hier unterscheiden sich aber die Zielset-
zungen des Orientierungsrahmens nicht von 
denen des Godesberger Programms.
Aber auch in anderen Punkten scheint mir der 
Versuch Hennis, den Orientierungsrahmen 
in Gegensatz zum Godesberger Programm zu 
bringen, nicht gelungen. -So wird von ihm die 
Forderung nach einer Politik kontinuierlicher 
innerer Reformen im Orientierungsrahmen 
als inhumane Zielsetzung angesehen: Die dau-
ernde Aufgabe, „Freiheit und Gerechtigkeit zu 
erkämpfen, sie zu bewahren und sich in ihnen 
zu bewähren", als Ziel einer Partei sei „Fron-
70) Vgl. W. Hennis, ebd., S. 17. Hennis will zeigen, 
daß der Freiheitsbegriff des Grundgesetzes, den 
auch das Godesberger Programm aufgenommen 
habe, eine „Zielpolitik'' zur Verwirklichung des de-
mokratischen Sozialismus im Sinne des Orientie-
rungsrahmens nicht zulasse. — Frei nach der Devi-
se, er erlaubt auch nicht, die Verwirklichung des Ka-
tholizismus oder einer anderen werten Gesinnung 
zum Zwecke des Staates zu machen, selbst wenn 
dies demokratisch gewollt wird; vgl. G. Gillessen, 
a. a. O.
71) K. M. Kodalle, Frieden ohne „Kampf"? a. a. O., 
S. 63; diese Überzeugung kann falsch sein. Zu Recht 
betont Kodalle, daß, um sich davor zu schützen, Par-
teiprogramme und ihre scharfe kritische Prüfung, 
wie sie Hennis im Sinne hat, unerläßlich sind, auch 
wenn sie nur eine begrenzte Gewähr dafür bieten, 
daß sich das Partikulare als Partikulares, und nicht 
unmittelbar als Allgemeines setzt. 

dienst, Fessel, Vergatterung". Dauernde Auf-
gabe ist für ihn in der Politik einzig „die Siche-
rung der Bedingungen und des Bezugsrah 
mens". Dauernde Aufgaben sind „Amtsaufga 
ben", für die es die auf Dauer eingerichteten öf-
fentlichen Institutionen gibt, die für ihn außer-
halb der politischen Parteien stehen72 ). Nun 
weiß Hennis auch, daß die Formel von der 
„dauernden Aufgabe" dem Godesberger Pro-
gramm entstammt. Hier ist sie für ihn „reformi-
stische Beschwichtigungsformel", im Orientie-
rungsrahmen entscheidendes Agens mit ganz 
anderer Bedeutung73 ).
Sieht man einmal von der fragwürdigen Auf-
fassung Hennis' ab, Politik fast ausschließlich 
als von staatlichen Institutionen zu betrei-
bende Angelegenheit zu begreifen und die Ge-
sellschaftsmitglieder weitestgehend außen 
vor zu lassen, so verkennt er auch die Absich-
ten der bekannten These des Godesberger 
Programms, die schon in der Präambel des 
Berliner Programms enthalten war („Der So-
zialismus wird ... stets Aufgabe bleiben"). 
Weisser hat in der Kommission dieser Aus-
sage den Nachsatz hinzugefügt: „Auch wenn 
er sich mit seinen organisatorischen Ideen 
durchsetzt"74 ). Dieser Satz ist eindeutig gegen 
die Geschichtsmetaphysik des orthodoxen 
Marxismus gerichtet. Mit ihm wurde einem 
deterministischem Geschichtsbild von einem 
spezifischen „Sinn" der Geschichte eine Ab-
sage erteilt. Mit der Berliner Präambel wurde 
eine metaphysische „Geschichtsphilosophie'' 
durch eine geschichtstheoretisch fundierte 
Zeitanalyse ersetzt. Sie zielt darauf ab, die Ge-
fahren der Freiheitsfeindlichkeit und Erstar-
rung auch einer klassenlosen und jeder hoch-
organisierten Gesel schaft herauszuarbeiten. 
Wenn diese Formel im Orientierungsrahmen 
wieder aufgenommen wird, so wird dokumen-
tiert, daß man sich auch hier einer dialekti-
schen Erkenntnistheorie versagte.
Das Gesagte zeigt aber auch, wie problema-
tisch es ist, wenn Hennis beim Orientierungs-
rahmen das Mach- und Veränderbare der Ver-
hältnisse im Vordergrund sieht, im Godesber-
ger Programm, mit seinem „dezidiert anti-ra-
tionalistischen Geschichts- und Praxisver-
ständnis", hingegen fast „Demut gegenüber 
den Unbegreiflichkeiten der Geschichte“ kon-
statiert und eine „ethische Unterordnung • 
der Zwecke unter die Mittel"75 ).



Wir haben darauf hingewiesen, inwieweit das 
Grundsatzprogramm der Sozialdemokratie 
von der Kant-Fries’schen kritischen Philoso-
phie beeinflußt wurde, deren Vorstellungen 
eindeutig „praktisch", also auf das Handeln be-
zogen sind. So ist auch das Godesberger Pro-
gramm auf politisches Agieren gerichtet. Zwar 
werden die Bedingungen und Restriktionen 
der industriellen Umwelt wie im Orientie-
rungsrahmen gesehen und beachtet, es regiert 
aber nicht etwa die „Philosophie" des Sa
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ch-
zwangs, der politische Handlungsmotivatio-
nen erstickt. Sozialtechnologisch bedeutet das 
auch hier wie im Orientierungsrahmen, daß 
grundsätzliche gesellschaftliche Veränderun-
gen im Wege von Reformen möglich und nötig 
erscheinen. Schlägt in der Soziologie Marxens 
die Hegelsche Geschichtsmetaphysik im 
Glauben an den unausweichlichen Zusam-
menbruch des kapitalistischen Systems durch, 
so dominiert in beiden Handlungsprogram-
men der Glaube an die Möglichkeiten der fun-
damentalen Verbesserung des Systems. Nicht 
die Suche nach einem allgemeinen Ordnungs-
prinzip — wie etwa dem der Totalsozialisie-
rung — kennzeichnet dabei die Programmatik, 
sondern ein ordnungspolitischer Pluralismus, 
der allen in der Gesellschaft vorhandenen Ta-
lenten und Temperamenten gerecht werden 
soll 6).
Man folgt dabei in beiden Programmen, was 
die Staatsauffassung betrifft, weder der aus li-
beralistischem Anti-Etatismus geborenen 
Vorstellung des Staates als wenig mehr als ei-
ner Truppe von Bürokraten, noch wird eine 
Neigung sichtbar, ihn hegelianisch zu vergot-
ten oder marxistisch zu verteufeln. Man 
braucht ihn weder als besondere Form der 
Kulturobjektivation noch als großen Unter-
drückungsapparat zu begreifen, um seine Un-
entbehrlichkeit als Instrument zur Verwirkli-
chung sozialer Demokratie und damit natür-
lich auch der Gesellschaftsreform zu beja-
hen.
Wenn Hennis meint, daß die Schlüsselkatego-
rie des Staatsverständnisses des Orientie-
rungsrahmens der Begriff der „Organisation" 
sei, so wird man ohne weiteres einräumen, daß 
Probleme des Organisierens auch in der Pro-
grammkommission vor Godesberg intensiv 
diskutiert wurden. Auf die zunehmende Orga-
nisierungsbedürftigkeit der modernen Indu-
striegesellschaften und die sich daraus erge-
—
76)Vgl  dazu K. Lompe, L. F. Neumann, Willi Eichler 

a die Programmatik des demokratischen Sozialis-
mus, a.a.O„ S. 22 ff. 

benden neuen disziplinären Abhängigkeiten 
und Gefahren für die Freiheit wird bereits in 
der Präambel des Berliner Aktionsprogramms 
hingewiesen. Die Sozialdemokratie erwartet 
also keineswegs — wie Hennis anzunehmen 
scheint — alles Heil vom Organisieren, son-
dern macht gerade auf die Gefahren von Orga-
nisationen aufmerksam, die die Tendenz ha-
ben, „ein Eigenleben zu entwickeln und büro-
kratisch zu erstarren“77 ). Aber Warnungen ge-
nügten den Programmatikern nicht. Die Sozi-
aldemokratie setzt auch konstruktive Akzen-
te. Wenn schon organisiert werden muß, dann 
nach dem Postulat der Vielgestaltigkeit des 
sozialen Lebens. Und wenn schon das Subsy-
stem Wirtschaft nicht ohne große Organisatio-
nen auskommt, dann sollen die Strukturen 
dieser Organisationen, z. B. über die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer, demokratisiert 
werden.

77) Vgl. Präambel des Berliner Aktionsprogramms.
78) Vgl. W. Hennis, a. a. O„ S. 10.

Beim Versuch des Ausspielens des Godesber-
ger Programms gegen den Orientierungsrah-
men lastet Hennis dem Orientierungsrahmen 
auch Mängel an, die entweder schon im Go-
desberger Programm zu finden sind oder die 
den Orientierungsrahmen nicht treffen kön-
nen, weil mit ihm andere Absichten verbun-
den sind. Wenn es Aufgabe des Orientierungs-
rahmens ist, Partei und Öffentlichkeit mehr 
Klarheit darüber zu verschaffen, welche Pro-
bleme in den 80er Jahren wahrscheinlich auf 
uns zukommen werden und welche Lösungen 
möglich sind, so wird man nicht erwarten, daß 
alle wichtigen Aussagen des Grundsatzpro-
gramms im Orientierungsrahmen wiederholt 
werden. Das Fehlen kann dann auch nicht mit 
„Preisgabe" Godesberger Positionen gleichge-
setzt werden.
Hätte der Orientierungsrahmen nicht solche 
„Lücken“ gegenüber dem Godesberger Pro-
gramm, dann wäre er tatsächlich Ersatz, was er 
nicht sein sollte. Was den konkreten „Ver-
gleich" betrifft, so berücksichtigt Hennis im 
Blick auf die Konkretisierungen des Orientie-
rungsrahmens nicht die gewandelten ökono-
mischen und politischen Bedingungen der 
letzten 20 Jahre78 ). Und über die großen Her-
ausforderungen unserer Zeit, die sich abzeich-
nenden Probleme der 80er Jahre, die im 
Orientierungsrahmen angesprochen werden, 
verliert er kein Wort.
Ob der Orientierungsrahmen optimale Lösun-
gen anbietet, ob die Handlungsperspektive 



konsistent ist, kann hier nicht im Detail erör-
tert werden. Wenn dem OR '85 z. B. von Kriti-
kern aus den eigenen Reihen entgegengehal-
ten wird, daß es ihm an einer fundierten Zeit-
analyse mangele, so muß dieser Einwand auch 
das Godesberger Programm treffen. Eine sol-
che Zeitanalyse, die in der Programmkommis-
sion in Teilen erarbeitet und in der Präambel 
des Berliner Programms aufgenommen wurde, 
hat die Redaktionskommission des Godesber-
ger Programms nicht berücksichtigt. Dies wird 
oft damit begründet, daß unterschiedlich welt-
anschaulich gebundene Sozialdemokraten die 
Tendenzen und Gefahren der Zeit anders er-
klärten und akzentuierten und daß eine ausge-
wogene Zeitanalyse unverhältnismäßig viel 
Platz im Rahmen des Gesamtprogrammes be-
ansprucht hätte’9). Die Stichhaltigkeit dieser 
Einwände sei dahingestellt. Gerade heute aber 
wird deutlich, daß sie der Sache nicht ange-
messen sind, weil die Lücke, die der Verzicht 
auf eine Zeitanalyse schuf, so empfindlich ist. 
„Denn eine solche hatte es nicht nur in den 
Programmen vor 1933 gegeben. Von ihr als ei-
ner notwendigen Ansatzbasis waren auch alle 
jene ausgegangen, die sich nach 1945 an der 
theoretischen Diskussion beteiligt hatten, in 
der Erwägung, daß Forderungen und Ziele nur 
dann letzthin überzeugend dargestellt werden 
könnten, wenn man vorher ein zusammenhän-
gendes Bild der gesellschaftlich-politischen 
Ausgangslage gezeichnet habe." )

79) Vgl. so U. Lohmar, Zum Godesberger Programm 
der Sozialdemokratie, in: Die Neue Gesellschaft 
1959, S. 416.
80) K. Klotzbach, Die Programmdiskussion ..., 
a. a. O„ S. 483; vor allem Kurt Schumacher hat im-
mer wieder gefordert, daß auch ein geschichtstheo-
retisch fundierter zeitanalytischer Teil in die 
Grundlagen des zukünftigen Grundsatzprogram-
mes aufgenommen werden sollte; vgl. dazu G. Weis-
ser, Philosophischer Kritizismus ..., a. a. O„ S. 106, 
S. 124.
81) Vgl. P. v. Oertzen u. a. (Hrsg.), Orientierungsrah-
men '85, Bonn-Bad Godesberg 1976, S. 5.

82) Darauf hat immer schon Gerhard Weisser hinge-
wiesen. Die Axiomentriologie der Aufklärung allein 
sagt weder etwas darüber aus, in welchem Tempo 
die Wirtschaft der angestrebten Gesellschaftsord-
nung wachsen soll, noch kann sie über das ange-
strebte Maß der Realisierung kultureller Werte 
Auskunft geben. Wenn man sich auf diesen Katalog 
von Grundwerten beschränkt, fehlt gerade im Blick 
auf heutige Entwicklungen der Maßstab für die Ent-
scheidung über Art und Richtung des wirtschaftli-
chen Wachstums, für die Vorsorge für künftige Ge-
nerationen und über das Verhältnis zur Technik 
(Energieproblematik!). In der Kommission „Orientie-
rungsrahmen '85” ist intensiv darüber diskutiert 
worden, ob der Begriff der Gleichheit, der im Begriff 
der Gerechtigkeit nicht ohne weiteres aufgeht, hin-
zugefügt werden solle; vgl. R. Ermrich, H. Heider-
mann, H. Lindner, Bericht über die Arbeit der Kom-
mission Orientierungsrahmen '85 der SPD, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 36/75. Auch in den 
ersten von der Grundwertekommission inzwischen 
vorgelegten Ergebnissen wird auf dieses Problem 
der Erweiterung des Grundwertekatalogs nicht ein-
gegangen. Fragen der Grundrechte im Verhältnis zu 
den Grundwerten und das Verhältnis von Staat und 
Grundwerte stehen hier im Vordergrund; vgl. Vor-
stand der SPD (Hrsg.), Theorie und Grundwerte. 
Grundwerte und Grundrechte, Bonn 1979.
83) Neben einer Präzision der Grundwerte wurde 
vor allem die Diskussion über Funktionsweise und
Umfang staatlicher Wirtschaftssteuerung durch ihn 
angeregt. Es wird deutlich gemacht, daß der Markt-
mechanismus als ein Instrument begrife n wird, ne-
ben das die Instrumente staatlicher Planung treten 
müssen — eine Auffassung, die auch von Godesber-
ger Theoretikern wie Eichler, Weisser und Deist im-
mer schon vertreten wurde.

Die Kommission des Orientierungsrahmens 
hatte den Auftrag, zu untersuchen, wie durch 
Reformpolitik die Gesellschaftsordnung der 
Bundesrepublik in Richtung auf die drei 
Grundw
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erte Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-

darität verändert werden könne ).  Es bestand 
nicht die Absicht, angesichts der „neuen Pro-
bleme", die man 1959 noch nicht voraussehen 
konnte, den Grundwertekatalog zu erweitern. 
Diese Axiomentrilogie reicht aber heute nicht 
mehr aus, konsistente Konzepte der Gestal-
tung künftiger gesellschaftlicher Entwicklun-

gen zu erarbeiten 82).  Darüber hinaus ist zu fra-
gen, ob diese Grundwerte so operationalisiert 
sind, daß sie allen Programmteilen als Beurtei-
lungsmaßstab dienen können, ob sie nicht nur 
am Anfang des Programms, sondern quer zum 
Programm in allen einzelnen analytischen und 
konzeptionellen Teilen zu finden sind.
Wenn man auch eine Reihe von Argumenten 
gegen Strategie- und Mittelvorstellungen 
oder die „Sprache" des Orientierungsrahmens 
vorbringen kann und in ihm die „Machbarkeit" 
überschätzt erscheint, so kann man in ihm vor 
allem den ersten wichtigen Ansatz für langfri-
stige Planungsorientierungen der politischen 
Parteien sehen83 ). Für die Sozialdemokraten 
waren die beiden Entwürfe zum Orientie-
rungsrahmen parteipolitische Dokumente ih-
res Reformwillens, die zum ersten Mal kon-
krete Perspektiven eines geplanten sozialen 
Wandels der Gesellschaft aufzuzeichnen. In-
wieweit der Orientierungsrahmen die prakti-
sche Regierungspolitik beeinflußt hat, bleibt 
zu analysieren. Für den innenpolitischen Geg-
ner bildet er aber bis heute eine Art Kristalli-
sationspunkt für ihre Reformkritik.



VI. Ausblick

Das Godesberger Programm war das Ergebnis 
eines langen Lernprozesses, bei dem es auch 
darum ging, eine politisch tragfähige Synthese 
von Traditionen der Arbeiterbewegung und 
den Erkenntnissen der modernen Sozialwis-
senschaften zu schaffen. Die 60er Jahre waren 
bestimmt von der durch das Programm be-
wirkten Öffnung der deutschen Sozialdemo-
kratie. Die Neuorientierung hat eine Fülle 
konkreter Reformideen initiiert, die von den 
gesellschaftlichen Bedingungen ausgehend 
bis in die Mitte der 70er Jahre die sozialdemo-
kratische Reformpolitik in vielen Bereichen 
bestimmt haben838).

Heute, zwanzig Jahre nach Verabschiedung 
des Godesberger Programms und vier Jahre 
nach der Verabschiedung des Orientierungs-
rahmens, bietet für manche Kritiker die SPD 
als Regierungspartei nichts weiter als ein 
Spiegelbild des gesellschaftlichen „Status quo". 
Für sie hat sie die Frage, „wohin der Weg ge-
hen soll, aufgegeben, zugunsten der nur noch 
knapp bewältigten Aufgabe, an der Regierung 
zu bleiben"84 ). Und auch in der Partei selbst 
konstatiert man — in gewisser Analogie zu 
E
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ntwicklungen nach der Verabschiedung des 
Godesberger Programms — eine Tendenz zur 
„nur noch verwaltenden Partei" oder zum 
„Kanzlerwahlverein" ).

86) Vgl. Sontheimer, Ist unsere Demokratie überfor-
dert?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/77. Er 
verweist auf die Themen Verfilzung und Patronage, 
die geistige Trägheit und Lethargie der Parteien, auf 
das unsolidarische Innenleben und das verkrampfte 
Verhältnis der Parteien zueinander. Als Gradmes-
ser für die mangelnde Sensibilität zur Aufnahme 
der Bedürfnisse der Menschen in unserer Gesell-
schaft wird dabei immer wieder das Auftreten zahl-
loser Bürgerinitiativen gewertet.
87) Vgl. C. Bohret, Institutioneile Bestimmungsfak-
toren politischer Veränderungen, in: Politik und 
Wirtschaft. Festschrift für Gerd von Eynern, PVS 
Sonderheft 8/1977, S. 170, und K. Lompe, Bilanz der 
Politik „Innerer Reformen", a. a. O., S. 150 f.
88) Dabei ist beachtlich, wie die Gesamtszenerie des 
öffentlichen Lebens, der gesellschaftlichen Ent-
wicklung und der staatlich politischen Tätigkeit 
heute durch eine bisher nicht gekannte Ungewiß-
heit und durch eine zunehmende Abhängigkeit von 
schwer berechenbaren Einflußgrößen gekennzeich-
net ist. Tendenziell wachsen die Probleme heute 
schneller als die Problemverarbeitungskapazität 
des politischen Systems, unter anderem, weil viele 
Probleme völlig neu sind, es keine adäquaten Theo-
rien und daraus ableitbare, überzeugenden Progno-
sen gibt und keine erprobte, anwendbare politische 
Praxis.

Wenn heute allgemein vom „Versagen“ der 
Parteien gesprochen wird, beklagt man vor al-
len Dingen ein Defizit in der programmati-
schen Orientierung im Blick auf die Probleme 
der 80er Jahre.

Sicher handelt es sich bei bestimmten Elemen-
ten des von vielen heute allgemein als „Versa-
gen“ interpretierten Erscheinungsbildes der 
Parteien eher um eine zufällige Häufung 
bestimmter, negativ eingeschätzter Erschei-
nungsformen, die schon immer mit dem 
Parteileben verknüpft waren und wohl auch 
nicht dauernd ausgeschlossen werden kön-

ua) Zu den Möglichkeiten und Grenzen dieser Poli-
tik siehe K. Lompe, Bilanz der Polititk „Innerer Re-
formen", in: Die Mitarbeit, Heft 2/3, 1979., S. 119 ff. 
,M. u. S. Greiffenhagen, Ein schwieriges Vater-
and..., a.a.O„ S. 164.
) Im theoretischen Organ der SPD „Die Neue Ge-

sellschaft" wurden im Augustheft 1979 diese Pro-
bleme in Fortsetzung einer Diskussion im Parteirat 
unter dem Stichwort „Vertrauensarbeit" zum zentra-
len Schwerpunkt gemacht. 

nen86). Dennoch steht außer Zweifel, daß die 
entscheidenden Impulse für eine an der Zu-
kunft orientierte und auf die Bewältigung ih-
rer Probleme hin konzipierte verantwortliche 
Politik von den politischen Parteien ausgehen 
müßten. Sie müßten dem Wähler aus ihren 
Grundwerten abgeleitete, umfassende Ziel-
bündel zukünftiger Gesellschaftsgestaltung 
anbieten, die soweit konkretisiert werden, daß 
sie einer kontrollierbaren Verarbeitung im in-
stitutionalisierten Entscheidungssystem die-
nen können. Gegenüber anderen Institutionen 
des politischen Systems sind sie als Mobilisa-
tor von Innovationen eher geeignet, weil sie in 
der Problemwahrnehmung und Politikerzeu-
gung weniger selektiv und fragmentierter vor-
gehen müssen als andere Institutionen. Ihnen 
müßte es eher möglich sein, im Machtgeflecht 
des etablierten Pluralismus Innovationen in 
die Diskussion aufzunehmen, weil sie nicht 
dem unmittelbaren Machbarkeitsdruck der di-
rekten Erfolgskontrolle ausgesetzt sind und 
darüber hinaus für die politische Informa-
tions- und Wertaufnahme wie für deren Ver-
arbeitung und Darstellung gegenwärtig legiti-
mer erscheinen als alle anderen Institutio-
nen87 ). Ohne die Schwierigkeiten einer sol-
chen langfristigen Politik zu übersehen88 ), 
scheint gerade für die Sozialdemokratie ein 
gewisser „Sachzwang" zur perspektivischen 
Reformpolitik auf der Basis ihres Grundsatz-



Programmes von Godesberg zu bestehen, 
wenn sie „überleben" oder Machtpositionen 
erhalten will. Der Mehrheit der Sozialdemo-
kraten ist die Verteidigung des Erreichten wie 
die Sicherung des Bestehenden zu wenig. Ent-
scheidende Gruppen in der Wählerschaft er-
warten Reformen89 ). Zumindest sichert Re-
formpolitik die Loyalität der Stammwähler 
bzw. ist die Voraussetzung für deren Mobili-
sierung 90 ). Dabei hat sich gezeigt, daß haupt-
sächlich junge Wähler und die Gruppe der 
„neuen Mittelschicht" der Reformpolitik be-
sonders positiv gegenüberstehen. Der SPD 
war es gelungen, vor allem durch die Beto-

83) Auch 1978 meinten 48 % der Anhänger der SPD, 
daß man trotz angespannter wirtschaftlicher Lage 
nicht auf Reformen verzichten dürfe; vgl. Infas-Ge-
Werkschaftsbarometer 1979.
90) Vgl. M. G. Schmidt, Die „Politik der Inneren Re-
formen“ in der Bundesrepublik Deutschland 1969— 
1979, in: PVS, Heft 2, 1978, S. 238.
91) Vgl. dazu K. Hildebrandt/R. J. Dalton, Die neue 
Politik. Politischer Wandel oder Schönwetterpoli-
tik?, in: Wahlsoziologie heute, hrsg. von M. Kaase, 
PVS, Heft 2/3, 1977, S. 247 f.
Dabei muß betont werden, daß die Arbeiterschaft 
als traditioneller Stammwählerblock der SPD mehr 
die ökonomischen Fragestellungen in den Vorder-
grund stellte. Hieraus entstehen Konflikte um die 
Priorität der Veränderung der Gesellschaftsstruktu

nung der nicht primär auf ökonomische Pro-
bleme abstellenden Inhalte der Reformpolitik 
neue Wähler in diesen Gruppen zu gewin-
nen91 ). Gerade das Wahl- und Sozialverhalten 
junger Menschen heute müßte von den Par-
teien als Alarmzeichen gewertet werden, die 
ihnen nicht nur zu denken geben, sondern sie 
auch zur Revision bisheriger Ansätze zwingen. 
Für die Jugend ist das „Muddling Through" 
langfristig weder eine theoretisch noch eine 
strategisch ansprechende Perspektive. Sie er-
wartet über das Tagespolitische hinausge-
hende, konzeptionelle programmatische Al-
ternativen.

ren und den Ausbau von Sozialleistungen. Es wird 
für die SPD darauf ankommen, klar zu machen, daß 
auch diese Problemfelder eng miteinander verfloch-
ten sind. Die Einstellung züm Thema Gesellschafts-
reform wird auf jeden Fall das Thema bleiben, über 
das in der Zukunft in der Bundesrepublik zwischen 
den politischen Gruppierungen gestritten wird. 
Hier sind genügend bedeutsame Agenden vorhan-
den, an denen sich sozialer Dissens politisch kon-
kretisieren kann — eine Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit eines alternierenden Regie-
rungssystems. Hier käme der Öffentlichkeitsarbeit 
der Partei und den Wahlkämpfen eine bedeutende 
Rolle zu, wenn in ihnen sachbezogen konkrete Re-
formstrategien artikuliert und kontrovers diskutiert 
würden.



Christoph Kießmann

Gegner des Nationalsozialismus

Zum Widerstand im Dritten Reich

>>Zum Widerstandskämpfer Julius Fucik, Redak-
teur einer illegalen kommunistischen Zei-
tung, richtete in seinen Notizen im Gestapo-
gefängnis, die nach seinem Tode als „Repor-
tage unter dem Strang" veröffentlicht wur-
den, eine eindrückliche Mahnung an seine 
Landsleute, die sich gleichsam auch als Ap-
pell an den Historiker des Widerstandes ver-
stehen läßt: „Um eines bitte ich: Ihr, die 
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Ihr 
die Zeit überlebt: Vergeßt nichts! Vergeßt 
nicht das Gute und nicht das Schlechte. Sam-
melt geduldig die Zeugnisse über diejenigen, 
die nur für sich starben, und über die andern, 
die für Euch starben. Eines Tages wird das 
Heute Vergangenheit sein, und man wird von 
der großen Zeit und von den namenlosen 
Helden sprechen, die Geschichte gemacht ha-
ben. Ich wäre jedoch glücklich, wenn man 
erkennen würde, daß es keine namenlosen 
Helden gegeben hat. Es waren vielmehr Men-
schen, die einen Namen, ein Gesicht, die 
Sehnsüchte und Hoffnungen hatten. Der 
Schmerz auch des Letzten unter ihnen war 
nicht kleiner als der Schmerz des Ersten, des-
sen Namen erhalten bleibt." )

Diese unprätentiösen Sätze umfassen ver-
schiedenartige Dimensionen des Themas „Wi-
derstand im Dritten Reich". Sie verweisen auf 
seine politische Bedeutung für die Nach-
kriegszeit, auf die besonders evidente Proble-
matik der Erfassung der unorganisierten, an-
onymen Opposition, auf individuelles Hel-
dentum und menschliche Schwächen, auf

Es handelt sich um den Vorabdruck eines Beitrags 
für die geplante Festschrift für Hans Roos zum 
60. Geburtstag (am 15. November 1979), die 1980 
^scheinen wird. Der Aufsatz ist hervorgegangen 
Aus einem Colloquium an der Universität Bielefeld. 
für vielfältige Anregungen möchte ich vor allem 
meinem Kollegen Falk Pingel herzlich danken.

1)Zit. bei Louis de Jong, Zwischen Kollaboration 
pn d Rsistance, in: Andreas Hillgruber (Hrsg.), 
s.203eme des Zweiten Weltkrieges, Köln 1967, 

Zwischentöne, die im Gesamtbild nicht zu-
gunsten von schwarz und weiß fehlen dürfen. 
Damit ist auch die innere Schwierigkeit des 
Widerstandsbegriffes angesprochen, der seine 
Konturen einerseits aus dem Bezug zum na-
tionalsozialistischen Herrschaftssystem und 
andererseits von einer abgestuften Skala un-
terschiedlicher Verhaltensweisen und Ak-
tionsformen erhält. Diese Problematik wird 
deutlich, wenn man stichprobenweise die 
schon nicht mehr überschaubare wissen-
schaftliche Literatur zum deutschen und eu-
ropäischen Widerstand 3) auf ihr Verständnis 
von Widerstand hin befragt. Eine Klärung 
dieses nur auf den ersten Blick eindeutigen 
Begriffs ist mehr als definitorische Beckmes-
serei, erweist sich doch die jeweilige Ver-
wendung von bewußten und unbewußten po-
litischen Implikationen geprägt, in denen sich 
ein Stück Entwicklungsgeschichte der Histo-
riographie des Widerstandes spiegelt.

Was heißt Widerstand, wie ist er gegenüber 
Opposition, sozialem Protest, abweichendem 
Verhalten, Nörgelei, systemimmanenter Dys-

2) Vgl. den instruktiven, freilich vorwiegend auf 
Deutschland abgestellten Artikel „Widerstandsbe-
wegungen" von Günter Plum, in: Sowjetsystem 
und demokratische Gesellschaft Bd. 5, Freiburg 
1972. Ferner den wichtigen Forschungsbericht von 
Reinhard Mann, Widerstand gegen den National-
sozialismus, in: NPL 22 (1977), S. 425—42 (nur auf 
Deutschland bezogen). Die neueste knappe Gesamt-
darstellung stammt von Ger van Roon, Widerstand 
im Dritten Reich, München 1979. Als neuerer popu-
lärwissenschaftlicher Versuch eines nach Ländern 
gegliederten Überblicks von zwei polnischen Histo-
rikern: Eugeniusz Duraczynski, Jerzy Janusz Terej, 
Europa Podziemna 1939—1945, Warschau 1974. 
Anspruchsvoller in der Verbindung von systema-
tischer Analyse und länderbezogener Darstellung: 
M.R.D. Foot, Resistance, an Analysis of European 
Resistance to Nazism 1940—45, London 1976. Ge-
rade die Einzeldarstellungen bleiben aber auf-
grund der Kürze und des veralteten Literaturstan-
des ganz unbefriedigend. Den genauesten, wenn 
auch stark frankozentrischen laufenden Überblick 
zum europäischen Widerstand bietet die irr Paris 
erscheinende Zeitschrift: Revue d'Histoire de la 
Deuxieme Guerre Mondiale. 



funktionalität abgrenzbar, wo liegen Gren-
zen zur „Kollaboration", ohne die auch Wi-
derstand nur in seltenen Fällen auskommt? 
Gibt es einen Basiskonsens des Widerstan-
des, der es erlauben würde, europäischen 
Widerstand als bestimmendes historisches 
Phänomen zu beschreiben und zu analysieren, 
so wie der Faschismus eine trotz aller natio-
nalen Unterschiede gesamteuropäische Er-
scheinung unserer Epoche war3)  Lassen 
sich so unterschiedliche Verhaltensweisen 
wie Partisanenkampf und Attentat, illegaler 
Schulunterricht, Parolenmalen und Flugblatt-
verteilung, politische Stam tischtreffen, ver-
schlüsselte Predigten, Gebete für Verfolgte, 
Verbreitung politischer Witze, „Meckern", 
antifaschistische Propaganda, Nachkriegspla-
nung im Exil u. a. m. noch unter einem ge-

3) Vgl. dazu neben der in Anm. 1 genannten Lite-
ratur die Arbeiten von Ernst Nolte, insbes.: Die 
faschistischen Bewegungen, DTV-Weltgeschichte 
des 20. Jahrhunderts Bd. 4, München 1966. Einen 
kritischen Vergleich marxistischer und nichtmar-
xistischer Faschismusinterpretation gibt Wolfgang 
Schieders Artikel „Faschismus" in: Sowjetsystem 
und demokratische Gesellschaft Bd. 2, Freiburg 
1968. Verschiedene Aspekte des europäischen Fa-
schismus werden von polnischen Autoren behan-
delt in: Dzieje Najnowsze 10 (1978) Hefti. Von 
einem Aspekt der politischen Zukunftsvorstellun-
gen her hat Walter Lipgens die innere Einheit der 
Widerstandsbewegungen in Europa zu dokumen-
tieren versucht: Europa-Föderationspläne der Wi-
derstandsbewegungen 1940—1945. Eine Dokumenta-
tion, München 1968.
4) Vgl. dazu den — in der Gesamtkonzeption 
mißglückten — mit einer vorzüglichen Bibliogra-
phie ausgestatteten Sammelband: Widerstands-
recht, hrsg. von Arthur Kaufman  in Verbindung 
mit Leonhard E. Backmann, Darmstadt 1972.

5) Ernst Wolf, Zum Verhältnis der politischen und
moralischen Motive in der deutschen Wider-
standsbewegung, in: Walter Schmitthenner, Hans 
Buchheim (Hrsg.), Der deutsche Widerstand gegen 
Hitler, Köln 1966, S. 215—255, hier S. 252.
6) Zur Interpretation dieser Vorstellung bei Lu-
ther: Johannes Heckel, Lex charitatis. Eine juristi-
sche Untersuchung über das Recht in der Theolo-
gie Martin Luthers, München 1953. Wichtiger 
wäre in diesem Zusammenhang vor allem der 
Hinweis auf die ganz unterschiedliche Luther-Re-
zeption, wie sie z. B. im illegal verbreiteten Text 
des 1941 gehaltenen Vortrags des norwegischen 
Bischofs Berggrav zum Ausdruck kommt: Wenn 
der Kutscher trunken ist. Luther über die Pflicht 
zum Ungehorsam gegenüber der Obrigkeit, ab-
gedr. in: Widerstandsrecht (s. Anm. 4), S. 135—151.

meinsamen Begriff fassen, wie es zahlreiche 
Beispiele der Literatur nahelegen, ohne daß 
dieser völlig an Aussagekraft und Trennschär-
fe verliert?

Die folgenden Überlegungen versuchen, von 
bisher vorliegenden Erörterungen der Litera-
tur ausgehend die Probleme eines Wider-
standsbegriffs zu diskutieren, der umfassend 
bleibt und die breite Palette unterschiedlicher 
Möglichkeiten umgreift, ohne dabei die Spe-
zifik seines Gegenstandes aufzugeben. Das 
Ergebnis kann nicht mehr sein, als eine ge-
wisse Systematik herzustellen zu versuchen 
und auf diese Weise zur verstärkten Refle-
xion eines zeitgeschichtlichen Themas beizu-
tragen, dessen grundsätzliche politische Be-
deutung kaum umstritten sein dürfte.

Herrschaftssystem und Stufen des Widerstandes

Der eingangs betonte, von der Sache her 
zwingende Bezug des Widerstandsbegriffs auf 
das jeweilige Herrschaftssystem ist in der 
vormodernen rechtlich-politisch-moralischen 
Prägung, die in der Tradition des Wider-
standsrechts seit der Antike steht, schon 
deutlich faßbar4). Ob juristisch verankert 
oder als religiös und ethisch fundiertes unge-
schriebenes Gesetz in Anspruch genommen, 
zieht sich durch die Geschichte des europäi-
schen Widerstandsrechts der Gedanke der 
Legitimität oder sogar der Pflicht des „ius re-
sistendi" in dem Falle, in dem „die Obrig-
keit" flagrant gegen ihre Aufgaben verstößt. 
Gemäß dem unterschiedlichen Selbstverständ-

nis der jeweiligen Gesellschaftsordnung blieb 
dabei die entscheidende und bis zur Gegen-
wart vielfach strittige Frage, welche sozialen 
Träger in einer solchen Situation des überge-
setzlichen Notstandes das Recht zum Wider-
stand wahrnehmen und ausüben sollten.
So sehr in bestimmten Bereichen oder bei 
einzelnen Personen — z. B. bei Stauffenberg 
— diese ältere Tradition des Widerstands-
rechts im 20. Juli noch na 5chwirken mochte ), 
so deutlich zeigte sich doch mit der Etablie-
rung einer ihrem Anspruch nach totalitären 
Diktatur ein völ ig neuartiges Phänomen, zu 
dem sich in traditionellen Despotien und 
auch etwa in Luthers eschatologisch be-
stimmter Vorstellung vom „tyrannus univer-
salis" und vom „großen Tier" nur mit etwas 
gewalts

6
amer historischer Aktualisierung Par-

allelen ziehen lassen ). Insofern stellt sich 



für den Historiker die Frage nach den ethi-
schen und rechtlich-politischen Ausgangsbe-
dingungen für Widerstand im Dritten Reich 
anders und neuartig, auch wenn offensicht-
lich diese qualitative Neuartigkeit des NS-
Regimes vielen Zeitgenossen, die sich zum 
Widerstand entschlossen, erst allmählich so-
weit zu Bewußtsein kam, daß sie zur Motiva-
tion von Widerstand wurde. In einer nicht 
mehr ständisch gegliederten Gesellschaft mit 
festen Rechts- und Handlungslegitimationen 
wird der Entschluß zum Widerstand wesent-
lich abhängig von der jeweiligen Betroffen-
heit sozialer Schichten, Gruppen und Organi-
sationen durch die Maßnahmen des Regimes. 
Diese Maßnahmen ihrerseits sind umgekehrt 
auch abhängig von der Stellung und Bedeu-
tung, die unterschiedliche Schichten, Organi-
sationen und Gruppen für das Herrschaftssy-
stem und seine Ideologie tatsächlich oder 
vermeintlich haben. Hier wird somit ein er-
ster wesentlicher wechselseitiger Zusammen-
hang zwischen nationalsozialistischem Herr-
schaftssystem und Widerstand sichtbar.
Versteht man den Nationalsozialismus als ein 
reaktionäres System mit einer rassenpoliti-
schen Utop

7

ie, das trotz anfänglicher Koopera-
tion mit und Rücksichtnahmen auf die bür-
gerliche Gesellschaft deren Überwindung 
zum Ziele hatte ) und dem die französische 
Revolution als „Untermenschenrevolution" 
galt8), so wird die Stufenfolge von Maßnah-
men und Repressionen plausibel, denen eine 
zeitlich ähnliche, wenn auch nicht strikt kor-
relierbare Stufenfolge von Opposition und» 
Widerstand entsprach. Der Totalitätsanspruch 
des Regimes war nur sukzessive durchsetz-
bar, erreichte als erste die ideologischen 
Hauptgegner und als letzte die anfänglichen 
Verbündeten. Das galt in anderer, taktischer 
Akzentuierung sogar im außenpolitischen Be-
reich. In Polen und der Sowjetunion wurden 
aus zeitweiligen Verbündeten die am rück-
sichtslosesten verfolgten Feinde. Die Aus-
schaltung der Arbeiterbewegung war nicht 
nur zentrales ideologisches Ziel des National-
sozialismus, sondern schuf erst die Voraus-
setzungen seiner Etablierung. Aus ihren Rei-
hen kam daher nicht zufällig der früheste 
und konsequenteste Widerstand. Die Arbei-
terbewegung bzw. die aus ihr hervorgehen-

9) Timothy W. Mason, Arbeiterklasse und Volks-
gemeinschaft, Opladen 1975.
I0) Klaus Scholder, Die Kirchen und as Dritte 
Reich, Bd. 1, Frankfurt 1977, S. 304 f. Einen ersten 
über 1933 hinausgehenen Überblick hat Scholder 
1971 veröffentlicht: Die Kirchen im Dritten Reich, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 15/1971.
11) Zum umstrittenen Zusammenhang zwischen 
Ermächtigungsgesetz und Reichskonkordat sowie 
zur Beurteilung des Konkordats im Anschluß an 
Scholders Buch jetzt die Kontroverse zwischen 
ihm und Konrad Repgen in: VfZG 1978 Heft 4.

7) Vgl. David Schoenbaum, Die braune Revolu-
ton, Köln 1968, bes. S. 26: Henry Ashby Turner, 
Faschismus und Antimodernismus, in: ders., Fa-
schismus und Kapitalismus in Deutschland, Göt-
tingen 1972, S. 157—182.
8) So das „Schwarze Korps“ vom 22. 8. 1941. 

den illegalen festen Organisationen und losen 
Zirkel stellten den nationalsozialistischen 
Herrschaftsanspruch am grundsätzlichsten 
politisch in Frage. Daß es sich hier um politi-
schen Widerstand handelt, auch wenn seine 
Organisationsformen „qualitativ" ganz unter-
schiedlich ausfallen mochten, war der Gesta-
po bewußt und ließ sie daher von Anfang an 
unnachgiebig Kommunisten, Sozialdemokra-
ten, Gewerkschafter und die verschiedenen 
linken Splittergruppen verfolgen. Tim Mason 
hat deutlich gemacht, wie tief das Trauma 
von 1918, der vermeintliche „Dolchstoß" der 
„Novemberverbrecher", die nationalsozialisti-
sche Politik gegenüber der Arbeiterschaft be-
stimmte9). In der Verbindung von „Zucker-
brot und Peitsche", von sozialpolitischen 
Rücksichtnahmen und „Arbeit-adelt"-Ideolo-
gien einerseits und rücksichtsloser Unter-
drückung aller Formen politischen Wider-
standes und sozialen Protests (Streiks, Bum-
melei, Sabotage usf.) andererseits sollte diese 
Gefahr von seifen der Arbeiterschaft gebannt 
werden.
Ein ganz anderes Bild boten demgegenüber 
zunächst die Kirchen. Zwar gehörte der poli-
tische Katholizismus in Gestalt des Zentrums 
von vornherein zu den Feinden, die der Na-
tionalsozialismus ins Visier nahm und aus-
schalten wollte 10),  jedoch war dieser Gegner 
aufgrund partiell gleicher antiliberaler und 
vehement antikommunisti
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scher Traditionen 
und Tendenzen relativ leicht zu erledigen. 
Durch den Abschluß des Konkordats stellte 
die katholische Kirche als Institution zu-
nächst eher eine Stütze als einen machtvol-
len Gegner des nach innen und außen noch 
wenig gefestigten Regimes dar ). Solange 
sich daher der Episkopat — aus welchen Mo-
tiven auch immer — im vorgegebenen Rah-
men der Kooperation von Staat und Kirche 
bewegte, sich auf die „engeren Belange" be-
schränkte und offener politischer Stellung-
nahmen gegen ideologische Grundsätze des 
Dritten Reiches und zugunsten seiner Gegner 
enthielt, gab es einen modus vivendi.



Noch deutlicher, zugleich freilich aufgrund 
der Organisationsstruktur ganz anders ausge-
prägt, trat diese anfängliche Kooperation bei 
den protestant

12
ischen Kirchen in Erschei-

nung ). Die nationalkonservative Tradition 
der Verbindung von Thron und Altar und der 
Gegnerschaft zur Weimarer Republik, der 
„Pastorennationalismus", die fehlende ethi-
sche Theorie des Widerstandes gegen eine 
verbrecherische Obrigkeit, die Fehlinterpreta-
tion des Punktes 24 des NSDAP-Programms 
vom „positiven Christentum" als Synthese 
von Altar und Nation ließen die Zustimmung 
zur „nationalen Revolution" in breiten Teilen 
der Amtskirche und auch bei später führen-
den Vertretern der Bekennenden Kirche (BK) 
noch um einige Grade offener und enthusi-
astischer ausfallen als im Katholizismus. Auf 
dem Boden dieses partiellen politischen Kon-
senses und der fehlenden hierarchischen 
Struktur der nur locker zentralisierten prote-
stantische
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n Landeskirchen waren daher auch 
die Möglichkeiten der institutionellen Spal-
tung und Anbindung der „Deutschen Chri-
sten" an den nationalsozialistischen Staat er-
folgversprechender als im Katholizismus. Es 
heißt nicht,' das Gewicht des kirchlichen Wi-
derstandes verringern zu wollen, wenn man auf 
diese anfängliche unheilvolle Allianz beider 
Kirchen mit dem Nationalsozialismus hinweist 
und damit ihr in der Nachkriegszeit allzu 
selbstverständlich gewordenes verklärtes Bild 
vom konsequenten Kampf kritisch zurecht-
rückt, wie es u. a. Böckenförde, Baumgärtel 
und jüngst Scholder zu Recht getan ha-
ben 13). Zudem richtet sich eine solche kriti-
sche Analyse zunächst gegen die Institutio-
nen und ihre Sprecher und schließt nicht aus, 
daß zahlreiche Geistliche beider Konfessio-
nen sich als politisch hellsichtiger erwiesen 
und frühzeitiger die heraufziehende Gefahr 
erkannten und dagegen angingen ).

Für die Frage nach Stufen und Trägern des 
Widerstandes ist es dennoch wichtig, von 
dieser kritischen Bilanz auszugehen und zu 
fragen, wann der Widerstand der Kirchen in 
größerem Ausmaß einsetzte und inwieweit 
Widerstand das Ergebnis eines Lernprozesses 
war. Auch hier wird wiederum der unmittel-
bare Bezug zur Entwicklung und zu den Maß-
nahmen des Regimes evident. Anders als die 
Arbeiterbewegung hatten die Kirchen als 
nicht zerschlagene Institutionen vergleichs-
weise bessere — wenn auch andere — Mög-
lichkeiten zu Opposition und Widerstand. 
Aufgrund der genannten Traditionsfaktoren 
machten sie davon freilich erst Gebrauch, als 
sich die objektiven Bedingungen durch die 
feste Etablierung des Regimes zunehmend 
verschlechterten.
Ernst Wolf hat in diesem Zusammenhang 
den Kampf der BK als „Widerstandsbewe-
gung wider Willen" gekennzeichnet und 
vier Motivationen und Ebenen kirchlichen 
Widerstandes unterschieden, die zwar in-
einander verflochten waren, aber doch einer 
faßbaren zeitlichen Stufenfolge entspra-
chen152): 1. Der Widerstand zur Sicherung 
des Bestandes der überkommenen landes-
kirchlichen Institutionen (z. B. Erhaltung 
der föderalistischen Deutschen Evangelischen 
Kirche [DEK] gegenüber gewaltsamer Zentra-
lisierung); 2. der Kampf um die Freiheit des 
Evangeliums (insbesondere die Bekentni ssy-
node von Barmen im Mai 1934); 3. ein in der 
Konsequenz über den Bereich der Kirche be-
wußt hinausgreifender Widerstand im Kampf 
für Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit 
(vor allem die Denkschrift der BK von 1936 
und die preußische Bekenntnissynode vom 
Oktober 1943 in Breslau); 4. der Versuch ei-
nes Widerstandes in Grenzsituationen, in de-
nen die Probleme von Krieg, Eidesverweige-
rung und Tyrannenmord unmittelbar akut 
wurden (z. B. Bonhoeffer).

12) Dazu sei neben Scholder und Wolf nur ver-
wiesen auf Günther van Norden, Widerstand im 
deutschen Protestantismus 1933—1945, in: Monats-
hefte für evangelische Kirchengeschichte des 
Rheinlands 27 (1978), S. 251—73.
13) Ernst-Wolfgang Böckenförde, Der deutsche 
Katholizismus im Jahre 1933. Eine kritische Be-
trachtung, in: Hochland 53 (1960/61), S. 215—239; 
Friedrich Baumgärtel, Wider die Kirchenkampf-Le-
genden, 2. erw. A. Neuendettelsau 1959; Scholder, 
a. a. O.
14) Böckenförde, S. 239, zitiert den Jesuiten Fried-
rich Muckermann (Der deutsche Weg, Zürich
1946, S. 25), der betont, er habe „immer wieder
den sicheren Instinkt des katholischen Volkes be-
wundern müssen, der viel klarer sah als der Aka-
demiker, der viel früher die grauenhafte Gefahr 
erkannte als selbst die Bischöfe." Deutlich wird

In dieser Stufenfolge mag man tendenziell 
einen Lernprozeß erkennen, wobei freilich 
doch deutlich bleibt, wieweit die BK mehr-
heitlich noch von der letzten Stufe politi-
schen Widerstandes, wie sie für „Außensei-
ter" wie Bonhoeffer von Anfang an bestim-

dieses Urteil auch aus dem Erinnerungsbericht 
des „Ruhrkaplans“ Carl Klinkhammer Üetzt 
Düsseldorf), der demnächst in dem vom Verfasser 
und Falk Pingel herausgegebenen Sammelbana 
über die Tagung „Widerstand gegen den Natio-
nalsozialismus“ (im Campus-Verlag 1980) er 
scheint.
15) Wolf, a. a. O., S. 230 ff. 



mend war, entfernt blieb16 ). So konnte die 
brandenburgische Kirchenleitung noch 1945 
zur Wiederkehr des 20.  Ju
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li erklären: „Die 
Kirche Jesu Christi kann einen Anschlag auf 
das Leben eines Menschen niemals guthei-
ßen, in welcher Absicht er auch ausgeführt 
werden mag." )

beider Konfessionen. Ich kann ihnen jetzt die 
Antwort nicht geben, aber alles kommt in mein 
großes Notizbuch. Es wird der Augenblick kom-
men, da ich mit ihnen abrechne ohne langes Fe-
derlesen." In: Henry Picker, Hitlers Tischgesprä-
che im Führerhauptquartier 1941—42, neu heraus-
gegeben von P. E. Schramm, Stuttgart 1965.
20) Dazu Martin Broszat, Nationalsozialistische 
Polenpolitik 1939—1945, Frankfurt 1965 2, S. 147 bis 
157.
21) Vgl. dazu Hermann Graml, Die außenpoliti-
schen Vorstellungen des deutschen Widerstandes, 
in: Schmitthenner/Buchheim, S. 15—72, hier 19 ff.; 
Klaus Hildebrandt, Die ostpolitischen Vorstellun-
gen im deutschen Widerstand, in: GWU 29 (1978), 
S. 213—241. Zur Motivation der Militärs vgl. auch 
Fabian von Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, 
Frankfurt 1959, S. 45 ff. Die Komplizenschaft des 
Großteils der militärischen Führung im Vernich-
tungskrieg in der Sowjetunion hat demgegenüber 
nachdrücklich Andreas Hillgruber herausgearbei-
tet: Die „Endlösung" und das deutsche Ostimperi-
um als Kernstück des rasseideologischen Pro-
gramms des Nationalsozialismus, in: Manfred Fun-
ke (Hrsg.), Hitler, Deutschland und die Mächte, 
Düsseldorf 1976, S. 94—114.

Obwohl die katholische Kirche von ihrer hi-
storischen Tradition und ihrer Naturrechts-
lehre her eher über Voraussetzungen zur Ent-
wicklung einer „politischen Theologie“ für 
Ausnahmesituationen verfügte, blieb sie vom 
politischen Widerstand gleich weit entfern
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t 
wie die protestantische. Tyrannenmord und 
Revolution wurden vom Episkopat ausdrück-
lich abgelehnt, und selbst in den außerordent-
lich offenen und mutigen Predigten des Bi-
schofs von Münster, Kardinal Graf von Ga-
len, gegen die Euthanasie fand sich noch der 
nicht nur als taktische Schutzbehauptung zu 
verstehende Satz: „Niemals aber hat die Kir-
che die Rechtmäßigkeit des nationalsozialisti-
schen Regimes infrage gestellt, niemals di-
rekt oder indirekt die verschiedenen Versu-
che gebilligt, dieses Regime zu stürzen." )

Da, wo ihre ureigenen und zudem durch das 
Konkordat abgesicherten Interessen tangiert 
wurden, setzte sich die katholische Kirche er-
folgreich zur Wehr. Zur Verfolgung von 
Kommunisten, Sozialisten und Juden schwieg 
sie oder äußerte sich nur verschlüsselt, ob-
gleich doch auch hier die eigenen Prinzipien 
Stellungnahmen erfordert und damit poten-
tiellen Widerstand signalisiert hätten. Erst 
die Euthanasieaktion rief massiven offenen 
Protest beider Kirchen hervor und wies durch 
deren Erfolg das NS-Regime nachdrücklich 
auf die bestehenden Grenzen der Durchsetz-
barkeit des ideologischen Totalitätsanspruchs 
hin. Damit rückten die christlichen Kirchen 
aus anfänglichen Stützen deutlich in die obe-
re Rangskala der Feinde des Regimes, mit de-
nen nach dem „Endsieg" radikal „abgerech-
net“ werden sollte, wie Hitler zu verstehen 
gab19 ). Ansätze dazu wurden im besetzten Po-

16) So besonders van Norden, S. 267. Bonhoeffer 
hatte bereits im April 1933 öffentlich erklärt, die 
Kirche sei herausgefordert, wenn „irgendeine 
Gruppe von Staatsuntertanen" entrechtet werde. 
Ihre Aufgabe sei es, „nicht nur die Opfer unter 
dem Rad zu verbinden, sondern dem Rad selbst in 
die Speichen fallen", zit. ebd. S. 255.

Zit. bei Wolf, a. a. O., S. 243.
1 Zit. ebd. S. 245. Zur anfänglichen Haltung Ga-

lens auch Scholder, a. a. O., S. 303.
) Hitler in einem Tischgespräch vom 8.2. 1942: 
Der größte Volksschaden sind unsere Pfarrer 

len in der Verfolgung der Geistlichen und — 
im Warthegau — in der radikalen Trennung 
von Staat und Kirche und der Degradierung 
der evangelischen Kirche auf den Status ei-
nes privaten Vereins vorweggenommen 20).

Die zeitlich späteste Formierung von Wider-
stand in Deutschland fand innerhalb des Bür-
gertums und des Militärs statt. Soziale und 
institutionelle Grenzen sind hier fließend, 
deutlich ist aber für die Gruppe, die schließ-
lich zum Widerstand stieß, ein Wandlungs-
und Lernprozeß von anfänglicher Bejahung, 
Stützung und partieller Interessenidentität 
mit dem NS-Regime zur mehr oder minder 
bedingungslosen Systemopposition. Solange 
innere politische Gegner ausgeschaltet, Auf-
rüstung betrieben und territoriale Revision 
angestrebt wurden, bestand vom Eigeninter-
esse des Militärs her — von verachtungsvol-
ler Distanz gegenüber den pöbelhaften Zügen 
der NS-Prominenz als Motiv einmal abgese-
hen — wenig Anlaß zum Widerstand. Erst als 
der NS darüber hinausging, seinen unge-
hemmten Expansionswillen offenbarte, militä-
risch va banque spielte und in Polen und

21

 der 
Sowjetunion unter Beweis stellte, daß die Le-
bensraumphantasien und Rassedogmen brutal 
ernst gemeint waren, wurden sowohl das 
Wertsystem wie das Selbstverständnis und 
das Selbsterhaltungsinteresse der Wehrmacht 
so massiv in Frage gestellt, daß sich ein Teil 
ihrer Offiziere ebenso wie nationalkonserva-
tive und christliche Politiker zum Staats-
streich entschlossen ).



Das Ziel „Sturz des Regimes" und die Form 
der organisierten Verschwörung lassen hier 
die Legitimität des Begriffs Widerstand un-
zweifelhaft erscheinen, wenn auch das Herr-
schaftssystem von diesen bürgerlich-konser-
vativen Kreisen zunächst gestützt und mit-
getragen worden war und wen  auch die 
Verteidigung eigener gesellschaftlicher Posi-
tionen, die durch Hitlers und Himmlers Ziele 
und Methoden in Frage gestellt wurden, 
wichtige Motive des Widerstands waren. Im 
20. Juli zeigten sich aber deutlich Tendenzen, 
die im Sinne eines politischen Lernprozesses 
über solche gesellschaftlichen Eigeninteres-
sen hinauswiesen. So problematisch auch die 
DDR-Interpretation Stauffenbergs als eine Art 
Vorkämpfer d
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er Volksfront ist, so steckt 
doch in diesem offenkundigen Lernprozeß der 
richtige Kern einer solchen Interpretation ).

Die letzte Stufe des Widerstandes, die zu-
gleich auf essentielle Ziele des NS-Herr-
schaftssystems hinweist, greift über Deutsch-’ 
land hinaus und bezieht sich auf die unter-
worfenen europäischen Völker. Auf dieser 
höchsten und breitesten Stufe scheint sich 
die innere Problematik des Widerstandsbe-
griffs radikal zu vereinfachen, weil der na-
tionale Loyalitätskonflikt — sieht man von 
den faschistischen Bewegungen der betroffe-
nen Länder ab — entfiel und jede Wider-
standshandlung, die den Nazis schadete, zu-
gleich dem eigenen Volk zu nützen schien. 
Im Zuge der Expansion des Nationalsozialis-
mus über die Grenzen des Deutschen Reiches 
hinaus verbanden sich damit funktional in-
nerdeutscher und europäischer Widerstand 
zu einer gemeinsamen Bewegung. Ihr Funda-
ment bildete freilich nur ein schmaler Basis-
konsens, der sich mit politisch-moralischen 
Schlüs elbegriffen wie Freiheit, Recht und 
Menschenwürde umschreiben ließe, über die 
inhaltliche Ausfüllung dieser Begriffe konnte 
es kaum mehr Konsens geben, so sehr auch 
versucht wurde, alte Gräben zuzuschütten 

und die verschiedenartigsten Gruppen einan 
der im gemeinsamen Kampfziel anzunähern 
Noch geringer waren die organisatorische! 
und personellen Querverbindungen unter dei 
nationalen Widerstandsbewegungen, aucl 
wenn besonders Kommunisten durch ihre ak 
tive Teilnahme häufig nationale Organisa 
tionsgrenzen überschritten23). Die Exilregie 
rungen und Exilgruppen spielten hier eben 
falls eine wichtige Rolle, so da

24

ß man Londor 
als Sitz der meisten Exilregierungen und Zen 
trale antifaschistischer Propaganda den Tite 
der Hauptstadt der europäischen Wider 
Standsbewegungen gegeben hat ).

22) Kurt Finker, Stauffenberg und der 20. Juli 
1944, Köln 1977, bes. S. 396. Zur quellenkritischen 
Seite dieser so wohl kaum haltbaren Interpreta-
tion Peter Hoffmann, War Stauffenberg „ostorien-
tiert"?, in: Die Zeit vom 20. 12. 1978. Vgl. auch 
Hans Mommsens grundlegenden Aufsatz, der von 
der sozialen Ausgangslage her die organisatori-
schen und programmatischen Grenzen der bürger-
lich-konservativen Widerstandsgruppen deutlich 
macht, auch wenn sich 1944 deutliche Anzeichen 
einer politischen Verbreiterung zeigten: Gesell-
schaftsbild und Verfassungspläne des deutschen 
Widerstandes, in: Schmitthenner/Buchheim, a. a. O„ 
S. 73—167.

23) Die marxistisch-leninistische Historiographie 
richtet hierauf ein besonderes Augenmerk, kann 
damit aber kaum die relative nationale Isolierung, 
die ohnehin von der Situation erzwungen wurde, 
in Frage stellen. Vgl. als Beispiele: Deutschland 
im Zweiten Weltkrieg, von einem Autorenkollek-
tiv unter Leitung von Wolfgang Schumann, Ger-
hard Haß, Karl Drechsler, bisher 2 Bde, Köln 
1974/75, Bd. 1, S. 598 ff. Bd. 2, S. 247 ff. S. Okecki, 
Cudzoziemcy w polskim ruchu oporu 1939—1945, 
Warschau 1975.
24) So Henri Michel, zit. b. de Jong, a. a. 0., 
S. 259.
25) Ebd. S. 252.
26) Edward Abramowski, Zmowa powszechna
przeziw rzadowi, in: ders., Prisma Bd. 1, Warschau
1924, S. 327—50.

Auch in der nichtdeutschen Resistance läßt 
sich aber die für den deutschen Widerstand 
zu beobachtende Stufenentwicklung verfol-
gen. Insofern taucht das Problem der begriff-
lichen Abgrenzung hier erneut auf. Die Ver-
haltensweisen der unterworfenen Völker 
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sind 
nun auf einer Skala zwischen den Polen Kol-
laboration und Widerstand einzuordnen. In der 
Wirklichkeit gab es hier keine starren Gren-
zen; die meisten Menschen, außer denen, die 
ausschließlich kollaborierten oder konspirier-
ten, taten mehr oder minder beides ).  Das 
Bild vom kompletten Untergrundstaat auf der 
Basis des strikten Boykotts aller Maßnahmen 
und Institutionen der Okkupationsmacht, das; 
der polnische Sozialist Edward Abramowski 
schon 1905 gegen die zaristische Herrschaft 
entworfen hatte26 ), traf zwar die innere 
Struktur der polnischen Widerstandsbewe-
gung im Modell, in der konkreten Arbeits-
weise aber war effektiver Widerstand ohne 
begrenzte Formen der Zusammenarbeit und 
Anpassung an die Besatzungsmacht kaum 
möglich bzw. mit Opfern verbunden, die 
schwerlich zu rechtfertigen waren.

Auch in dieser Stufenentwicklung spiegelt 
s   pezifische Zusammenhang von 



lerrschaftssystem und Widerstand. Was sich 
m Beispiel Polens gut zeigen läßt, dürfte 
um grano salis ebenfalls für andere Län-
ler gelten. Die NS-Politik richtete sich zu-
tächst vornehmlich gegen die polnische In-
elligenz als Hauptträger der polnischen Na-
ion und Kern eines potentiellen Widerstan-
ies gegen die für Polen vorgesehene Rolle 
ines Helotenvolkes27 ). In der Tat ging von 
hr die Initiative zum Aufbau des polnischen 
Jntergrunds aus. Je zielloser jedoch der SS- 

Terror in Polen, je drückender die landwirt-
schaftliche Ablieferungsquote für die Bauern, 
je wahlloser die Straßenrazzien für Zwangs-
arbeit im Reich, je abstruser die Kulturpo-
litik und je brutaler die Umsiedlungsmaßnah-
men bis hin zur Aktion von Zamo 1942/43 
wurden, desto breiter entwickelte sich der 
polnische Widerstand und umfaßte schließ-
lich in verschiedenen Formen alle Schichten 
des polnischen Volkes. Die Skala des Wider-
standes war in Ländern wie Polen, die nicht 
nur von militärischer Niederringung und 
wirtschaftlicher Ausbeutung, sondern auch 
von Vernichtung der nationalkulturellen Sub-
stanz bedroht waren, besonders breit und 
entsprach somit spiegelbildlich den maßlosen 
nationalsozialistischen Herrschafts- und Ver-
nichtungszielen.
Man hat die europäische Widerstandsbewe-
gung zutreffend als „Dritte Front" bezeich-
net28 ) und damit die — wenn auch militä-
risch nicht gleichwertige — Bedeutung des 
Widerstandes für die Bindung deutscher

29) Dazu Detlev Brandes, Die Tschechen  
deutschem Protektorat, Bd. 2, München 1975, S. 9 f.

27) Dazu Hans Roos, Deutschland, Polen und die 
Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg, in: Hillgruber 
(Hrsg.), S. 225—44; Broszat, a. a. O.; Christoph 
Kießmann, Die Selbstbehauptung einer Nation. 
NS-Kulturpolitik und polnische Widerstandsbewe-
gung im Generalgouvernement 1939—45, Düssel-
dorf 1971. Aus der unübersehbaren polnischen Li-
teratur sei hier nur auf die große zweibändige Ge-
samtdarstellung von Czeslaw Madajczyk verwie-
sen: Polityka III Rzeszy w okupowanej Polsce, 
Warschau 1970.

28) Henry Jablonski, Polityczna: militarna rola an-
tyfaszystowskiego ruchu oporu, walki podziemnej 
> dzialah partyzanckich w Europie w czasie wojny 
swiatowej, in: W dwudziesta rocznice zwyciest-
wa, Breslau 1966, S. 5—40, hier S. 35.

Truppen und für die Niederringung Nazideut-
schlands charakterisiert. Mindestens gleich-
rangig war aber die politisch-moralische Be-
deutung — ein Aspekt, der die Parallelen 
zum deutschen Widerstand hervortreten läßt.

Den Zusammenhang von Herrschaftsformen 
und Unterdrückungsmaßnahmen einerseits 
und Intensität des Widerstandes andererseits 
in den besetzten europäischen Ländern auf 
eine einfache Kausalbeziehung zurückzufüh-
ren, wäre ohne Zweifel zu simpel. Verschie-
dene Faktoren wie geographische Beschaffen-
heit, historische Tradition, Unterstützung von 
außen u. a. spielten ebenfalls eine entschei-
dende Rolle. Dennoch manifestierte sich im 
europäischen Widerstand ein tendenziell 
breiter werdendes Bündnis sozial und poli-
tisch-ideologisch unterschiedlicher Gruppen, 
die in der nationalen Gegenwehr gegen 
den nationalsozialistischen Unterwerfungsan-
spruch politischen Widerstand mit dem Ziel 
der Befreiung praktizierten. Damit vollzog 
sich eine parallele Entwicklung in großem 
Maßstab zu der, die 1933 in Deutschland mit 
dem Widerstand der Arbeiterbewegung ihren 
Anfang genommen hatte.

Daß dieser Zusammenhang der Entwicklung 
des NS-Herrschaftssystems und des Wider-
standes nicht einseitig war, daß — besonders 
in den besetzten Gebieten — Widerstand 
eine Eigendynamik entwickelte, sich in be-
stimmten Grenzen verselbständigte, aber 
auch die konkreten Erscheinungsformen und 
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Maßnahmen des Systems positiv (z. B. Ein-
stellung der Euthanasie) oder negativ (z. B. 
Verschärfung des politischen Kurses im Pro-
tektorat nach der Ermordung Heydrichs) )  
beeinflussen konnte, daß somit eine Wechsel-
wirkung möglich war, ist in einem allgemei-
nen Sinne selbstverständlich und sei hier nur 
am Rande vermerkt. Genauer aber läßt sich 
diese Wechselwirkung nur im konkreten Ein-
zelfall erfassen und ist somit kaum generali-
sierungsfähig. 29



Intentionen und Formen des Widerstandes

Bezieht man den Widerstand auf die jeweili-
gen materiellen und ideologischen „essenti-
als" des NS-Regimes, so wird damit auch die 
bewußtseinsmäßige Seite als zentrale Kompo-
nente von Widerstand aufgehellt. Damit ist 
gemeint, daß Widerstand zwar nicht notwen-
dig den Sturz des Regimes zum Ziel haben 
muß, um diesen Namen zu verdienen, aber 
doch ein Bewußtsein von der Zielrichtung 
der Handlung haben und damit zugleich über 
die bloße Verteidigung „egoistischer" Grup-
peninteressen und sozialer und institutionel-
ler Privilegien hinausgehen muß. Er stellt 
nicht in jedem Falle das Ganze des Herr-
schaftssystems in Frage (wie etwa die schärf-
sten politischen Gegner des Faschismus, die 
Kom
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munisten und Sozialisten), wohl aber 
Kernbereiche der Ideologie und Praxis. Wenn 
sich die Kirchen gegen das beanspruchte 
weltanschauliche Monopol des Nationalsozia-
lismus wandten und ferner offen gegen die 
Euthanasieaktion Stellung bezogen, war das 
Widerstand, der tendenziell die eigenen insti-
tutionellen und geistigen Schranken über-
stieg und mit der klaren Infragestellung des 
nationalsozialistischen Wertsystems den um-
fassenden politischen Anspruch des Regimes 
in wichtigen Punkten aushöhlte. Gerade an 
diesen Beispielen wird das intentionale Mo-
ment kirchlichen Widerstandes — das bei 
den illegalen Gruppen der Arbeiterbewegung 
ohnehin gegeben war — deutlich, das über 
bloß reaktives Verhalten zur Selbsterhaltung 
hinausging, wäre diese doch durch Gefügig-
keit und Schweigen viel besser zu erreichen 
gewesen. Daß ein solcher Protest zugunsten 
der Juden weder anläßlich der Nürnberger 
Rassengesetze noch der „Reichskristallnacht“ 
noch anläßlich der „Endlösung" erfolgte und 
damit die Verwirklichung eines zentralen 
Ziels des Nationalsozialismus mit Schweigen 
übergangen wurde, gehört freilich zu den 
schwerwiegenden Negativposten der histori-
schen Bilanz ).

Schwieriger wird es, dieses intentionale Mo-
ment von Widerstand und Formen des so-
zialen Protests zu erkennen, die zwar in poli-
tisch „aufgeladenen" Widerstand umschlagen 
konnten und auch möglicherweise von der 
Gestapo als Werk politischer Drahtzieher 
wahrgenommen wurden, denen aber keines-
wegs von vornherein der Charakter einer 
Widerstandshandlung zukam. Auch die Ge-
stapo vermochte hier durchaus zu unterschei-
den und ging somit von einem differenzierte-
ren Widerstandsbegriff aus, als gemeinhin an-
genommen wird31). Die zahlreichen Beispiele 
von kürzeren Streiks und Arbeitsverweige-
rungen, von Sabotage, Bummelei und Krank-
feiern 32) las en sich immer nur im jeweili-
gen ökonomischen und sozialen Zusammen-
hang als Widerstand oder aber sozialer Pro-
test und Nonkonformität interpretieren und 
sind damit generell praktisch nicht mehr er-
faßbar. Sie konnten Widerstand sein, wenn 
sie bewußt praktiziert wurden, und so zumin-
dest als Vorstufe eines politischen Bewußt-
werdungsprozesses über den Charakter des 
NS-Regimes zu verifizieren sind. Sie konnten 
jedoch genauso gut „normale" Reaktion auf 
unerträgliche Mißstände im Arbeitsprozeß 
sein. Eine solche Reaktion wurde von vorn-
herein vom Regime politisch kriminalisiert 
und war daher mit einer hohen Hemmschwel-
le versehen; dennoch lassen sich solche Ma-
nifestationen der Unzufriedenheit nicht ohne 
weiteres als Widerstand bezeichnen. Zumin-
dest dort, wo starke sozialistische Traditio-
nen in der Arbeiterschaft bestanden, zeigte 
sich jedoch in derartigen Aktionen ein be-
trächtliches Mobilisierungspotential, so daß 
vielfach ein „gleitender Übergang zwischen

30) Vgl. dazu jetzt die vorsichtige, in diesem 
Punkt aber relativ eindeutige Stellungnahme des 
Sekretariats der deutschen Bischofskonferenz an-
läßlich der Holocaust-Serie: Die katholische Kir-
che und der Nationalsozialismus, in: Frankfurter 
Rundschau vom 10. 2. 1979. Dazu eine scharfe kri-
tische Entgegnung von Karl Heinz Deschner in: 
Frankfurter Rundschau vom 19. 2. 1979. Sehr viel 
kritischer nimmt sich dagegen die Stellungnahme 
der Kirchenkanzlei der EKD „Zur Verfolgung des 
Judentums durch den Nationalsozialismus" anläß-
lich des 40. Jahrestages der „Reichskristallnacht“

aus. Die wichtigsten Passagen in: Frankfurter 
Rundschau vom 7. 11. 1978.
31) Als ein Beispiel sei auf den Gestapo-Lagebe-
richt aus Stettin vom 3. 11. 1934 hingewiesen, in
dem der Zusammenhang zwischen schlechter 
Stimmung bei Autobahnarbeitern wegen niedriger 
Löhne und sich daraus evtl, ergebenden politi-
schen Gefahren angesprochen wird. Robert The-
voz u. a., Pommern 1934/35 im Spiegel von Gesta-
po-Lageberichten und Sachakten, 2 Bde, Köln 
1974, hier Bd. 2, S. 51.
32) Dazu vor allem Mason, a. a. O.; ferner: Verfol-
gung und Widerstand unter dem Nationalsozialis-
mus in Baden. Die Lageberichte der Gestapo und 
des Generalstaatsanwalts Karlsruhe 1933—19w, 
bearb. v. Jörg Schadt, Stuttgart 1976; Bayern in 
der NS-Zeit. Soziale Lage und politisches Verhal-
ten der Bevölkerung im Spiegel vertraulicher Be-
richte, hrsg. v. Martin Broszat u. a., München 
1977.



.Gesinnungswiderstand' aus politischen 
Gründen und .Opposition' aufgrund mate-
rieller Arbeitsbedingungen, zwischen prinzi-
pieller Gegnerschaft und nichtprinzipieller, 
aber durchaus massiver, selbstbewußter und 
gefährlicher Gegenwehr gegen einzelne Maß-
nahmen und Zumutungen des Regimes" be-
stand33 ). Illegale Organisationen waren auf 
dieses soziale Umfeld angewiesen, wenn sie 
politische Wirksamkeit erreichen wollten. 
Kurze Warnstreiks wegen schlechter Entloh-
nung oder miserabler Arbeitsbedingungen 
waren ebensowenig Widerstand wie Boykott 
der Vertrauensratswahlen oder Ungültigma-
chen von Stimmzetteln, wohl aber signalisier-
ten sie ein Oppositionspotential, auf das die 
NS-Führung mit Terror, militärischer Diszipli-
nierung (Einberufung) und auch verstärkter 
ideologischer Arbeit (KdF) zu antworten sich 
gezwungen glaubte.

35) Karol Filipowicz, Tagebuch eines Antihelden, 
Roman, München 1964.
36) Jan Strzelecki, Schule der Gefühle, in: Polen 
1967 Nr. 9, S. 19.
”) J. A. Brodski, Die Lebenden kämpfen. Die ille-
gale Organisation brüderlicher Zusammenarbeit 
der Kriegsgefangenen (BSW), Berlin (Ost) 1968; 
Heike Bretschneider, Der Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus in München 1933—1945, Mün-
chen 1968, S. 202 ff.

Gerade hier ist es wichtig, die konkrete Si-
tuation und die vorhandenen Möglichkeiten 
der jeweiligen sozialen Gruppen und Institu-
tionen zur Artikulation von Protest und Wi-
derstand zu berücksichtigen. Nicht zerschlage-
ne Institutionen wie die Kirche und das Mili-
tär verfügten in dieser Hinsicht über andere 
und bessere Möglichkeiten als die ihrer Or-
ganisation beraubte Arbeiterschaft. Gleichzei-
tig beschränkte jedoch die legale institutio-
neile Fortexistenz auch die Artikulationsfor-
men von Widerstand und ließ nicht primär 
die Alternative „alles oder nichts" offen, so 
daß von daher vorsichtigere und taktisch 
bestimmte Verhaltensweisen mit dem Ziel, 
die noch bestehenden Institutionen nicht völ-
lig zu gefährden, erklärlich und naheliegend 
waren.
Kaum einfacher stellt sich demgegenüber die 
Situation besetzter Länder dar. Widerstand 
fiel hier zwar eindeutiger aus, ist deutlicher 
faßbar, aber in organisierter Form al
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s Wider-
standsbewegung umfaßte er insbesondere in 
den Anfangsjahren der Besatzungszeit doch 
nur eine Minderheit der Bevölkerung. „Sym-
bolischer Widerstand" wie das Zeichen P. W. 
(Polska Walczca) in Polen oder H7 (Haa-
kon VII) in Norwegen )  war für sich ge-
nommen eher Ausdruck der Nichtfügsamkeit 
und ohnmächtiger Wut, konnte aber be-
Wußtseinsmäßig die unmittelbare Vorstufe 
aktiver Widerstandstätigkeit bilden. Aber 
selbst in einer in der Endphase des Krieges 
50 breit fundierten Widerstandsbewegung

3 Bayern in der NS-Zeit, S. 201.
I De Jong, a. a. O„ S. 254. 

wie in Polen läßt sich nicht ohne weiteres 
davon ausgehen, daß die Mehrheit der Bevöl-
kerung Widerstand leistete, auch wenn es 
hier nie einen „Quisling" gab. Kornel Filipo-
wicz hat in seinem „Tagebuch eines Antihel-
den" dem Typus des unsicheren Kleinbür-
gers, der sich zwischen allen vom Okkupan-
ten und von der Widerstandsbewegung ver-
langten Loyalitäten „hindurchmogelt", ein 
liebenswürdig-ironisches lite

35
rarisches Denk-

mal gesetzt ).
Von den Widerstandsformen her vereinigte 
die polnische Widerstandsbewegung wohl 
am eindrucksvollsten die ganze Palette von 
Möglichkeiten. Sie reichte von Partisanen-
kampf und Aufstand, aktiver Sabotage, Ver-
nichtung von Einwohnermeldekarteien, Er-
schießung kompromittierter Kollaborateure, 
politischer Konspiration mit illegaler Regie-
rungs-, Justiz- und Militärorganisation bis 
zur umfangreichen illegalen Presse, zum ille-
galen Schul- und Hochschulwesen, Theater, 
Musik und schließlich zur Fortführung einer 
polnischen Regierung im Exil. In all diesen 
Formen ist der subjektive Moment des bewuß-
ten Widerstandes enthalten. Ein solcher Wi-
derstand wuchs über rein reaktives Verhal-
ten hinaus. „In unserem Widerstand“, schrieb 
ein Beteiligter später, „ging es nic
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ht um die 
Rettung unserer selbst; das konnte man weit-
aus sicherer durch Gefügigkeit erreichen. Un-
ser Widerstand war ein Widerstand gegen 
die Welt, die sie (die Deutschen; C. K.) den 
Menschen bereiten wollten. Aber unser Wi-
derstand war nicht durch eine objektive Ord-
nung der Dinge bestimmt, sondern durch un-
ser Urteil über diese Ordnung, durch unseren 
Richtspruch, daß das, was sie taten, ein Ver-
brechen sei, dessen Vorhandensein für uns 
eine Herausforderung war .. . Unser Wider-
stand war ein Akt des moralischen Subjekts, 
der sich von einem objektiven Wissen weder 
ableiten noch begründen ließ.“ )
Ein bislang kaum aufgearbeiteter, obwohl 
außerordentlich interessanter und instrukti-
ver Bereich ist der Widerstand der Zwangs-
arbeiter in Deutschland37). Darauf ist hier 



nicht näher einzugehen, weil prinzipiell die 
gleichen Probleme der Abgrenzung von Pro-
test und Widerstandsformen auftauchen wie 
bei deutschen Arbeitern. Zwar läßt sich ein-
deutig feststellen, daß etwa Streiks ungleich 
häufiger und heftiger waren als bei deut-
schen Arbeitern, aber die Zielrichtung der 
meisten Streiks (Abschaffung der Prügelstra-
fe, bessere medizinische Versorgung, höhere 
Essensrationen usw.) weisen doch eher auf 
die katastrophale soziale Lage der auslän-
dischen Arbeiter als auf antifaschistischen 
Widerstand hin. Angesichts der Schärfe 
der Sanktionen gegen jedes aufsässige 
Verhalten manifestierte sich dennoch in 
solchen Aktionen ein großes Widerstands-
potential. Daher ist es gewissermaßen kon-
sequent — wenngleich wenig bekannt —, 
daß auch der organisierte Widerstand un-
ter den Zwangsarbeitern einen erheblichen 
Umfang annahm. Als örtliche Schwerpunkte 
organisierter Widerstandsfähigkeit und -pla-
nung von sowjetischen Zwangsarbeitern 
sind bisher bekanntgeworden Kiel, Berlin, 
Leipzig und insbesondere München, wo 
mit der „Organisation brüderlicher Zu-
sammenarbeit der Kriegsgefangenen" (BSW) 
eine auf Initiative russischer Offiziere 
gegründete hoch entwickelte Widerstands-
gruppe existierte, die systematisch Nachrich-
ten sammelte und über mobile Radiosender 
weitergab, Kontakte zu illegalen Zirkeln in 
Wien, Prag und Innsbruck aufnahm, über ein 
Netz von Stützpunkten in zahlreichen süd-
deutschen Städten verfügte und für die End-
phase des Krieges Aufstandsvorbereitungen 
in Verbindung mit dem Vormarsch der Alli-
ierten plante38 ). Dieser Widerstand der — 
nächst den Juden — absoluten „Parias" der 
deutschen Gesellschaft im Zweiten Weltkrieg 
relativiert den der deutschen Arbeiterschaft 
in seinem Umfang, indem er darauf verweist, 
daß die NS-Sozialpolitik im Zeichen von 

38) Brodski, a. a. O„ S. 90, 155, 180 f., 205 ff.
39) Vgl. Schoenbaum, a. a. O., Kap. 3 (Der Arbeiter 
im Dritten Reich); Mason a. a. O., Kap. 5 (Sozialpoli-
tik und soziale Ideologie von 1934—1936) 
u. S. 165 f.

40) Dazu jetzt umfassend Falk Pingel, Häftling1 
unter SS-Herrschaft. Widerstand, Selbstbehaup 
tung und Vernichtung im Konzentrationslaga
Hamburg 1978. Von polnischer Seite Krzyszt 
Dunin-Wasowicz, Ruch oporu w hitlerowskich ob
ozach konzentracyjnych 1933—1945, Warscha 
1979.
41) Pingel, a. a. O., S. 206 ff.; Dunin-Wasowici
a. a. O„ S. 259 ff.
42) Pingel, a. a. O., S. 209 f.; Bericht des polnische:
Auschwitz-Häftlings Wieslaw Kielar, Vorabdruc
in: Der Spiegel 1979, Heft 6; als Buch erschiene 
unter dem Titel „Anus mundi".

Volksgemeinschaftsideologie und KdF einen
breiten aktiven Widerstandswillen doch in 
beträchtlichem Maße den Boden entzog.
Am schwierigsten bestimmbar und in der Be 
urteilung am nachdrücklichsten a
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uf die Rah 
menbedingungen verwiesen ist der Wider 
stand in Konzentrationslagern ).  Ein zu eng 
gefaßter Widerstandsbegriff kann KZ-Insas 
sen kaum noch einbeziehen, da sich derer
Aktivitäten, abgesehen von der Vorbereitung
bewaffneter Aufstände41 ), kaum direkt ge 
gen nationalsozialistische Herrschaftsträgei 
richten konnten, sondern primär der physi 
sehen und psychischen Unterstützung unc
Solidarität unter den Häftlingen dienten. Wo 
ein offener Kampf gegen das Lagersysten 
aussichtslos war, mußte sich Widerstand voi 
allem auf die Erhaltung widerstandsfähige! 
Gruppen, Ausschaltung von Spitzeln, Abwen 
düng besonders sadistischer Quälereien unc
Lebensrettung für einzelne Bedrohte richten 
Auch hier taucht in reduzierter Form die 
ganze Skala von Handlungen im organisatori 
sehen, politischen und kulturellen Bereic 
wie in „normalen" Widerstandsbewegungei
auf, auch hier stellte sich in noch zugespitz 
terer Form das Problem der Verquickung mi 
Kollaboration, sollte Widerstand innerhall 
der begrenzten Möglichkeiten überhaupt ef
fektiv werden. Ohne die im SS-Jargon al: 
„Funktionshäftlinge" bezeichneten Helfer in
Organisations- und Kontrollapparat der Lage 
konnten weder die SS noch die Widerstands 

42gruppen der Häftlinge auskommen ). Kaun
irgendwo dürfte daher Komplizenschaft zu 
SS und Widerstand so eng beieinander gele
gen haben.



Für die hier erörterten Stufen und Formen 
des Widerstandes stellt sich insgesamt die 
Frage nach einem gemeinsamen „positiven“ 
inhaltlichen Grundkonsens, der sich nicht 
ausschließlich in der partiellen oder totalen 
Negation des Regimes erschöpfte, die Frage 
also, ob und wieweit Widerstand von einem 
im weitesten Sinne „politischen" Inhalt her 
faßbar wird. Mißt man dem Bewußtseinsele-
ment eine zentrale Bedeutung zu, wie ich es 
hier getan habe, so wird die Feststellung ei-
nes solchen groben Grundkonsenses unerläß-
lich. Hier zeigen sich denn auch die eklatan-
ten Schwächen zumindest der älteren Histo-
riographie. Franciszek Ryszka hat m. E. mit 
Recht als ein Ziel jeden Widerstands im Drit-
ten Reich die Verteidigung von nationa-
ler Freiheit, elementarer Rechtsauffassung, 
menschlicher Existenz und Würde be-
stimmt43 ) — ein Ziel, das zwar von ganz unter-
schiedlichen politischen und weltanschauli-
chen Positionen her und auch in ganz unter-
schiedlicher Gewichtung und gesellschaftli-
cher Konkretisierung anvisiert wurde, aber 
doch eine gemeinsame Grundkonstante auf-
wies. Jede darüber hinausgehende inhaltliche 
Festlegung engt den Widerstandsbegriff in ei-
nem Maße ein, das für den um Differenzie-
rung bemühten Historiker nicht mehr vertret-
bar erscheint. Denn eine solche inhaltliche 
Einengung führt dann dazu, daß etwa — wie 
bei Gerhard Ritter — die „Rote Kapelle" als 
Spionageorganisation zugunsten eines totali-
tären Staates aus dem Koordinationssystem 
legitimen Widerstandes herausfällt44 ), wäh-
rend umgekehrt die DDR-Historiographie dem 
bürgerlich-konservativen Widerstand die po-
litische Legitimation bestreitet, wenn sie an-
tifaschistischen Widerstand definiert als: 
.Kampfbewegung gegen das Hitlerregime 
und für den Sturz der faschistischen Diktatur, 
deren Teilnehmer aus nahezu allen Kreisen 
und Schichten des deutschen Volkes, vor al-
lem aus der Arbeiterklasse, kamen. Antifa-
schistischer Widerstand erfolgte mit den ver-
schiedensten Mitteln und Methoden bis zum

45) Antifaschistischer Widerstand, in: Sachwör-
terbuch der Geschichte Deutschlands und der 
deutschen Arbeiterbewegung, Berlin (Ost) 1969, 
S. 72. Später heißt es dort: „Zu den Kräften des 
antifaschistischen Widerstandes gehörten auch 
die Partioten aus Offizierskreisen und aus dem 
Kreisauer Kreis, die an der Verschwörung des 
20. Juli 1944 teilnahmen. Sie lehnten die reaktio-
näre Konzeption der Gruppe Goerdeler-Beck-
Schacht, die wegen ihres reaktionären Programms 
zur Erhaltung der Machtgrundlagen des deutschen 
Faschismus nicht zum antifaschistischen Wider-
stand gehört, ab und wollten durch den gemeinsa-
men Kampf aller antifaschistischen Kräfte in 
Deutschland eine Ordnung errichten, die allen 
Deutschen in einer demokratischen Republik 
Recht und Gerechtigkeit verbürgt."
46) Vgl. dazu Tim Masons Kritik an der „Ge-
schichte der deutschen Arbeiterbewegung", Der 
antifaschistische Widerstand der Arbeiterbewe-
gung im Spiegel der SED-Historiographie, in: Das 
Argument 43 (1967), S. 144—154.
47) Deutschland im Zweiten Weltkrieg, a. a. O.; 
dazu ausführlich Andreas Hillgruber, in: HZ 223 
(1976), S. 358—72.
48) Einen summarischen Forschungsbericht gibt 
Zygmunt Mankowski, Die polnische Geschichts-
schreibung über die Widerstandsbewegung auf 
polnischen Gebieten im Zweiten Weltkrieg, in: 
Internationales Jahrbuch für Geschichts- und Geo-
graphieunterricht Bd. 18 (1978), S. 348—56.

) Franciszek Ryszka, Formen des Widerstandes 
Regen den Nationalsozialismus, Abgrenzung und 
Gemeinsamkeiten. Referat auf der Tagung „Wi-
derstand gegen den Nationalsozialismus" im Juni 
1978 in Bielefeld, S. 18. Vgl. auch Foot, a. a. O., 
S. 6.

1 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler und die deut-
sche Widerstandsbewegung (DTV-Ausgabe), Mün-
chen 1964, S. 108 ff.

Inhalte und Definitionsversuche

bewaffneten Kampf; er wurde aus den unter-
schiedlichsten Motiven, politischen, sozialen, 
ethischen und moralischen, geführt. In seiner 
Z

45
ielrichtung war er Klassenkampf gegen den 

deutschen Imperialismus." ) Der hier ja 
ausdrücklich auf „nahezu alle Schichten" 
ausgedehnte Widerstand läßt sich weder sei-
ner Intention noch seiner Funktion nach als 
Klassenkampf verstehen. Hier führt eine ver-
engte Faschismus-Interpretation zu einer un-
haltbaren Widerstandsbestimmung.
Daß Widerstand in der Beurteilung nicht von 
Erfolg und Mißerfolg abhängig sein darf, ist 
kaum bestreitbar. Das kann freilich nicht be-
deuten, daß die Angemessenheit der Mittel, 
die Motive, der Inhalt der Zielvorstellungen 
und die Organisationsformen nicht kritisch 
diskutiert werden dürften. Dies muß gerade 
auch gegen die ans Penetrante grenzende 
Selbstgerechtigkeit und Kritiklosigkeit in der 
marxistisch-leninistischen Darstellung des 
kommunistischen Widerstandes eingewandt 
werden465). Wer die jüngste große Gesamt-
darstellung eines Kollektivs von DDR-Histo-
rikern „Deutschland im Zweiten Weltkrieg* 
betrachtet 47 ) oder die ungehe
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ure Zahl polni-
scher Publikationen zur Bedeutung der Kom-
munisten (PPR) im polnischen Widerstand 
verfolgt ), erhält suggestiv schon rein von 



der Quantität des Stoffes her den Eindruck 
einer „führenden Rolle" der Kommunisten 
verm

49

ittelt, die zumindest in diesen beiden 
Fällen — anders etwa als in Jugoslawien, 
Frankreich oder Griechenland — an der hi-
storischen Realität vorbeigeht ).

Die Problematik der formalen und inhaltli-
chen Abgrenzung des Widerstandsbegriffs sei 
hier abschließend noch einmal an einigen De-
finitionsversuchen dargestellt.
Friedrich Zipfel hat in einem sehr umfassen-
den Sinne unter Widerstand jede Handlung 
subsumiert, „die darauf gerichtet war, dem 
totalitären Staat in den Arm zu fallen, sei es 
um die eigene

50

 oder die Gruppenexistenz zu 
behaupten oder um Unrecht im kleinen wie 
im großen zu verhüten; die sich darum be-
mühte, eine Staatsordnung zu erhalten oder 
vorzubereiten, die den Prinzipien des natio-
nalsozialistischen Staates widersprach oder 
die danach strebte, die bestehenden Macht-
verhältnisse durch Propaganda oder mit den 
Mitteln der Gewalt zu ändern" ) .

Ein solcher umfassend definierter Begriff 
liegt zumindest unreflektiert vielen allgemei-
nen Darstellungen von Opposition und Wi-
derstand im Dritten Reich zugrunde. Er um-
faßt in der Tat alle Erscheinungsformen von 
Widerstand; die Schwierigkeit scheint mir 
hauptsächlich darin zu liegen, daß der Zeit-
faktor fehlt und auf diese Weise weder eine 
Stufenfolge noch eine Gewichtung des Wi-
derstandes erkenbar  und möglich wird. Die-
sem „zeitlosen" Begriff fehlt der Bezug zur 
Entwicklung des Herrschaftssystems und da-
mit auch die Möglichkeit der „qualitativen" 
Wertung von Widerstandhandlungen, bedeu-
tete doch die gleiche Aktion oder Äußerung 
im Jahre 1933 und 1943 aufgrund der verän-
derten Rahmenbedingungen u. U. etwas völlig 
anderes. Außerdem sind Vorstufen der Siche-
rung der individuellen oder Gruppenexistenz 
hier schon als Widerstand gefaßt, ohne daß 
das Bewußtseinselement als konstitutiv er-

scheint. Insofern ist eine Abgrenzung von 
dieser Definition her kaum möglich.

Um eine Abstufung von Widerstandsakten 
faßbar und wissenschaftlich operationalisier-
bar zu machen, ist Peter Hüttenberger — mit 
m. E. allzu großem theoretischen Aufwand — 
zu dem Ergebnis gekommen, Widerstand nur 
noch als losen Oberbegriff zu verwenden, 
„der lediglich Auflehnung in asymmetrischen 
Herrschaftsbeziehungen signalisiert" und u. a. 
in einer Skala von Verhaltensformen faßbar 
wird wie: Nonkonformität, abweichendes 
Verhalten, sozialer Protest, ziviler Ungehor-
sam43).

49) Damit soll keineswegs in Frage gestellt wer-
den, daß die Kommunisten in Deutschland den ak-
tivsten Kern des Widerstandes stellten und auch in
Polen besonders nachdrücklich bewaffneten
Kampf verfochten. Die Formel von der „führenden
Rolle" übersieht aber die relative Isolierung, in
der die kommunistischen Widerständler sowohl in 
Deutschland wie in Polen kämpften und die ein 
Bündnis, das man hätte anführen können, besten-
falls in Ansätzen zustande kommen ließ.
50) Friedrich Zipfel 1965, zit. nach Heinz Josef 
Steinberg, Widerstand und Verfolgung in Essen
1933—1945, Hannover 1969, S. 16.

Zweifellos sind diese Verhaltensformen not-
wendige Voraussetzung für die Fortsetzung 
und Neubildung illegaler Widerstandsorgani-
sationen. Außerdem können sie quantitativ so 
stark auftreten, daß sie eine Gefährdung des 
Systems zumindest in Teilbereichen bedeu-
ten, dennoch lassen sie sich nicht unter einen 
inhaltlich klar umrissenen Widerstandsbegriff 
fassen.
Ganz verzichtet wird auf den Begriff wegen 
dieser Probleme daher in der großen Doku-
mentation über „Bayern in der NS-Zeit". Zu-
grunde gelegt wird statt dessen das als Struk-
turbegriff — im Gegensatz zum legitimato-
risch geprägten Widerstandsbegriff — ver-
standene Fremdwort „Resistenz" als „wirk-
sam gewordene Herrschaftsbegrenzung des 
Nationalsozialismus" 52 ). Vom Ipteresse der 
Dokumentation her, soziale Lage und politi-
sches Verhalten zu erfassen und in Korrela-
tion zu bringen, erscheint diese Definition 
naheliegend und am ehesten praktikabel. Das 
Problem eines politisch bestimmten Wider-
standsbegriffs ist damit jedoch in keiner 
Weise gelöst, so differenziert auch auf diese 
Weise dessen soziale Voraussetzungen pro-
blematisiert werden. Rein definitorisch ist zu-
dem weder hier noch bei Hüttenberger der 
für die innere Herrschaftsbegrenzung sehr 
wirksame Konkurrenzkampf innerhalb der 
nationalsozialistischen Machtelite und Poly-
kratie ausgeschlossen.

Detlev Peukerts an der Arbeiterbewegung 
orientierter Widerstandsbegriff wird zwar 
von einer „beliebigen" Oppositionshaltung 
abgegrenzt, weil sonst die qualitativen Unter-

5) Peter Hüttenberger, Vorüberlegungen zum 
Widerstandsbegriff, in: Theorien in der Praxis des 
Historikers, Geschichte und Gesellschaft, Sonder-
heft 3, Göttingen 1977, S. 116—134. hier S. 130.
52) A. a. O„ S. 11. 



schiede verwischt werden, dennoch soll er 
„alle jene Elemente umfassen, die von einer 
partikularen und spontanen Opposition bis 
zur h

53
ochorganisierten illegalen Partei rei-

chen" ).  Dieses Ziel ist kaum erreichbar, 
wenn darunter dann eine „Fülle kleiner und 
kleinster Aktivitäten", das Bemühen, „Sand 
im Getriebe" des faschistischen Systems zu 
sein, und die Bewahrung antifaschistischer 
Gesinnung verstanden werden54 ). Wider-
stand läßt sich somit aufgrund der fließenden 
Übergänge und der ganz unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen der jeweiligen Träger 
nicht exakt soweit definieren, daß vorweg 
eine klare Trennung gegenüber anderen For-
men von oppositionellem Verhalten und Un-
mutsäußerungen 'möglich ist. Er läßt sich all-
gemein in einem enger gefaßten Sinne im 
Anschluß an Zipfel und Peukert bestimmen 
als bewußter Versuch, dem Regime in einem 
für seine Ideologie und die Etablierung und 
Erhaltung seiner Herrschaft wichtigen Be-
reich „in den Arm zu fallen", und zwar von 
einem Wertsystem her, das dem nationalso-
zialistischen entgegenstand und das zugleich 
auch die bloße Verteidigung der eigenen 
oder Gruppenexistenz im Sinne der Herstel-
lung von elementarer Gerechtigkeit und 
Menschenwürde zu überschreiten forderte.
In der konkreten Analyse und Wertung der 
Bedingungen, Erscheinungsformen, Mittel und 
Ziele ist es jedoch unerläßlich, diesen Wider-
standsbegriff
1. historisch flexibel zu halten, d. h. ihn im-
mer wieder auf. die Entwicklung des Herr-

53) Detlev Peukert, Ruhrarbeiter gegen den Fa-
schismus. Dokumentation über den Widerstand im 
Ruhrgebiet 1933—45, Frankfurt 1976, S. 339.
54) Ebd. S. 8 u. 173.

schaftssystems und damit zugleich auf die 
konkreten politischen, institutionellen und 
sozialen Voraussetzungen der jeweiligen Trä-
ger von Widerstand und ihre Bedeutung für 
das NS-System zu beziehen;

2. das subjektive Moment des bewußten, ten-
denziell auf ein gesellschaftliches Ganzes ge-
richtetes Verhaltens aufzuspüren, ohne das 
Widerstand bloß reaktiv bleibt; gerade von 
hierher läßt sich Widerstand als Lernprozeß 
fassen, der sich aus rein gruppenbezogenen 
und unpolitischen Vorstufen weiterentwik-
kelt;

3. ihn nicht mit einem bestimmten gesell-
schaftspolitischen oder weltanschaulichen In-
halt zu füllen, ihn aber dennoch an einen all-
gemeinen Grundkonsens zu binden, der es 
damit unmöglich macht, Rivalitäten und 
Machtkämpfe innerhalb der Herrschaftselite 
— wenngleich u. U. sehr „effektiv" — zum 
Widerstand zu rechnen. Damit behält der Be-
griff seine politisch-legitimatorische Kompo-
nente. Er sollte sie m. E. trotz aller damit ver-
bundenen Probleme auch behalten, wenn im 
Sinne der genannten Kriterien sichergestellt 
ist, daß er kritisch und differenziert verwandt 
wird. Widerstand bezog seine Legitimation 
im Bewußtseinshorizont seiner Träger in er-
heblichem Maße von der Zukunft, und seine 
Bedeutung liegt gerade in Deutschland weni-
ger in der unmittelbaren Wirksamkeit als in 
seinem politisch-moralischen Bezug zur 
Nachkriegszeit: als einer der „wenigen Ak-
tivposten der deutschen Geschichte von 1933 
bis 1945" 5).

55) Hans J. Reichardt, Möglichkeiten und Grenzen 
des Widerstandes der Arbeiterbewegung, in: 
Schmitthenner/Buchheim, S. 169—213, hier S. 213.



Klaus Lompe: Zwanzig Jahre Godesberger Programm der SPD
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46/79, S. 3—24
Kein anderes Dokument einer politischen Partei in der Bundesrepublik hat so kontroverse 
Stellungnahmen und Interpretationen bewirkt, wie das vor zwanzig Jahren verabschiedete 
Godesberger Programm der SPD. Für die einen war es sichtbarer Ausdruck einer „Anpas-
sung" der SPD, für die anderen die längst fällige programmatische Neuorientierung eines 
zeitgemäßen demokratischen Sozialismus. Der Autor analysiert die Entwicklung der Pro-
grammatik der SPD auf dem Weg nach Godesberg und zeigt, daß das Grundsatzprogramm 
das Ergebnis eines langen Lernprozesses einer traditionsbeladenen Partei war, bei dem es 
den Sozialdemokraten vor allem darum ging, Theorie und Praxis in Einklang zu brin-
gen.
In seinen Inhalten ist das Godesberger Programm, das hier in den aktuellen Kontext der 
Diskussion um den demokratischen Sozialismus in der Bundesrepublik gestellt wird, be-
stimmt von einer Absage an alle weltanschaulichen und politischen Ausschließlichkeitsan-
sprüche. In diesem Programm wird eine politisch tragfähige Synthese von Traditionen der 
Arbeiterbewegung und den Kenntnissen der modernen Sozialwissenschaften versucht. Seit 
dem Eintritt in die Große Koalition und dann besonders seit 1969 steht der reformpolitische 
Ansatz des Godesberger Programms vor der praktischen Bewährung. Seit der Regie-
rungsbeteiligung ist in der Sozialdemokratie aber auch eine Auseinandersetzung um die 
Grundlagen und Konzepte ihrer Politik von Grund auf neu entbrannt. Die neue Theoriedis-
kussion war zunächst stark von den Jungsozialisten oder sich als links begreifende Positio-
nen bestimmt.
Die Diskontinuität in der Wahrnehmung der Grundlagen der Entwicklung des demokrati-
schen Sozialismus sowie das Vorherrschen eines oberflächlichen Pragmatismus in der SPD 
nach Godesberg führten dazu, daß der Nachwuchs teilweise auf den Marxismus zurückgriff. 
Diese Marxismus-Renaissance in Teilen der jüngeren Generation und die konkrete Pro-
grammatik des Orientierungsrahmens wurde von Kritikern der Sozialdemokratie zum An-
laß genommen, zu behaupten, daß die Partei vom Godesberger Kurs abgehe. Eine dezidierte 
Position wird in diesem Zusammenhang von W. Hennis vertreten. Es wird gezeigt, daß der 
Versuch Hennis', den Orientierungsrahmen '85 als Gegensatz zum Godesberger Programm 
der SPD zu interpretieren, nicht gelungen ist. Für die Sozialdemokratie ist der Orientie-
rungsrahmen '85 als ein Instrument der Präzisierung und Konkretisierung bestimmter Ele-
mente des Godesberger Programms ein wichtiger Ansatz für langfristige Planungsüberle-
gungen und ein Rahmen für Reformpolitik auf mittlere Sicht, für den innenpolitischen Geg-
ner eine Art Kristallisationspunkt für die Kritik an der Reformpolitik der 70er Jahre, über 
Erfolg und Mißerfolg der Politik innerer Reformen bzw. ihre Auswirkungen nach zehn Jah-
ren sozialliberaler Koalition unter sozialdemokratischer Führung gehen die Meinun-
gen heute weit auseinander. Viele Elemente dieser neuen Politik entstammen aber dem Re-
servoir sozialdemokratischer Programmatik, wie sie nach 1945 entwickelt wurde.



Christoph Kießmann: Gegner des Nationalsozialismus. Zum Widerstand im 
Dritten Reich )
Aus Politik, und Zeitgeschichte, B 46/79, S. 25—37
Der Begriff Widerstand wird in der Literatur häufig ohne nähere Reflexion über die in ihm 
steckenden Abgrenzungs- und Legitimationsprobleme verwandt. Angesichts der Färbung 
dieses Begriffs, die er sowohl in der DDR wie in der Bundesrepublik Deutschland zur politi-
schen Legitimation des jeweiligen staatlichen Selbstverständnisses erhalten hat, ist seine 
Problematisierung unerläßlich, auch wenn man bewußt an diesem Begriff, der in einigen 
neueren Publikationen schon fallengelassen wird, festhält Insbesondere von drei Seiten 
her ist eine solche Problematisierung notwendig:
Erstens muß Widerstand stets auf die Entwicklung des NS-Herrschaftssystems bezogen 
werden. Auf diese Weise kommen die konkreten politisch-institutionellen und sozialen 
Voraussetzungen der jeweiligen Träger von Widerstand in den Blick. Widerstand stellt sich 
damit als zeitliche Stufenfolge dar, in der schließlich eine potentielle Einheit von Arbeiter-
bewegung, Kirchen, bürgerlich-militärischen Gruppen und Resistance in den besetzten 
Ländern sichtbar wird.
Zweitens ist zur Bestimmung von Widerstand das subjektive Moment unerläßlich, das über 
reaktives Verhalten und Verteidigung von Eigeninteressen hinaus auf ein gesellschaftli-
ches Ganzes gerichtet ist und damit Widerstand als tendenziellen Lernprozeß zwischen un-
terschiedlichen Gruppen verstehen läßt.
Drittens ist nach inhaltlichen Vorstellungen im Sinne eines Grundkonsenses der Wider-
stand tragenden Gruppen zu fragen. Hier werden die Differenzen am deutlichsten, und nur 
eine sehr allgemeine Bestimmung ist tragfähig. Sie ist jedoch notwendig, um Rivalitäten 
und Opposition innerhalb der nationalsozialistischen Machtelite per definitionem auszu-
schalten. In diesem Sinne ließe sich Widerstand im Dritten Reich verstehen als bewußter 
Versuch, dem Regime in einem für seine Ideologie und die Etablierung und Erhaltung sei-
ner Herrschaft wichtigen Bereich in den Arm zu fallen, und zwar von einem Wertsystem 
her, das dem nationalsozialistischen entgegenstand und das zugleich auch die bloße Vertei-
digung der eigenen oder Gruppenexistenz im Sinne der Herstellung von elementarer Ge-
rechtigkeit und Menschenwürde zu überschreiten forderte.
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